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Anhang GS 


Staatsrechtliche  Erörterungen  sind  vielleicht  von  geringerem 
unmittelbar  practischen  Interesse;  desto  grösser  aber  ist  ihr 
theoretischer  Reiz,  der  sich  mit  den  Schwierigkeiten  steigert, 
welche  die  Gedankenarbeit  auf  diesem  Gebiete  zu  überwinden 
hat.  Diese  Erwägung  mag  es  rechtfertigen,  wenn  wir  uns  in  den 
folgenden  Erörterungen  in  die  höchsten  Regionen  des  Staats- 
lebens begeben,  um  über  die  rechtliche  Natur  des  Staates*) 
dem  wir  angehören,  im  Wege  rein  juristischen  Denkens  eine 
von  dem  Gewoge  der  Parteimeinung  unabhängige,  gegenüber 
den  flüchtigen  und  unfertigen  Ansichten  des  Tages  vertiefte 
Auffassung  zu  erlangen.  Alle  Wissenschaften  haben  in  letzter 
Reihe  die  Bearbeitung  und  Reinigung  der  Begriff'e  des  gemeinen 
Gedankenkreises  zum  Gegenstande;  in  erhöhtem  Maasse  aber 
haben  die  Staatswissenschaften  die  Aufgabe,  Begriffe  und  Mei- 
nungen zu  prüfen,  zu  sichten  und  zu  klären,  in  der  Regel  zu 
berichtigen  und  vielfach  auch  abzulehnen,  welche  durch  eine 
flüchtige  Tagesliteratur  verbreitet  werden. 

Der  gewählte  Titel  des  Aufsatzes  könnte  aut  den  ersten 
Blick  Anstoss  erregen,  denn  er  bedeutet,  dass  die  rechtliche 
Natur  der  österr.-ungarischen  Monarchie  in  derselben  Weise 
untersucht  werden  soll,  wie  man  andere  Gebilde  des  Rechts- 
lebens anatomisirt  und  analysirt.  Allein  dieses  Befremden  muss 
bei  der  Erwägung  schwinden,  dass  ja  das  Recht  ein  Gebilde 
ist,  welches  den  ganzen  Gliedbau  des  äusseren  gesellschaftlichen 


')  Id  der  neuesten  Zeit  sind  über  diesen  Gegenstand  zwei  Schriften  er- 
schienen: H.  Biderinann.  Die  rechtliche  Natur  der  österr.-ungarischen 
Monarchie.  Vortrag  in  der  Wiener  juristischen  Gesellschaft  1877 ;  dann 
Fr.  V.  J  u  r  a  s  c  h  e  k,  Tevsoual-  und  Kealuuiou  1878. 
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Zusammenlebens  und  daher  die  allgemeinsten  wie  die  indivi- 
duellsten, die  wichtigsten  wie  die  gcringfii^Mgsten  Lebensver- 
hältnisse und  Interessen  umfasst. 

Das  gewählte  Thema  erfordert  zunächst  dieKevision  einiger 
Grundbegriffe  des  allgemeinen  Staatsrechts,  unter  die  man  con- 
crete  Staatengebilde  zu  subsumiren  pflegt,  sowie  die  Eiörte- 
rung  der  wichtigsten  Thatsachen  aus  der  Entstehungsgeschichte 
der  Monarchie  nach  ihrem  juristischen  Gehalte  und  ihren  Wir- 
kungen. Daran  wird  sich  die  Analyse  des  Rechtszustandes 
der  Gegenwart  zu  reihen  haben. 

/.    Vorbegriffe  des  allgemeinen  Staatsrechts. 

T.  Die  Geschichte  zeigt  mehrfache  Beispiele,  dass  Einzeln- 
staaten mit  einander  mehr  oder  minder  innige,  dauernde  oder 
vorübergehende  Verbindungen  eingegangen  sind.  Man  versucht 
diese  verschiedenen  Staatenverbindungen  unter  die  Begriffe  Per- 
sonal- und  Realunion,  Staatenbund  und  Bundesstaat  zu  bringen, 
—  freilich  unter  Begriffe  schwankenden  Inhaltes  und  Umfanges, 
die  einer  tieferen  Auffassung  nicht  unbedeutende  Schwierigkeiten 
entgegenstellen.  Es  mag  vor  Erörterung  dieser  Begriffe  ben^erkt 
werden,  dass  die  Behandlung  staatsrechtlicher  Verhältnisse 
allerdings  ihren  besonderen  Gedankengang  erfordert,  der  mit 
civilistischen  Begriffen  nicht  oporir-^n  darf,  dass  aber  das  Staats- 
recht gewisse  juristische  Elementarbegriffe  mit  dem  Civilrechte 
gemeinsam  hat,  so  dass  es  zuweit  gegangen  wäre,  wenn  man 
der  Verwerthung  dieser  Begriffe  für  staatsrechtliche  Construc- 
tionen  den  Vorwurf  privatrechtlicher  Behandlungsweise  machen 
würde.  2)     So    bedarf   z.    B.    das    Staatsrecht    den    Begriff    der 


^)  Mit  Recht  bemerkt  Labaud  iu  der  \orrede  seines  klassischen  Wer- 
kes; „Staatsrecht  dos  deutschen  ßeiches"  Seite  7,  „dass  auf  dem 
Gebiete  des  Staatsrechts  zahh'ciche  Bcgrittc  wiederkehren,  welche  ihre  wissen- 
schaftliche Feststellung  und  Durchbildung  zwar  in  dem  Gebiete  des  Privat- 
rechts gefunden  haben,  die  aber  ihrem  Wcsun  nach  nicht  Beitritte  des  Frivat- 
rechts,  sondern  allgemeine  Begriti'e  des  Rechts  sind.  Nur  müsscu  sie  aller- 
dings von  specifisch  privatrcchtliclicu  Merkmalen  goruinigt  werden.  Die  ein- 
fache liebertragung  civilrechtliclier  Jlogrifle  und  Regeln  auf  staatsrechtliche 
Verhältnisse  ist  der  richtigen  Erkenutniss  derselben  gjwi-s  nicht  förderlich 
die  „civilistische"  Behandlung  des  Staatsrechtes  ist  eine  verkehrte.  Aber  unter 
der  Verurtheilung  der  civilistischen  Methode  versteckt  sich  oft  die  Abnei- 
gung gegen  die  j  u  ristisch  e  Behandhing  de.s  Staatsrechts  und  indem  man 
die  i'rivatrechtsbegrilii-  vermeiden  will,  verstösst  man  die  Reolitsbe<Tri(ie  über- 
haupt, um  sie  diuch   philosophische  und  politische  Betrachtungen  zu  ersetzen. 
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juristischen  Person,  da  der  Staat  eine  über  den  Einzelnen 
stehende  Ordnung  ist,  die  ihren  Stützpunkt  in  dem  herrschen- 
den Staatswillen  findet.  Als  Person  handelt  der  Staat  wie  eine 
physische  Persönlichkeit,  er  lässt  durch  seine  Organe  Geschäfte 
factischer  Natur  besorgen,  er  nimmt  aber  auch  einseitige  Wil- 
lenserklärungen juristischen  Inhaltes  vor  und  schliesst  Rechts- 
geschäfte ab.  Als  juristische  Person  bedarf  der  Staat  eines  von 
Natur  willens-  und  handlungsfähigen  Trägers  der  Souverainität, 
als  der  in  monarchischen  Staaten  der  Monarch  erscheint.  Als 
Personen  können  die  Einzelnstaaten  zu  einander  in  Rechtsver- 
hältnisse treten  und  es  kann  aus  einer  dauernden  Verbindung 
mehrerer  Staaten  ein  neues  Rechtssubject  hervorgehen. 

Zunächst  sind  jene  Staatsverbindungen  zu  untersuchen,  die 
man  mit  den  Norainalbegriffen  Personal-  und  Realunion  bezeich- 
net. Das  gemeinsame  Merkmal  dieser  beiden  Arten  von  Staaten- 
verbindungen ist,  Jass  in  mehreren  Staaten  eine  und  dieselbe 
physische  Person  Träger  der  Staatsgewalt  ist.  Es  haben  somit 
zwei  oder  mehrere  Staaten  gleichzeitig  eine  und  dieselbe  physische 
Person  zum  Souverain,  d.  h.  ein  und  dieselbe  physische  Person 
ist  gleichzeitig  Monarch  in  zwei  oder  mehreren  Staaten  und  ver- 
bindet somit  in  sich  mehrere  Staatsgewalten  und  mehrere  Herr- 
scherpersönlichkeiten. Man  nennt  daher  diese  Union  der  Staaten 
eine  unio  civitatum  jure  imperii,    id  est   sub  eodem    imperante. 

Diese  Union  ist  nun  Personalunion,  wenn  dieselbe  nur 
durch  die  im  lechtlichen  Sinne  zufällige  Gemeinsamkeit  des 
Staatsoberhauptes  der  unirten  Staaten  begründet  wird.  Die 
Personalunion  ist  somit  dadurch  gegeben,  dass  zufällig  die 
juristischen  Thatsachen,  auf  denen  das  Successionsrecht  beruht, 
in  den  beiden  oder  mehreren  Staaten  eine  und  dieselbe  Person 
zur  Naclifolge  berufen,  ohne  dass  sich  damit  die  rechtliche 
Ueberzeugung  verbindet,  dass  diese  Union  länger  zu  dauern 
habe,  als  die  juristischen  Thatsachen  wirksam  sind,  die  in 
ihrem  Zusammentreffen  die  Cumulation  der  Monarchenrechte 
in  einer  Hand  herbeigeführt  haben.  Es  beruht  somit  diese 
Art  der  Union  nicht  auf  einer  grundgesetzlichen  Bestim- 
mung, dass  die  beiden  durch  die  gemeinsame  Herrscherpersön- 
lichkeit verbundenen  Staaten  nothwendiger  Weise  unirt  bleiben 
sollen;   ebenso  wenig  verbindet   sich  damit  der  Gedanko,    dass 

1* 


—  4  — 

tiiese  Vorbindung  ewig  odor  wenigstens  für  eine  solche  Dauer 
vereinbart  sein  solle,  dass  nach  menschlicher  Voraussicht  die 
Lösung  dieser  Veibindung  nicht  zu  erwarten  steht. 

Als  Entstehungsgründe  der  Personalunion  fuhrt  man  an: 
a)  die  Wahl  einer  und  derselben  Person  zum  Monarchen  zweier 
Staaten  beziehungsweise  die  Wahl  des  Monarchen  eines  Erb- 
staates zum  Monarchen  des  zweiten  Staates,  ohne  dass  derselbe 
durch  die  Wahl  seine  bisherige  Stellung  verliert.  Der  gleiche 
Fall  ist  vorhanden.,  wenn  der  Thronfolger  eines  Staates  zum 
Monarchen  des  zweiten  Staates  berufen  wird,  und  dann  in  sei- 
nem angestammten  Erbstaate  succedirt.  b)  die  Erwerbung  eines 
Staates  oder  Territoriums  durch  den  Monarchen  eines  andern 
Staates  kraft  eines  völkerrechtlichen  Actes,  wobei  die  Selbst- 
stäüdigkeit  des  erworbenen  Staates  aufrecht  erhalten,  bezie- 
hungsweise das  erworbene  Territorium  als  selbstständiger  Staat 
constituirt  wiid.  Ein  Beispiel  hierfür  bietet  die  Erwerbung  des 
Herzogthums  Lauenburg  durch  den  König  von  Preussen  kraft 
des  Gasteiner  Vertrages  vom  .14.  August  1865  und  des  Occu- 
pationspatentes  vom  13.  September  1865,  wobei  die  Selbststän- 
digkeit dieses  Herzogthums  und  seine  Verfassung  erhalten  blieb, 
c)  wenn  in  zwei  Staaten  verschiedene  Linien  eines  und  desselben 
Geschlechtes  zur  Thronfolge  berufen  sind  und  nach  dem  Er- 
löschen der  einen  Linie  kraft  der  bestehenden  Successions- 
ordnung  die  verwandte  Herrscherlinie  des  andern  Staates  zur 
Succcsion  berufen  wird.  Auf  diese  Weise  war  Hannover  und 
Grossbrittanien  während  der  Jahre  1714—1837  durch  Personal- 
union verbunden. 

Andererseits  erlischt  die  Personalunion  ipso  jure,  sobald 
durch  die  in  beiden  Staaten  selbstständig  wirkenden  juristischen 
Thatsachen  die  Cumulation  der  Staatsgewalten  in  einer  Person 
wieder  aufgehoben  wird;  wenn  also  a)  nach  Wegfall  des  bis- 
herigen gemeinsamen  Trägers  der  Staatsgewalt  die  Wahl  oder 
die  Successionsordnung  in  beiden  Staaten  zwei  verschiedene 
Nachfolger  beruft,  oder  b)  wenn  das  Monarchenrecht  nur  in  dem 
einen  Staate  durch  Entsagung  erlischt  und  sich  daher  dieser 
Staat  einen  neuen  Träger  seiner  Staatsgewalt  suchen  muss. 

Es  ist  daher  im  Allgemeinen  richtig,  wenn  die  Personal- 
union   als    eine   Vereinigung    erklärt   wird,    welche    durch    das 
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zufällige  Zusammentreffen  der  Successionsgesetze  mehrerer 
Staaten  entsteht  und  wenn  man  dieselbe  als  eine  vorüberge- 
hende Verbindung  betrachtet.  Factisch  kann  allerdings  die  Ver- 
bindung lange  währen,  weil  in  beiden  Staaten  die  zur  Succes- 
sion  berufenden  Thatsachen  immer  wieder  einer  und  derselben 
Person  die  Staatsgewalt  übertragen ;  es  mag  sich  damit  die 
Ueberzeugung  verbinden,  dass  diese  Verbindung  der  Staaten 
wünschenswerth,  oder  sogar  politisch  nothwendig  sei,  ja  man 
mag  selbst  die  Successionsordnung  in  beiden  Staaten  so  ein- 
richten, dass  in  beiden  Monarchien  die  Nachfolge  immer  ein 
und  dasselbe  Subject  treffe,  —  alle  diese  Momente  ändern  Nichts 
an  dem  rechtlichen  Charakter  der  Personalunion. 

Die  so  unirten  Staaten  stehen  sich  als  vollkommen  souve- 
raine  Staaten  gegenüber;  jeder  hat  seine  eigene  Staatsgewalt 
mit  ihren  eigenthümlichen  Objecten  und  Functionen ;  die  beider- 
seitigen Unterthanen  sind  beiderseits  Fremde ;  zwischen  beiden 
Staaten  bestehen  nur  völkerrechtliche  Beziehungen. 

Allerdings  ist  aber  ungeachtet  dieses  Mangels  rechtlicher 
Gemeinsamkeit  nicht  ausgeschlossen,  dass  in  den  unirten  Staaten 
factisch  eine  mehr  oder  minder  grosse  Summe  gemeinsamer 
Einrichtungen  bestehe.  Es  wird  diess  namentlich  auf  jenen  Ge- 
bieten der  Fall  sein,  wo__dfi]: .  persönliche  "Wille  des  Monarchen 
allein  entscheidend  ist.  Es  wird  also  ganz  gut  denkbar  sein, 
dass  der  Monarch  nur  einen  Hofstaat  habe,  dass  sich  ein 
gemeinsames  Ordenswesen  ausbilde,  dass  reciproke  Adelsver- 
leihungen stattfinden,  die  Militärmacht  nach  gleichen  Grund- 
sätzen organisirt  werde,  dte'  äussere  Vertretung  durch  gemein- 
same Gesandte  stattfinde  und  ein  geheimer  Rath  aus  Angehörigen 
beider  Staaten  gebildet  werde.  Die  Personalunion  kann  auch 
Veranlassung  werden,  dass  in  beiden  Staaten  materiell  über- 
einstimmende Rechtsnormen  erlassen,  die  Verwaltung  auf  glei- 
chen Fuss  gesetzt  und  die  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zu 
öffentlichen  Aemtern  zugelassen  werden.  Diese  Erscheinungen 
bilden  den  Schlüssel  zum  Verständnisse  der  Bildung  derjenigen 
Staaten,  welche  aus  dem  Zusammenwachsen  mehrerer  durch 
Personalunion  verbundener  Territorien  entstanden  sind.  So  be- 
merkt Hermann  Schulze  über  die  Bildung  des  Staates  Preussen 
(Staatsrecht  I.  S.  47)   treffend:    Alle  (unter   dem  grossen  Kur- 


—  6  — 

fürsten)  vereinigten  Fürstenthümer  liatten  ihre  besonderen  Ver- 
fassungen, welche  dem  Landesherrn  meist  nur  sehr  beschränkte 
Machtsbefugnisse  einräumten.  Es  fehlte  an  allen  gemeinsamen 
staatlichen  Institutionen,  der  Brandenburger  war  in  Preussen  ein 
Ausländer,  während  man  in  den  Marken  wiederum  dem  Rhein- 
länder aus  Kleve  oder  dem  Westphalen  aus  Minden  das  Indi- 
genat  absprach.  Der  vereinigende  Mittelpunkt  aller  dieser  Län- 
der und  Menschen  war  nur  der  Landesherr;  er  allein  konnte 
den  festen  KrystalHsationspunkt  des  werdenden  Staates  bilden. 
Der  staatliche  Neubau  konnte  nur  auf  monarchischer  Grund- 
lage erfolgen.  Die  Herstellung  der  Staatseinheit  musste  mit 
einem  Kampfe  gegen  den  provinziellen  Particularismus  der 
Landesstände  beginnen.  Ihre  Alles  überwuchernden  Privilegien 
mussten  so  weit  beschränkt  werden,  als  sie  der  nothwendigen 
Staatseinheit  im  Wege  standen.  Auf  drei  Dinge  gründete 
der  Kurfürst  sein  neues  System:  auf  Einheit  in  der  Regie- 
rung, auf  Ordnung  in  den  Finanzen  und  auf  Organisation  der 
Armee." 

n.  Im  Gegensatze  zu  der  Personalunion  bedeutet  die 
R  e  a  1  u  n  i  0  n  die  grundgesetzliche  und  fortdauernde  Vereinigung 
der  Staaten  selbst,  so  dass  die  Aufhebung  dieser  Verbindung 
die  in  verfassungsmässiger  Form  ausgesprochene  Zustimmung 
beider  Staaten  in  den  sie  hiebei  rechtlich  repräseutirenden 
Organen  erfordert.  Damit  sind  die  unterscheidenden  Merkmale 
von  der  Personalunion  gegeben.  Bei  dieser  zufällige  sich  jeder- 
zeit von  selbst  lösende  Verbindung,  bei  der  Realunion  dagegen 
rechtliche  Nothwendigkeit  einer  (wenigstens  regelmässig)  als 
unlösbar  erklärten  Verbindung;  —  bei  der  Personalunion  zu- 
fällige Gemeinsamkeit  des  persönlichen  Trägers  der  Staatsge- 
walt, bei  der  Realunion  dagegen  grundgesetzliche  Gemeinsam- 
keit der  Person  des  Monarchen  und  möglicher  Weise  noch  anderer 
Organe  der  Staatsgewalt.  Dagegen  wäre  es  verfehlt,  den  Diffe- 
renzpunkt zwischen  Personal-  und  Reakuiion  in  der  grössern 
oder  geringern  Gemeinsamkeit  oder  Uebereinstimmung  der  staat- 
lichen Einrichtungen  zu  suchen  und  dort  von  Personalunion  zu 
reden,  wo  diese  Gemeinsamkeit  oder  Uebereinstimmung  mangelt 
oder  geringfügig  ist,  -  die  grössere  Summe  übereinstimmender 
oder  gemeinsamer  Einrichtungen  dagegen  mit  dem  Namen  Real- 


—  7  - 

Union  zu  bezeichnen.  Die  Realunion  hebt  die  staatsrechtliche 
und  administrative  Selbstständigkeit  der  unirten  Staaten  nicht 
auf  und  kann  daher  bei  vollständii:,'er  Verschiedenheit  der  Ver- 
fassung, Gesetzgebung  und  Verwaltung  dennoch  bestehen. 

Soll  aber  die  Eealunion  entstehen  und  bestehen,  so  muss 
allerdings  an  ein  rechtliches  Interesse  gedacht  werden,  welches 
die  verbundenen  Staaten  an  dieser  Union  haben,  und  welches 
seinen  Schutz  in  der  Heiligkeit  und  Integrität  der  die  Real- 
unioii  verbürgenden  beiderseitigen  Staatsgrundgesetze  findet. 
Dieses  Interesse  wird  zunächst  in  der  Verstärkung  der  äussern 
Staatsmacht  zu  suchen  sein ;  denn  es  wird  nicht  ausbleiben, 
dass  sich  das  Ausland  gewöhnt,  die  unirten  Staaten  als  einen 
Gesammtstaat,  d.  h.  als  eine  in  politischer  Einheit  verbundene 
Gesammtniacht  aulzufassen,  ohne  weiter  nach  der  Innern  Ver- 
schiedenheit der  unirten  Staaten  zu  fragen. 

Durch  die  Realunion  soll  somit  die  Erreichung  des  äussern 
Machtzweckes  der  unirten  Staaten  gefördert  und  die  Erhaltung 
der  äussern  Unabhängigkeit  und  Integrität  des  Gesammtgebietes 
erleichtert  werden.  Diesem  gemeinsamen  Zwecke  werden  ge- 
meinsame Mittel  gewidmet,  diess  bewirkt  die  Bestimmung  einer 
gemeinsamen  Wehrkraft  zur  gemeinsamen  und  simultanen  Ver- 
theidigung  des  Gesammtgebietes  und  die  gemeinsame  Widmung 
der  hiezu  erforderlichen  ökonomischen  Mittel.  Es  ist  jedoch 
nicht  ausgeschlossen,  dass  dieses  Gebiet  gemeinsam  zu  schützen- 
der Interessen  sich  auch  auf  andere  Gebiete  des  Staatslebeus 
beziehe,  wie  es  denn  überhaupt  nicht  angeht,  positiv  bestehende 
Staateugebikle  in  SchulbcgriÖ'e  einzuzwängen,  da  diese  nur  die 
allgemeinen  Umrisse  bezeichnen  können,  innerhalb  welcher  sich 
die  in  der  Wirklichkeit  gegebenen  Staaten  in  manci:erlei  Nuancen 
und  Mischungen  bewegen.  Soviel  aber  steht  fest,  dass  die  Be- 
griffsmomente derRealuuion  einem  doppelten  Gesichtspunkte  zu 
entlehnen  sind:  Der  Gemeinsamkeit  der  Organe  und  der  Ge- 
meinsamkeit gewisser  Interressen. 

In  monarchischen  Staaten  sind  Organe  der  Staatsgewalt  der 
Monarch,  die  als  anstaltliche  Glieder  des  Staates  erscheinenden 
Staatsämter  und  die  Volksvertretung.  Die  Gemeinsamkeit  der 
Organe  in  der  Realuniou  beginnt  allerdings  bei  der  Person  de^ 
Monarchen.   Da  auch  bei  der  Realunion  die  unirten  Staaten  ihre 
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staatsrechtliche  Selbstständigkeit  beibehalten,  so  repräsentirt  die 
Herrscherpersönlichkeit  mehrere  Subjecte  der  Staatsgewalt.  Jeder 
der  beiden  unirten  Staaten  hat  einen  selbstständigen  Staatswillen 
und  wo  ein  einheitlicher  Wille  beider  Staaten  auftritt,  liegt  nicht 
die  Aeusserung  eines  von  dem  Staatswillen  der  unirten  Staaten 
verschiedenen  Gesammtstaatswillens,  sondern  nur  die  materiell 
übereinstimmende  Willensäusserung  mehrerer  Staatsgewalten  vor. 
Nur  eine  oberflächliche  Beobachtung  vermöchte  hier  einen  Ge- 
sammtstaatswillen  erkennen  und  könnte  zu  dieser  Auffassung  nur 
dadurch  verleitet  werden,  dass  der  gemeinsame  Monarch,  somit 
Eine  physische  Person  Willensträger  ist,  was  allerdings  den 
Schein  der  Willenseinheit  erzeugt. 

Die  Wahrung  der  durch  die  Realunion  gegebenen  gemein- 
samen Interessen  erfordert  aber  die  Herstellung  solcher  Ein- 
richtungen, wodurch  auf  den  die  Realunion  berührenden  Ge- 
bieten die  Möglichkeit  einer  materiell  übereinstimmenden  Wil- 
lensrichtung beider  Staaten  gesichert  wird.  Hängt  die  Bildung 
des  Staatswillens  in  beiden  Staaten  von  dem  persönlichen  Wil- 
len des  Monarchen  allein  ab,  so  bietet  dieses  keine  weitereu 
Schwierigkeiten.  Ebenso  stellt  sich  die  Sache  einfach,  wenn 
in  dem  einen  Staate  der  absolute  Wille  des  Monarchen  gilt, 
in  dem  andern  dagegen  Landstände  oder  eine  wirkliche  Volks- 
vertretung vorhanden  sind.  Sind  dagegen  in  beiden  Staaten 
Repräseutativkörper  vorhanden,  so  bedarf  es  in  dieser  Sphäre 
gewisser  Medien,  um  eine  materielle  Uebereinstimmung  der 
zu  dem  Willen  des  Monarchen  hinzutretenden  Beschlüsse  zu 
erzielen.  Ebenso  führt  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen  auch 
zu  gemeinsamen  Verwaltungsorganen,  wobei  die  moderne  Mini- 
sterialverwaltung  eine  besondere  staatsrechtliche  Bedachtnahme 
erheischt.  Im  Lehens-  und  Patrimonialstaate  sind  die  landes- 
fürstlichen Beamten  blosse  Gehilfen  des  Landesherren,  die  in 
der  fürstlichen  Kanzlei  Verwaltuogsgeschäfte  besorgen  helfen. 
Ihre  Mitwirkung  beruht  nur  auf  dem  freien  Willen  des  Lan- 
desherrn und  der  factischen  Nothwendigkeit,  das  sich  immer 
mehr  anhäufenden  Detail  der  Regierungsgeschäfte  durch  Ge- 
hilfen besorgen  zu  lassen.  Im  modernen  Staate  werden  ein- 
zelne Staatsämter  zu  anstaltlichen  Gliedern  des  Staates,  so  dass 
der  Monarch  an  die  Mitwirkung  derselben  recitlich  gebunden 
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ist  und  sein  "Wille  erst  dadurch  zum  vollen  Staatswillen  ergänzt 
wird.  Aus  diesen  Gründon  werden  die  für  die  gemeinsamen 
Aufgaben  der  unirten  Staaten  vorgefundenen  oder  geschafienen 
Verwaltungsorgane  eine  besondere  staatsrechtliche  Stellung  er- 
langen. Es  kann  somit  die  Realunion  Veranlassung  werden, 
dass  auch  gemeinsame  Staatsämter  gebildet  werden. 

Wir  können  die  Erörterung  des  Begriffes  der  Realunion 
nicht  abschliessen,  ohne  des  Unterschiedes  derselben  voa  der 
sog.  unio  inaequalis,  der  Incorporation  und  der  unio  per  sup- 
pressionem  zu  gedenken. 

Die  unio  inaequalis  besteht  in  dem  Verhältnisse  eines 
oberherrlichen  Hauptstaates  gegenüber  einem  nebenstaatlichen 
Annexe.  Während  die  eigentliche  Realunion  die  Gleichberechti- 
gung und  Selbstständigkeit  beider  unirten  Staaten  voraussetzt, 
spielt  bei  der  unio  inaequalis  der  eine  Staat  die  Rolle  eines 
Hauptstaates,  dem  gegenüber  die  Nebenländer  (partes  annexae) 
nur  eine  relative  Selbstständigkeit  besitzen. 

Bei  der  Incorporation  verliert  der  eine  Staat  seine 
Existenz,  um  Theil  eines  andern  Staates  zu  werden,  bei  der 
unio  per  suppressionem  entsteht  aus  einer  Mehrheit  als 
Individuen  untergehender  Staaten  ein  neuer  Staat.  Das  König- 
reich Hannover,  das  Kurfürstenthum  Hessen,  das  Herzogthum 
Nassau,  die  freie  Stadt  Frankfurt  a.  M.  wurden  der  preussischen 
Monarchie  einverleibt,  das  Königreich  Italien  verdankt  seinen 
Ursprung  der  Vernichtung  der  einzelnen  Staaten  der  apennini- 
schen Halbinsel. 

HI.  Es  wird  nach  dieser  Erörterung  nicht  allzuschwer  wer- 
den, das  Wesen  der  beiden  andern  Arten  von  Staatenverbindun- 
gen :    des  Staatenbundes  und  Bundesstaates  zu  charakterisieren. 

Den  Unterschied  zwischen  Staatenbund  und  Bundesstaat  hat 
Laband  (Staatsrecht  des  deutschen  Reiches  I.  S.  57)  kurz  und 
treffend  dahin  ausgedrückt:  Der  Staatenb^ujul  ist  ein  Rechts- 
verhältniss  unter  Staaten,  also  kein  Rechtssubject,  der  Bun- 
desstaat dagegen  als  organisirte  Einheit  mehrerer  Staaten  eine 
juristische  Person,  also  kein  Rechtsverhältniss. 

Der  Staatenbund  ist  ein  dauerndes  Societätsverhältniss 
mehrerer  nicht  schon  durch  Realimion  verbundener  souveiainir 
Staaten  zur  Erreichung  eines    gemeinsamen  Zweckes,   beruhend 
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auf  einer  vertragsmiissigen  Einigung    der   unirten    Staaten.    Es 
liegen  somit  im  Begriffe  des  Staatenbundes  folgende  Momente  : 

a)  ein  gemeinsamer  Zweck,  zu  dessen  Erreichung 
sich  die  Staaten  als  Personen  mit  ihren  Mitteln  und  Kräften 
vereinigen.  Dieser  Zweck  kann  eine  mehr  oder  minder  umfas- 
sende Gemeinsamkeit  zum  Gegen  stände  haben.  Derselbe  kann 
z.  B.  in  der  Bewahrung  der  Unabhängigkeit  und  Unverletzlich- 
keit der  einzelnen  Staaten  liegen  (Art.  II.  der  deutschen  Bundes- 
akte) —  oder  in  der  Förderung  des  Handels  und  Verkehrs 
(deutscher  Zollverein). 

b)  die  einzelnen  Staaten  treten  als  sou  ve  r  a  i  n  e  Ele- 
mente der  Societät  in  dieselbe  ein  und  behalten  diese  Souve- 
rainität  und  Unabhängigkeit  auch  im  Staatenbunde,  in  soweit 
nicht  durch  den  Societätsvertrag  ein  der  Verfügung  der  einzelnen 
Staaten  unzugängliches  höheres  Recht  festgesetzt  wird.  So 
enthielt  z.B.  die  deutsche  Bundesakte  bundesrechtliche  Schran- 
ken der  Staatsgewalt  der  Einzelnstaaten  in  Betreff  des  reclitli- 
chen  Charakters  der  Staatsverfassung  (Art.  XIII.),  der  äussern 
Verhältnisse  der  Bundesstaaten  (Art.  XI.)  und  des  Rechtszu- 
standes der  Unterthanen  und  einzelner  Standesklassen  (XII.  XVI. 
XIII.  XIV). 

c)  Die  sog.  Bundesgewalt  hat  nicht  den  Charakter  einer 
herrschenden  Staatsgewalt,  sondern  einer  aus  den  Einzelnwillen 
der  Bundesglieder  componirten,  ve  rt  r  ag  sm  ä  s  s  ig  c  o  n  s  t  i- 
tuirten  Soci  et  ätsge  wal  t.  Es  streitet  daher  im  Zweifel 
die  Vermuthung  immer  gegen  die  Competenz  derselben  und  jede 
Erweiterung  der  Competenz  erfordert  einen  neuen  Vertrag  unter 
Zustimmung  sämmtlicher  Betheiligten.  So  heisst  es  im  Art.  3 
der  Wiener  Schlussakte:  „Der  Umfang  und  die  Schranken, 
welche  der  Bund  seiner  Wirksamkeit  vorgezeichnet  hat,  sind 
in  der  Bundesakte  bestin)mt,  die  der  Grundvertrag  und  das 
Grundgesetz  dieses  Vereins  ist.  Indem  dasselbe  den  Zweck 
des  Bundes  ausspricht,  bedingt  und  begrenzt  sie  zugleich  dessen 
Befugnisse  und  Verpflichtungen."  Art.  18  der  Wiener  Schluss- 
akte verlangt  für  die  Annahme  neuer  Grundsätze  oder  Abände- 
rung der  bestehenden  und  für  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in 
den  Bund  die  freie  Zu.^timnmng  sämmtlicher  ßetheiligten.  Ebenso 
stand  nach   dem   Zollvereinsvcrtrage    vom  8.  Juli  1867  für  den 
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Fall,  als  die  Zuständigkeit  der  Vereinsorgane  weiter  ausgedehnt 
werden  soll,  als  sie  in  dem  Vereinsvertrage  begründet  ist,  jedem 
Mitgliede  ein  Veto  zu. 

Aus  dem  Begriffe  der  blossen  Societätsgewalt  ergibt  sich 
weiter,  dass  jeder  Staat  als  solcher  an  den  Bundesbeschlüssen 
seinen  Antheil  haben  muss.  Sofern  zur  Fassung  eines  Societäts- 
willens  eine  coliegiale  Behörde,  z.  B  ein  Bundesrath,  eine  Bundes- 
versammlung geschaffen  wird,  müssen  in  derselben  alle  Bundes- 
staaten einzeln  oder  durch  Collectivstimmen  vertreten  sein.  Die 
Vertreter  der  einzelnen  Staaten  in  dieser  Bundesbehörde  sind 
nur  Mandatare  der  Einzelnstaaten,  die  für  jede  einzelne  Sache 
besonders  instruirt,  in  ihren  Vollmachten  limitirt  und  nach  Be- 
lieben zu  jeder  Zeit  abgerufen  werden  können.  Es  ist  nicht  aus- 
geschlossen, dass  den  Vertretern  der  Staaten  ein  Parlament  zur 
Seite  gestellt  wird.  Dasselbe  ist  jedoch  nicht  eine  Vertretung 
eines  in  einem  Gesammtstaate  vereinigten  Volkes,  sondern  eine 
Summe  von  Delegirten  aus  den  einzelnen  Bundesstaaten. 

Endlich  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  des  Bundesstaates  als 
blossen  Societätsverhältnisses  unter  den  verbündeten  Staaten, 
dass  die  Societätsbeschlüsse  nur  Vereinbar  un gen  unter  den 
Bundesgenossen  sind,  die  nach  ihrer  juristischen  Natur  nur  die 
Staaten  als  Contrahenteu  niemals  aber  an  und  für  sich  auch 
die  einzelneu  Unterthanen  verpflichten  können.  Diese  Beschlüsse 
erzeugen  immer  nur  völkerrechtliche  Befugnisse  und  Verbindlich- 
keiten, enthalten  aber  niemals  directe  Gesetzesbefehle  au  die 
Unterthanen.  Bundesbeschlüsse  werden  gleich  Staatsverträgen 
innerhalb  der  einzelnen  im  Bunde  stehenden  Staaten  erst  durch 
die  Kundmachung  und  den  Befehl  des  Staates,  dcFi  Inhalt  des 
Bundesbeschlusses  als  bindende  Vorschrift  anzusehen,  zu  Ge- 
setzen. 

d)  Die  innere  Organisation  des  Bundes  kann  so  verschieden 
sein,  wie  die  einer  Societät.  Es  ist  ebenso  wie  in  einer  privat- 
rechtlichen Societät  möglich,  dass  nur  einer  oder  einige  der 
verbündeten  Staaten  mit  der  Geschäftsführung  beauftragt  werden  ; 
und  ebenso  kann  die  Zahl  der  Stimmen  in  dem  genieinschalt- 
lichen  ßathe  nicht  nach  Köpfen,  sondern  nach  Verhältniss  des 
Gebietsumfanges,  der  Bevölkerung  und  der  politischen  Bedeutung 
der  einzelnen  Staaten  vertheilt  sein. 
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IV.  Im  Gegensatze  zum  Staatenbunde  ist  der  Bundesstaat 
die  Verbindung  mehrerer  Einzelnstaaten  zu  einem  den  Einzeln- 
staaten übergeordneten  politischen  Gemeinwesen  mit  selbststän- 
diger juristischer  Persönlichkeit.  Wie  bei  einer  privatrechtlichen 
Corporation  die  einzelnen  Mitglieder  die  Träger  einer  selbst- 
ständigen ideellen  Gesaramtpersönlichkeit  sind,  die  Etwas  sowohl 
von  jedem  einzelnen  Mitgliede  als  von  der  blossen  Summe 
derselben  Verschiedenes  ist,  ebenso  erhebt  sich  der  Bundesstaat, 
das  Reich  als  selbststäniiger  Organismus  mit  einer  selbststän- 
digen Willensmacht  und  Willenssphäre  über  den  Einzelnstaaten. 

Für  die  Erfassung  des  Wesens  des  Bundesstaates  wird  zu- 
nächst daran  festzuhalten  sein,  dass  in  demselben  die  dem  Staate 
zufallenden  Aufgaben  unter  den  Gesammtstaat  und  unter  die 
Einzelnstaaten  vertheilt  sind.  „Für  den  Bundesstaat  wird  also 
zunächst  erfordert,  dass  ein  bestimmter  Theil  des  staatÜLhen 
Lebens  gemeinsam,  ein  anderer  eben  so  bestimmter  den  ein- 
zelnen Gliedern  überlassen  ist."  (Waitz  Politik  S.  164).  —  Dabei 
ist  das  WesentÜLhe,  dass  jeder  Theil,  d.  h.  der  Gesammtstaat 
einerseits  und  jeder  einzelne  Gliedstaat  andererseits  wirklich 
Staat,  somit  Subject  von  Hoheitsrechten  und  obrigkeitlichen 
Befugnissen  ist,  —  wobei  natürlich  die  beiderseitige  Rechtssphäre 
abzugrenzen  ist. 

Als  weiteres  Begriftsmoment  des  Bundesstaates  fuhrt  man 
die  Theilung  der  Souverainität  zwischen  Gesammtstaat  und  den 
Einzelnstaaten  an.  So  bemerkt  Tocqueville  von  der  Bundes- 
gewalt der  vereinigten  Staaten:  „L'union  teile  qu'on  l'a  consti- 
tuee  en  1789  n'a,  il  est  vrai,  qu'une  souverainite  restreinte ; 
mais  on  a  voulu  que  dans  ce  cercle  eile  ne  formät  qu'un  seule 
et  meme  peuple.  Dans  ce  cercle  eile  est  souverain."  Art.  3  der 
Schweizer  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874  sagt:  „Die 
Cantone  sind  s  o  u  v  e  r  a  i  n,  soweit  ihre  Souverainität  nicht  durch 
die  Bundesverfassung  beschränkt  ist  und  üben  als  solche  alle 
Rechte  aus,  welche  nicht  der  Bundesgewalt  übertragen  sind." 
Ungeachtet  dieser  Aussprüche  der  Theorie  und  des  geltenden 
Rechtes  erscheint  es  als  eine  unlösbare  coutradictio  in  adiecto, 
von  einer  Theilung  der  Souverainität  zwischen  Central- 
gewalt  und  Einzelustaat  zu  reden;  denn  Souverainität  ist  die 
Eigenschaft  der  Staatsgewalt,  auf  ihrem  Territorium  die  höchste, 
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nur  durch  sich  selbiSt  bestimmte  Gewalt  zu  sein.  Aus  diesem 
Widerspruche  führt  nur  das  Aufgeben  der  Theorie  der  getheilten 
Souverainität  heraus.  Würde  man  nun  im  Bundesstaat  die  Souve- 
rainität  den  Einzelnstaaten  zuschreiben,  so  würde  man  über  den 
blossen  Staatenbund  nicht  hinauskommen ;  es  erübrigt  daher  Nichts, 
als  die  Souverainität  der  Centralgewalt  allein  zuzuschreiben  und 
das  Zugeständniss  zu  machen,  dass  die  Einzelnstaaten  durch  die 
soLiVeraine  Centralgewalt  mediatisirt  sind.  Der  Kernpunkt 
der  Souverainität  des  Bundesstaates  liegt  nun  aber  darin,  dass 
die  Staatsgewalt  desselben  in  den  verfassungsmässigen  Formen  in 
endgiltiger,  entscheidender  Weise  seine  Corapetenz  bestimmt 
und  dieselbe  gegenüber  der  Rechtssphäre  der  Einzelnstaaten 
erweitern  kann.  Es  weisen  somit  nicht  die  Einzelnstaaten  durch 
ihren  Willen  dem  Bunde  die  Grenzen  seiner  staatlichen  Befug- 
nisse zu,  sondern  sie  empfangen  umgekehrt  von  der  Central- 
gewalt die  rechtliche  Begrenzung  ihrer  VVilleussphäre.  So  kann 
im  deutschen  Reiche  in  Abänderung  der  Reichsverfassung  unter 
Beobachtung  der  im  Art.  78  enthaltenen  Vorschriften  die  Com- 
petenz  der  Bundesstaatsgewalt  jederzeit  erweitert  und  das  Ge- 
biet der  der  ausschliessendeu  Competenz  der  Einzelnstaaten 
überlassenen  Gegenstände  beschränkt  werden.  Dasselbe  gilt  von 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft. 

Treffend  bemerkt  H.  Schulze  (Pteussisches  Staatsrecht 
II.  Band,  S.  787),  „Die  Centralgewalt  und  die  G-ewalt  der  Einzelii- 
staaten  sind  einander  nichtnebengeordnet,  sondern  erstere 
ist  der  letztern  übergeordnet.  Der  Centralgewalt  steht 
nicht  nur  die  i  h  r  ausschliessHch  zugewiesene  Sphäre  der  Staats- 
thätigkeit  zu,  sondern  sie  hat  auch  den  Beruf,  die  Thätigkeit 
der  Einzelnstaaten  innerhalb  der  ihnen  gebliebenen  Sphäre  so 
zu  reguliren  und  zu  beeinflussen,  dass  sie  sich  nicht  mit  der  Thä- 
tigkeit der  Centralgewalt  in  Widerspruch  setzt,  sondern  stets 
in  den  Organismus  des  Gesammtstaates  einfügt." 

Andererseits  bleiben  die  im  Bundesstaate  vereinigten  Staaten, 
doch  Staaten,  die  eine  selbstständige,  nicht  von  der  Centralgewalt 
abgeleitete  Existenz  und  selbststäodige  Hoheitsrechte  haben.  Das 
Verhältniss  der  Einzelnstaaten  zum  Gesammtstaate  bewegt 
sich  somit  überhaupt  in  einer  dreifachen  Richtung.  Für  gewisse 
lloheitsrechte,  z.  B.  die  äussere  Repräseutativgewalt,  die  Militär- 
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hüheit  sind  die  Einzelnstaaten  ausser  Function  gesetzt,  der  Bundes- 
staat erfüllt  seine  Aufgaben  direct  und  mit  einigen  Mitteln.  Für 
einen  zweiten  Theil  der  staatlichen  Aufgabe  ist  zwar  die  souve- 
raine  Gesetzgebung  des  Gesaramtstaates  competent,  allein  die 
Vollziehung  nach  Maassgabe  dieser  Gesetze  mit  eigenen  Mitteln 
ist  den  Einzelnstaaten  unter  Oberaufsicht  des  Gesaramtstaates 
überlassen.  In  einem  dritten  Kreise  von  Angelegenheiten  endlich 
sind  die  Einzelnstaaten  weder  der  Gesetzgebung  noch  der  Ober- 
aufsicht des  Gesaramtstaates  unterworfen.  Freilich  kann  jedes 
dieser  drei  Gebiete  durch  die  souveraine  Reichsgewalt  jederzeit 
modificirt  werden. 

Zum  Begriffe  jedes  Staates  gehört  das  Vorhandensein  der 
natürlichen  Elemente,  des  Staatsgebietes  und  des  Volkes.  Diese 
beiden  Begriffseiemeute  können  dem  Bundesstaate,  soll  er  Staat 
sein,  nicht  fehlen. 

Das  Bundesgebiet  als  räumlicher  Machtbereich  des 
Bundesstaates  couiponirt  sich  zwar  aus  den  Gebieten  aller  Ein- 
zelnstaaten  ;  wie  aber  der  Bundesstaat  als  juristische  Person 
nicht  identisch  ist  mit  der  Summe  der  Einzelnstaaten,  so  ge- 
wiimt  auch  die  Gebietshoheit  des  Bundesstaates  einen  selbst- 
ständigen Charakter.  Der  Gesammtstaat  hat  am  Bundesgebiete 
ein  selbstständiges,  staatsrechtliches  Sachenrecht,  dessen  Wesen 
darin  liegt,  dass  der  Gesammtstaat  innerhalb  dieses  Geltungs- 
gebietes seiner  souverainer  Gewalt  herrscht  und  dass  das  Bun- 
desgebiet das  Territorium  ist,  auf  dem  die  bundesstaatlich  ge- 
einigte Nation  ihre  politischen  Institutionen  aufbaut. 

Ebenso  verbindet  der  Bundesstaat  als  Nationalband  die  Ge- 
sammtheit  aller  Staatsbürger  der  Einzelnstaaten  zu  einem  Ge- 
s  am  mt  Volke;  er  setzt  jeden  Einzelnen  In  ein  unaiittelbare? 
Verhältniss  der  Treue  und  des  Gehorsams  zum  Gesamratstaate, 
ihn  aber  andererseits  auch  wieder  zum  activera  Genossen  des 
Gesaranitorganismus  erhebend.  Ein  gemeinsames  B  u  n  d  e  s  i  n- 
digenat  (Reichsbürgerrecht)  ergibt  sich  somit  gleichfalls  aus 
dem  Wesen  des  Bundesstaates. 
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II.     Zur  Entstehungsgeschichte  der  österr.-ung    Monarchie. 

I.  Die  Geschichte  uod  das  Staatsrecht  behandehi  die  Ent- 
stehungsgeschichte eines  concreten  Staates  nach  verschiedenen 
Gesichtspunkten.  Jene  zeigt  die  Entwicklung  der  staatenbildenden 
Elemente  und  entwirrt  das  Gewebe  der  friedlichen  und  kriege- 
rischen Mittel,  welche  Staaten  begründet,  erweitert  oder  ver- 
nichtet haben;  dieses  hebt  gewissermassen  nur  die  letzten  Aus- 
läufer dieser  Thatsachen  in  ihrer  rechtsbegründenden  Wirk- 
samkeit hervor.  Die  juristische  Entstehungsgeschichte  der  österr.- 
ung.  Monarchie,  die  dem  Rechtshistoriker  zu  schreiben  noch 
überlassen  ist,  wird  sich  aber  nicht  damit  begnügen  können,  die 
Erwerbstitel  der  einzelnen  Länder  äusserlich  zusammenzustellen, 
wie  dies  beispielsweise  Schrötter  in  seiner  zweiten  Abhandlung 
über  österr.  Staatsrecht  thut,  sondern  wird  vielmehr  die  That- 
sachen der  i  n  n  e  r  n  Rechtsgeschichte  hervorzuheben  haben,  die 
aus  einem  Aggregate  verschiedener  Länder  zur  Bildung  eines 
Staates  geführt  haben. 

Vor  Allem  müssen  wir  des  Umstandes  gedenken,  dass  in 
den  zum  deutschen  Reiche  gehörenden  österreichischen  Lehens- 
territorien die  Entwicklung  der  Landeshoheit  jener  der  übrigen 
deutschen  Territorien  vorausgeeilt  ist.  Schon  das  sog.  Privile- 
gium minus  aus  dem  Jahre  1156  erklärt  die  zu  einem  Herzog- 
thum  erhobene  Markgiafschaft  Oesterreich  zu  einem  erblichen 
Territorium  der  Babenberger  mit  Gestattang  der  CoUateral- 
erbfolge,  in  welchem  der  Herzog  der  oberste  Inhaber  der  Ge- 
richtsgewalt ist.  Es  hatte  sich  somit  in  Oesterreich  fast  ein 
volles  Jahrhundert  früher  als  in  den  übrigen  deutschen  Für- 
stenthümern  die  Gerichtsbarkeit  zu  einem  landesherrlichen  Rechte 
abgeschlossen.^) 

^)  Et  si  quod  deus  avertat  dux  Austriae  sine  berede  filio  decederet,  ideni 
ducatus  ad  senioreni  filiaiix  c^uam  reliquerit  dovolvatur.  Inter  duccs  Austriae 
iiui  senior  luerit  dominium  habeant  dictae  terrae,  ad  cuius  ctiaui  senioreni 
liliuin  dominium  juro  hercditario  deducatur,  ita  tarnen  quod  ab  eiusdem  sau- 
yuinis  stipitc  non  recedat.  Nee  ducatus  Austriae  ullo  unquam  tempoic  divisionis 
alicuius  recipiat  sectionem  (§ 'J  u  )0  des  Privilegium  maius).  Dagegen  sagt 
(las  ecbte  piivilegium  minus  nur  :  „Marcbiam  Austriae  in  ducatum  c(»mmuta- 
vimus  et  emidem  ducatum  cum  omni  jure  pret'ato  patruo  uostro  Jleinrico  et 
prenobilissimao  uxori  suae  Tbuodore  in  beneficium  concessimus,  perpetuali  jure 
suntientes,  ut  ipsi  et  liberi  eorum  post  eos  indiHirenter  filii  sive  filiae  eundein 
ducatum  Austriae  liereditario  jure  a  regno  teneant  et  ])03sideant.  Vgl.  Die 
Laudesliolicit  Ocstcrreichs  nacb  den  echten  und  unecbten  Frciheitsljriol'enj  von 
Dr.  Johann  B  c  r  c  h  t  b  o  1  d.  18G2. 
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Der  Cyclus  der  ödterreicliischen  Freiheitsbriefe  umfasst  ausser 
diesem  echten  Privilegium  minus  auch  fünf  andere  Urkunden : 
eine  Urkunde  angeblich  aus  dem  Jahre  1058,  worin  K.  Hein- 
rich IV.  dem  Markgrafen  Ernst  zwei  uralte  Privilegien  der  rö- 
mischen Kaiser  Caesar  und  Nero  bestätigt,  und  selbst  ein  paar 
neue  hinzufügt;  ferner  das  Privilegium  malus  angeblich  aus  dem 
Jahre  1156;  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  1228,  worin  K.  Hein- 
rich VIT.  dem  Herzog  Leopold  alte  Vorrechte  bestätigt  und 
neue  verleiht;  endlich  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  1283,  worin 
König  Rudolf  die  vorigen  Privilegien  bestätigt. 

Hatte  schon  Schrötter  in  seiner  ersten  Abhandlung  aus  dem 
österr.  Staatsrechte  von  den  Freiheitsbriefen  des  Hauses  Oester- 
reich  die  Bemerkung  gemacht,  dass  man  bezüglich  der  angeblich 
von  Julius  Caesar  und  Nero  der  ostländischen  Mark  gegebenen 
zwei  Gnadenbriefe  leicht  bei  Durchlesung  dieser  Urkunden 
zu  erkenoen  vermöge,  dass  sie  falsch  und  aus  einer  weit  jun- 
gem Feder  geflossen  sind,  so  hat  sich  die  Forschung  der  Ge- 
genwart für  die  Unechtheit  säramtlicher  vorerwähnten  Urkun- 
den ausgesprochen,  da  dieselben  Bestimmungen  enthalten,  welche 
mit  den  Thatsachen  der  Geschichte  und  deu  Lehensverhältnissen 
ihrer  angeblichen  Entstehungszeit  im  Widerspruche  stehen.  Der 
Herzog  von  Oesterreich  erscheint  darin  aller  Lasten  eines  Le- 
hensträgers entbunden  ;  er  ist  nur  verpflichtet,  zwölf  Mann  gegen 
die  Ungarn  zu  stellen.  Das  Reich  hat  gegen  ihn  die  Pflicht  des 
Schutzes,  nicht  aber  Rechte.  Der  Herzog  soll  absoluter  Gebieter 
in  seinen  Ländern  s6in ;  es  gibt  in  seinem  Gebiete  keine  Reichs- 
lehen, keitie  reichsunmittelbare  Gewalten,  keine  Berufung  an 
die  Reichsgerichte.  Doch  haben  die  Angriffe  gegen  die  Echt- 
heit dieser  Freiheitsbriefe  kein  practisches  Interesse,  da  der  Inhalt 
derselben  in  Folge  der  mit  Zustimmung  der  Kurfürsten  gesche- 
henen Bestätigung  durch  Kaiser  Friedrich  III.  und  dessen  Nach- 
folger Bestandtheil  des  practischen  giltigen  Staatsrechtes  ge- 
worden ist. 

Der  Expansionskraft  des  werdenden  Territorialstaates  war 
durch  die  Bestimmnug  des  §  18  des  Privilegium  maius  Raum 
gewährt,  welcher  jegliche  Art  der  Vergrösserung  Oesterreichs 
gewährleistete    und    dafür   sorgte,    dass   alle  dem  Herzogthum 
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Oesterreich    als  solchem  verliehenen  Privilegien   auch   auf  allen 
Zuwachs  derselben  ausgedehnt  werden  sollen.  *) 

II.  In  Böhmen  und  Ungarn,  welche  beiden  Staaten  seit 
dem  Jahre  1526  mit  den  österreichischen  Erbländern  dauernd 
verbunden  wurden,  beruhte  allerdings  die  landesfürstliche  Gewalt 
auf  einem  andern  Rechtsgrunde;  sie  war  nicht  Reichslehen  und 
nicht  aus  einem  Aggregat  verschiedener  Rechte  und  Befugnisse 
hervorgewachsen,  sondern  beruhte  auf  der  selbständigen  natio- 
nalen Entwicklung  dieser  Staaten.  Doch  zeigen  sich  auch  hier 
analoge  Elemente  und  Organe  der  Landeshoheit.  Auch  in  diesen 
Ländern  erhielt  die  königl.  Gewalt  ihren  besondern  Inhalt  durch 
die  allgemeine  mittelalterliche  Gesellschaftsentwicklung,  welche  die 
grosse  Masse  des  Volkes  in  Unfreiheit  und  Hörigkeit  zurückdrängt 
und  an  Stelle  der  gleichmässigen  Unterordnung  unter  die  Staats- 
gewalt ein  ständisch  gegliedertes  Volk  hinstellt,  so  dass  den 
verschiedenen  Elementen  dieser  Gesellschaft  gegenüber  der 
Rechtsgrund,  der  Inhalt  und  Umfang  der  königl.  Gewalt  ein 
verschiedener  war.  Das  Lehenswesen  und  die  Mioisterialität  er^ 
greift  auch  in  Böhmen  und  Ungarn  die  altnationalen  Stände- 
unterschiede. In  Böhmen  gewinnen  die  durch  grossen  Grund- 
besitz hervorragenden  Nachkommen  der  Lechen  und  Vladyken 
als  Herrn  oder  Barone  (päni,  älechtici)  die  politische  Führung 
als  oberster  weltlicher  Stand,  während  auch  hier  die  gemein- 
freien und  edelfreien  Grundbesitzer  (zemane)  verschwinden,  indem 
sie  entweder  in  Unfreiheit  und  Hörigkeit  versinken  oder  als 
Ministerialen  (clientes)  in  den  Dienst  der  Herreu  treten  oder 
Genossen  des  sich  zu  einem  Geburtsstande  abschliessenden 
Ritterstandes  (rytii-i,  milites)  werden.  Auch  in  Ungarn  schliesst 
sich  der  hocl: adelige  Grundbesitz  (optimates,  proceres)  zu  einer 


■*)  Imperium  (juoquc  nullum  feudum  habere  debet  AuBtrie  in  ducatu  (§  4 
j)riv.  maius).  —  Statuimus  quoque,  ut  nulla  magna  vel  persona  iu  eiusdem 
ducatus  regime  sine  ducis  consensu  vel  permissione  aliquam  iusticlam  pre- 
sumat  exercerc  (priv,  minus).  —  Bannum  silvestrium  et  l'erinarum  piscino  tc 
uemora  in  ducatu  Austrie  debeut  jure  feudali  a  ducc  Anstrie  dcpendere  (§  5 
priv.  niaius)  —  Praetorca  quidquid  dux  Austrie  in  terris  suis  aeu  districtibuB 
suis  fecerit  vel  statuerit,  hoc  iniporator  ueque  alia  potencia  modis  seu  viis 
quibusciinque  non  debet  iu  aliud  quoquo  modo  in  posterum  commutare  (§  8 
priv.  mnius).  Volumus  etiam,  ut  si  districtus  et  diciones  dicti  ducatus  anipliati 
fuerint  ex  hereditatibug,  donationibus,  emcionibus,  deputationibus  vel  ((uibusvis 
Ä.'iis  devolutionum  successionibus,  prefata  jnra,  privilegia  et  indulta  ad  aiigu- 
raentum  dicti  dominii  Austrie  plenarie  referantur  (§  18  priv.  malus). 
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besondern  Klasse  ab,  denen  sich  der  aus  königlichen  Schenkun- 
gen begüterte  Comitatsadel  anreiht.  Dieser  dem  Könige  lehen- 
mässig  verpflichtete,  donatarische  Adel  macht  allmälig  die  Masse 
des  Reichsadels,  der  nobiles  aus,  während  der  Hochadel  als 
barones  und  comites,  d.  h.  als  Reichswürdenträger  und  Gespann- 
schaftsgrafen gegliedert  auftritt. 

Denken  wir  weiter  daran,  dass  die  alte  Gauverfassuug  durch 
Immunitäten,  privilegirte  Districte  und  Freistädte  durchbrochen 
wird,  80  erhalten  wir  in  allen  diesen  Momenten  den  Gruadriss 
des  aus  ständischen  und  corporativen  Elementen  componirten 
mittelalterlichen  Staatswesens. 

Diesem  Gemeinwesen  gegenüber  war  nun  die  königliche  Ge- 
walt theils  unbeschränkt,  theils  beschränkt.  Es  wäre  jedoch  ver- 
fehlt bei  den  der  königUchen  Gewalt  gezogenen  Schranken    Ana 
logien  aus  dem   modernen  Staate  herzuholen.    Diese  Schranken 
beruhten  nicht  auf  einem  Alles  gleichmässig  beherrschenden  Ge- 
setze;   es  waren  nicht  Schranken,   die  der  moderne    Staat  auf 
dieser  Grundlage  seiner  Gewalt  und  seinen  Organen  im  Interesse 
des  Gemeinwesens  selbst  zuziehen  für  gut  findet;  diese  Schran- 
ken   waren    vielmehr    auf   Vertrag,   Privilegien    oder   Ersitzung 
beruhende  Rechte  der  einzelnen  Personen,  Stände  und  der  Kör- 
perschaften.  Es  herrschte  in  jenen  Tagen,  wie  Tocqueville  (der 
alte   Staat  und   die   Revolution.    IL  Buch.    Cap.  XI,)    bemerkt, 
„eine  Art  unregelmässiger  und  vielfach  unterbrochener  Freiheit, 
immer  auf  das  abgegrenzte  Gebiet  der  Klassen  beschränkt,  immer 
an    die  Idee    von    Ausnahmen    und   Privilegien    geknüpft,    eine 
Freiheit,  die  ebenso  sehr  dem  Gesetze  als  der  Willkür  zu  trotzen 
gestattete,  und  sich  fast  niemals  soweit  erstreckte,  allen  Staats- 
bürgern   die   natürlichsten    und    nothwendigsteu    Garantien    zu 
bieten."  —  Das  Gebiet  der  unbeschränkten  königlichen  Gewalt 
waren  die  Regalien.     Zu   denselben   gehört   insbesondere  das 
Privilegieurecht,    d.   h.   das  Recht,    Gnaden,    Stadtrechte, 
Marktrechte,  Monopole,  Banurechte,  Zwangsgerechtigkeiten,  Titel, 
Adel,  Wappen  u.  s.  w.    zu  ertheilen;   dann    das  Bergregal,  das 
Salzregal,  das  Postregal  und  das  Zollgefäll.    Die  Einkünfte   aus 
den  sog.  nutzbaren  Regalien  flössen  in  die  k.  Kammer  und  mit 
diesen  Einkünften  konnte  der  König  vollständig  nach  Gutdünken 
fügen.  Insbesondere  wurde  seit  dem  Aufkommen  der  stehen- 
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den  Heere  ein  grosser  Thell  dieser  Einkünfte  ohne  irgend  eine 
Controlle  zur  Unterhaltung  eines  dem  Könige  allein  gehorchenden, 
von  seinem  persönlichen  Willen  abhängigen  Heeres  verwendet. 
In  den  Regalien  lag  zugleich  das  absolute  Recht,  hinsichtlich 
der  Objecto  dieser  Regalien  die  nöthigen  Weisungen  und  Ver- 
ordnungen durch  die  k.  Mandate,  Rescripte,  Normalresolutionen 
zu  erlassen,  alle  diese  Regalien  betreffenden  Angelegenheiten 
durch  eigene  Beamten  zu  überwachen  und  zu  leiten,  die  Behörden 
zu  organisiren  und  denselben  den  Kreis  und  die  Grenzen 
ihrer  Amtsthätigkeit  vorzuschreiben,  die  Gerichtsbarkeit  in  Be- 
treff dieser  regaien  Rechte  durch  besondere  Gerichte  auszuüben, 
und  alle  aus  den  Regalien  sich  ergebenden  Einkünfte  zu  be- 
ziehen. — 

Als  Ferdinand  I.  durch  den  Theilungsvertrag,  den  er  am 
21.  April  1521  zu  Worms  mit  seinem  Bruder  Karl  abschloss 
Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns,  Steiermark,  Kärnthen  und 
den  grössten  Theil  von  Krain,  —  dann  durch  den  zweiten  Thei- 
lungsvertrag vom  20.  Jänner  1522  die  übrigen  Bestandtheile 
Krains,  dann  Tirol,  Vorderösterreich,  Görz,  Friaul,  Triest  und 
was  sonst  noch  beim  Tode  Maximilians  I.  zum  d  o  m  i  n  i  u  m 
Austriae  gehörte,  erwarb  und  diesem  Ländercomplexe  Böhmen 
mit  seinen  incorporirten  Ländern,  dann  Kroatien  und  Ungarn 
angliederte,  erfolgte  allerdings  die  Vereinigung  dieser  Länder 
als  Personalu  nion ;  es  lässt  sich  jedoch  nicht  verkennen, 
dass  diese  Vereinigung  einer  unter  diesen  Ländern  f actisch 
bestehenden  Interessengemeinschaft  ihr  Zustandekommen  ver- 
dankte. Auch  waren  die  Verfassungseleraente,  wie  bereits  be- 
merkt wurde,  in  diesen  einzelnen  Ländergruppeu  identisch  oder 
wenigstens  analog.  Nach  der  herrschenden  patrimonialen  Staats - 
theorie  betrachtet  der  Monarch  das  Land  und  seine  Gewalt  als 
sein  und  seiner  Dynastie  Eigenthum;  er  ist  Herr  im  Bereiche 
seiner  fürstlichen  Macht  und  schaltet  innerhalb  des  Bereiches 
derselben  unbesckränkt;  allerdings  findet  der  Bereich  der  fürst- 
lichen Macht  seine  Grenze  an  den  wohle'rworbenen  Rechten 
dritter  Personen,    insbesondere    der   ständischen  Corporationen- 

Die  richtige  Auffassung  des  Wesens  der  Landstände  wird  durch 
ein  doppeltes  Moment  getrübt;  einmal  durch  das  Bestreben, 
Verfassungszustände  der  Gegenwart    an    das  Listitut  der  Land- 
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Staude  organiscli  anknüpfen  zu  wollen  und  andererseits  durch 
entgegengesetzte  Tendenz,  welche  den  landständischen  Institu- 
tionen jeden  EinÖuss  auf  das  Verfassungsrecht  der  Gegenwart 
abspricht.  Zwischen  diesen  beiden  extremen  Ansichten  liegt  die 
Wahrheit  in  der  Mitte.  Gewiss  ist,  dass  die  Landstände  in  ge- 
wisser Beziehung  ein  c  o  r  p  u  s  r  e  p  r  a  e  s  e  n  t  a  t  i  v  u  m  des  Landes 
waren,  wenn  gleich  demselben,  wie  H,  Schulze  bemerkt,  die 
Eierschale  des  Privatsrechts  noch  sichtbar  anklebte.  Ebenso  ge- 
wiss ist,  dass  das  moderne  Verfassungsrecht  au  die  landstän- 
dische Institution  dort  anknüpfen  konnte,  wo  diese  auf  der 
Selbstvc:'waltuug  der  kleinen  Kreise  aufgebaut  war,  die  Mit- 
glieder der  Ständeversammlung  daher  einen  repräsentativen  Cha- 
rakter besassen  und  wo  sie  sich  bis  auf  die  Neuzeit  in  dem 
Besitze  der  Theilnahme  an  den  eigentlichen  organischen  Func- 
tionen des  Staatslebens,  z.  B.  der  Gesetzgebung  erhalten 
hatten.  Ebenso  richtig  ist  es  aber  andererseits,  dass  dort,  wo 
diese  Grundlagen  fehlten,  wo  die  Landstände  nur  als  Corporation 
zur  Vertretung  spezieller  Standesinteressen,  als  eine  Körperschaft 
der  Privilegirten  sich  betrachteten,  ihre  Rechte  gegenüber  dem 
das  Staatsbürgerrecht  zur  Geltung  bringenden  Wandlungsprocesso 
des  Staatslebens  eine  Widerstandskraft  nicht  behaupten  konnten 
und  die  landständisclien  Corporationen  höchstens  als  Selbstver- 
waltungskörper noch  eine  Zeit  lang  fortdauerten.  Diese  Momente 
werden  festzuhalten  sein,  wenn  man  die  innere  Staatsgeschichte 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  ihrer  Bestand- 
theile  richtig  auffassen  und  begreifen  will. 

Man  braucht  übrigens  nur  ein  älteres  staatsrechtliches  Werk 
naclizuchlagen,  um  sich  von  der  Richtigkeit  der  Ansicht  zu 
überzeugen,  dass  die  Landstände  wesentlich  nur  eine  Corpora- 
tion von  Privilegirten  waren,  die  gegenüber  dem  Landesherrn 
ihre  Freiheit  von  aller  staatlichen  Unterwerfung  zu  bewahren 
trachteten.  —  Auch  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  die 
Stände  selbst  wieder  Obrigkeiten  waren  und  der  Landesherr 
nur  durch  ihre  Vermittlung  die  Unterthanen  derselben  erreichen, 
Abgaben  und  Dienste  von  diesen  erlangen  konnte.  Diess  erklärt 
ebenso  recht  ihre  Mitwirkung  bei  der  Landesregierung  als  die 
Zurückdrängung  ihres  Einflusses  bei  Aufkommen  des  allgemei- 
nen staatsbürgerlichen  Subjections Verhältnisses. 
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Es  mag  an  dieser  Stelle  die  geringe  Pflege  der  österrei^ 
chischen  Rechtsgeschichte  und  des  österreichischen  Staatsrechtes ; 
lebhaft  bedauert  werden.  Eine  vorurtheilslose  Geschichtsauffas- 
sung und  juristische  Auffassung  des  Staates  hätte  manche  poli- 
tische Partei  davor  bewahrt,  Forderungen  zu  erheben,  die  mit 
der  in  die  Gegenwart  einmündenden  Geschichte  des  Staates 
und  dem  Wesen  des  Staates  selbst  im  Widerspruche  sich  be- 
finden. Die  still  webende,  die  Theile  zum  Ganzen  zusammen- 
fügende Macht  der  Gewohnheit  ist  im  Staatsrechte  ebenso  eine 
Rechtsqnelle  als  es  geschriebene  Rechtsätzo  sind. 

III.  Die  Entwicklung  der  österreichischen  Gesammtstaatsidee 
und  staatsrechtlichen  Verbältnisse  unter  den  einzelnen  Kronlän- 
dern hat  einen  doppelten  Ausgangspunkt.  Zunächst  galt  es, 
den  provinciellen  Particularismus  durch  Einrichtungen  zu  be- 
siegen, welche  an  die  gemeinsame  Herrscherpersönlichkeit  an- 
knüpfen. Sodann  führte  die  sich  entwickelnde  Interessenge- 
meinschaft die  ständischen  Corporationen  der  einzelnen  Länder 
zur  Anerkennung  gemeinsamer  Angelegenheiten.  ^) 

Die  landesherrliche  Verwaltung  in  den  einzelnen  Ländern 
trug  zur  Zeit  ihrer  Verbindung  unter  Ferdinand  I.  den  allge- 
meinen Charakter.  Uisprünglich  wurden  die  Staatsgeschäfte 
zum  grössten  Theile  durch  den  Landesherrn  selbst  erledigt, 
und  die  Kanzleien  waren  zunächst  nur  Hilfsämter  zur  Be- 
sorgung der  Schreibgeschäfte,  die  bei  Regierunjjsacten  noth- 
wendig  wurden.  Erst  mit  Erweiterung  des  Umfanges  der 
Regierungsgeschäfte  und  als  diese  durch  Reception  des  römi- 
schen Rechtes  eine  besondere  Technik  gewannen,  wurden  die 
Kanzleien  zu  einer  Behörde,  welche  als  ständiges  Collegium 
rechtsgelehrter  Räthe  unter  Leitung  des  Kanzlers  den  Landes- 
herrn bei  der  Regierung  unterstützte.  So  gab  es  in  Böhmen 
und  Ungarn  königliche  Kanzleien,  welche  an  Seite  des  Königs 
als  dessen  rechte  Hand   die    innere  Landesverwaltung   leiteten. 

In  Böhmen  war  die  Würde  eines  obersten  Kanzlers  (archi- 
cancellarius)  in  den  ältesten  Zeiten  mit  der  Würde  des  Wy§e- 
hrader  Pröpsten  verbunden;  seit  dem  XV.  Jahrhunderte  wurde 

6)  \g\  U.  Bidermauu  Gesclücbte  der  östeiTeicl.isclien  Gowiumt- 
8taatsiaee.    1867.  Krön  es,   llaudbuch  der  Gescl.icbte  Oesterr.iclis  HI.   Band. 
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der  Kanzler  aus  dem  Herrenstande  genommen.  Er  hatte  stets 
um  die  Person  des  Königs  zu  sein  und  dem  königlichen  Hof- 
lager zu  folgen.  ^)  In  Ungarn  war  die  Kanzlerwürde  an  kein 
bestimmtes  Amt  gebunden  und  wurde  vom  Könige  nach  Belieben 
verliehen.  Wegen  der  sich  häufenden  Schreibgeschälte  wurden 
dem  Kanzler  (summus  aulae  cancellarius)  ein  Vicekanzler  und 
mehrere  Gehilfen  beigegeben.  ^) 

In  dem  österreichischen  Länderkomplexe  hatte  Maximilian  I. 
für  jede  der  drei  Ländergriippen  Nieder  österreich  (Oester- 
reich  ob  und  unter  Enns,  Steiermark,  Kärntheu,  Krain,  Görz), 
Ober  Österreich  (Tirol,  Vorarlberg)  und  Vorderöster- 
reich (die  schwäbisch-elsässischen  Vorlande)  je  ein  Regiment 
(oder  eine  Regierung)  eingesetzt,  welche  ständige  Collegien  zur 
Besorgung  der  allgemeinen  Landesverwaltung  waren  und  an 
Stelle  des  alten  Hofgerichtes  als  Gerichtshöfe  und  später  als 
Appellationsinstanzen  traten.  ^) 

Eine  weitere  Centralisation  der  Verwaltung  dieser  drei 
bereits  durch  Reaiunion  verbundenen  Ländergruppen  erfolgte 
durch  die  in  dem  Innsbrucker  Libell  vom  24.  Mai  1518  ge- 
machte Zusage  der  Errichtung  einer  allgemeinen  Kanzlei  in 
der  Art,  dass  der  Kanzler  die  Reichs-  und  die  östesreichischen 
Länder-Sachen  unter  sich  haben  und  durch  drei  Secretäre, 
einen  für  Reichssachen,  den  zweiten  für  die  niederösterreichi- 
schen, den  dritten  für  die  oberösterreichischen  Sachen  behandeln 
und  expediren  lassen  solle.  ^) 

Ebenso  ist  bekannt,  dass  Maximilian  I.  im  Jahre  1501  ein 
permanentes   Hofrathscollegium    für   seine   Erbländer    bestellte, 

*)  Ueber  die  böhmische  Hofkaiizlei  vgl.  Biandi  Glossarium  illustians 
bohemico-moraviae  historiae  lontes  (1876)  unter  k  ander,  dann  Taulus 
Stransky  de  republica  bohemica  opus  VII.  cap.  In. 

';  Vgl,  ViroKsil  das  Staatsrecht  des  Königreiches  Ungarn  III.  S.  66. 
Schwartner  Statistik  von  Ungarn. 

*)  Krone  s  Geschichte  Oesterreichs  III.  S.  45.  Es  ist  zu  bemerkcD, 
dass  der  Kanzleistil  jener  Zeit  unter  Ober  Österreich  Tirol  und  wenn 
daneben  die  Voilande  nicht  besonders  erwähnt  sind,  auch  diese ;  unter  V  o  r- 
d  e  1-  o  8  t  e  r  r  e  1  c  li  aber  stets  eben  diese  Vorland  • ;  unter  N  i  e  d  e  r  ö  s  t  e  r- 
reich  aber  stets  das  Land  ob  u.  unter  der  Enns  und  wo  nicht  daneben  Inner- 
üsterreich  ausdrücklich  erwähnt  wird,  auch  dieses,  unter  I  n  n  e  r  ö  s  t  e  r- 
r  e  1  c  h  aber  Steiermark,  Kärntlien,  K.ain  sammt  dem  Küstenlandc  versteht, 
vgl.  B  1  d  e  r  m  a  n  n  Gesanimtstaatsidce  Vorwort  S.  V. 

1.  II  ""^  ^F.'"  '^''"c  ^^^"^""^^  'les  Innsl)iucker  Libellcs  in  der  Laudhaudteste 
des  Ilerzogthnms  Steyr  1583  Lnstkandl.  Abhandlungen  an.  d.m  üster- 
reichischou  Staatsrecht  S.  337.  " 
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und  in  dem  erwähnten  Innsbrucker  Libell  (1518)  verspricht, 
denselben,  diesen  „steten  Hofrath",  allzeit  um  sich  zu  halten, 
und  demselben  alle  Parteihändel,  mögen  dieselben  die  Justiz 
oder  andere  Beschwerden  betreffen,  die  Entscheidung  von  An- 
sprüchen an  das  Kammergut  usw.  ausgenommen  die  eigenen  ge- 
heimen Sachen  zuzuweisen.  Diesen  Hofrath  benützte  der  Kaiser 
zugleich  als  Reichshofgericht,  daher  derselbe  später  auch 
Reichshofrath  genannt  wurde.  ^*') 

Mit  der  Vereinigung  der  österreichischen,  böhmischen  und 
ungarischen  Länder  unter  einem  gemeinsamen  Monarchen  be- 
ginnen die  Anläufe  von  grösserer  Centralisation  der  Verwaltung. 
„Die  österreichische  Kanzlei  wird  eine  allgemeine  II of- 
kauzlei,  deren  von  Gran  datirte  Kanzleiordnung  vom  12.  Feber 
1528  die  Geschäftsvertheilung  nach  Ländern  und  Materien 
ordnet.  Ein  Sekretär  sollte  die  nicht  ins  Justizfach  einschla- 
genden Angelegenheiten  des  deutschen  Reiches,  ferner  die 
von  Inner-,  Ober-  und  Vorderösterreich  bearbeiten.  Einem 
zweiten  Sekretär  waren  die  niederösterreichischen,  einem  dritten 
die  böhmischen,  einem  vierten  die  ungarischen  Angelegen- 
heiten zur  Bearbeitung  zugewiesen.  Für  Ausfertigungen  in  la- 
teinischer Sprache  hatte  der  Kanzler  einen  „lateinischen"  Se- 
kretär, dann  für  Justizsachen  aller  Länder  gleichfalls  einen 
besonderen  Sekretär  und  für  Besorgung  der  diplomatischen 
Correspendenz  einen  Geheimschreiber    unter  sich.  ") 

Der  Wirkungskreis  des  böhmischen  und  des  ungarischen 
Hofkanzlers  beschränkte  sich  auf  jene  Angelegenheiten,  die  der 
böhmische  und  ungarische  Kauzler  im  directen  Einvernehmen 
mit  dem  Monarchen  zu  besorgen  hatte  oder  in  des  Königs  Na- 
men selbstständig  zu  erledigen  ermächtigt  war  z.  B.  Privilegien- 


^'')  Die  Competenz  des  Hofrathes  zur  Erledigung  von  Reichsjustizge- 
schäften war  in  dem  Grundsatze  des  deutscheu  Staatsrechts  begründet,  dass 
das  Reichsoberhaupt  als  oberster  Richter  jede  Streitsache  auch  persönlich 
entscheiden  konnte  (Schulte  deutsche  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  S  380). 
Dem  Hofrathe  gab  Ferdinand  I.  am  1.  Jftnuer  1641  eine  Instruction  und 
waren  diesem  CoUegium  vor  Allem  die  aus  den  Erblanden  und  dem  römisch- 
deutschen  Reiche  nach  Hofe  appellirteu  Justiz-  und  Parteisachen 
zugewiesen.  Im  Jahre  1559  entzog  Ferdinand  I.  demselben  die  erbländischen 
Sachen,  so  dass  seit  dieser  Zeit  der  R  e  i  c  h  s  h  o  f  r  a  t  h  nur  eine  Behörde 
des  deutschen  Reiches  war. 

")  Bidermauu  Gesammtstaatsidee  S.   10. 
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und  Gnadenverleihuugen,  Landtagsausschreibungen,  Feststellung 
der  Landtagspiiopositionen  u.  s.  w. 

Neben  der  allgemeinen  Iloftanzlei  erwuchs  in  dem  G  e- 
he  im  ratscollegi  um  ,  in  welchem  der  Hofkanzler  regelmässig 
Vortrag  hielt,  ein  fester  Mittelpunkt  der  Staatsgeschäfte.  In 
diesem  Collegium  wurden  die  wichtigsten  Staatsgeschäfte  unter 
persönlicher  Intervention  des  Monarchen  berathen,  und  in  dem- 
selben traten  die  mittelalterlichen  ständischen  Elemente  dem  sich 
entwickelnden  modernen  Beamtentbum  gegenüber  allmälig  in 
den  Hintergrund.  Die  österreichisch-ungarische  Monarchie  be- 
sass  somit  bereits  unter  Ferdinand  I.  eine  Institution,  welche 
in  Brandenburg-Preussen  erst  unter  Joachim  Friedrich  (1604) 
ins  Leben  gerufen  wurde.  ^^) 

Von  den  Kanzleien  als  Behörden  der  allgemeinen  Landes- 
verwaltung sondern  sich  zunächst  als  Specialbehörden  des 
Finanzwesens  die  Kammern  (Rentkamraer,  Hofkammer)  ab. 
Im  Innsbrucker  Libell  finden  wir  erwähnt,  dass  Maximilian  I. 
zur  aufrichtigen  guten  Ordnung  des  Kammergutes,  Empfänge 
und  Ausgaben  betreffend,  einen  Schatzmeister  und  neben 
ihm  einen  Generaleinnehmer  bestellt  habe,  die  alle  Kam- 
raergüter  des  Hauses  Oesterreich,  das  Einkommen  und  die  Ge- 
fälle, Ordinarien  und  Extraordinarien  zu  besorgen  hatten.  Ebenso 
wird  in  dem  Innsbrucker  Libell  die  Errichtung  einer  allge- 
meinen Rentkammer  (Buchhaltung)  angeordnet.  Damit  war 
die  Centralisation  der  Finanzverwaltung  der  damaligen  öster- 
reichischen Länder  gegeben,  die  Ferdinand  I.  durch  Errichtung 
der  allgemeinen  Hofkammer  auf  Böhmen  und  Ungarn  ausdehnte. 
Allerdings  befinden  sich  in  Böhmen  und  Ungarn  besondere  Hof- 
kammern, aber  diese  wurden  von  der  allgemeineH  Hofkammer 
instruirt  und  überwacht.  '") 

...  '  *")  Bidermaun  am  a.  0.  S.  11.  Vgl.  dessen  Bemerkungen  über  die 
ZusammeasetBung  des  geheimen  Rathes  unter  Ferdinand  1.  Dazu  K  r  o  n  e  s, 
Geschichte  (Jesteiroicbs  ill.  Band  S.  263.  lieber  den  geheimen  Kath  in 
Brandenburg-Preussen  vgl.  H.  Schulze  Preussisches  Staatsrecht  I.  Bd.  S.  41. 
'•')  Das  lunsbrucker  Libell  bestimmt,  dass  insbesondere  in  d-jn  Nieder« 
österreichischen  Landen  und  ia  den  Ober  österreichischen  Landen  je  eia  be- 
sonderer Kammermeister  bestehen  sollte,  dem  Vizthum  (vicedomini)  und  Amt- 
leute untergeordnet  waren  und  dem  diese  ihre  Empfänge  auszuantworten 
hatten,  während  der  Kammermeister  diese  EmptUnge  zu  Händen  des  E  i  n- 
nahm -ti  c  ner  al  zu  reichen  liattc.  llcbrigens  reicht  die  Errichtung  der 
Schatzknnnner  als  Gentralstelle  für  das  Finanzwesen  in  das  .Jahr  149»i  zurück 
uud  waren  dersellicu  nach  dem  Mandate  vom  I'reitage  Set.  Jacob  149C, 
«II«  Aduiter,  Zinse,  Kenteu,    Nutzungen,  Giltea  und  andere  Gefälle  in  gämmt- 
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Um  endlich  in  die  Kriegsführung  Einheit  zu  bringen  und 
dabei  eine  das  ganze  Reich  umfassende  Fürsorge  entfalten  zu 
können,  errichtet  Ferdinand  I.  an  seinem  Hofe  einen  „steten 
Kriegsr ath",  dem  er  durch  eine  vom  17.  November  1556 
datirte  Instruction  einen  weiten,  insbesondere  auch  auf  die  un- 
garischen Festungen,  Proviant  rfordernisse  und  Truppenmusto- 
rungen  sich  erstreckenden  Wirkungskreis  vorzeichnet.  (Bider- 
mann.) 

Die  Umgestaltung  des  Heerwesens;  die  Entwickhng  eines 
Soldheeres,  welches  nicht  österreichisch,  nicht  böhn  ich,  nicht 
ungarisch,  sondern  kaiserlich  war;  die  Entwicklung  des  moder- 
nen Beamtenthums  und  eines  österreichischen  Gesammtadels 
sind  weitere  Momente,  welchen  ein  Zusammenwachsen  der  durch 
die  Person  des  Monarchen  verbundenen  Ländergruppen  folgen 
musste. 

Allerdings  zerstört  Ferdinand  I.  theilweise  dasjenige  wie- 
der, was  er  aufgebaut,  i  idem  er  durch  die  Hausordnung  vom 
25.  Februar  1544  die  I  reitheilung  des  Besitzes  in  der  Art  ver- 
fügt, dass  der  älteste  Sohn  Max  H.  0 esterreich,  Böh- 
men und  Ungarn,  der  zweitgeborene  Sohn  Ferdinand  Ober- 
österreich (Tirol  und  die  Vorlande)  und  der  dritte  Karl 
Innerösterreich  erhält.  ^*)  Allein  in  den  getrennten  Gliedern 
erstarb  nicht  das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit,  es  wurde  das 
Princip  der  Einheit  aller  österreichischen  Länder  festgehalten.  Die 
Ereignisse  des  XVII.  Jahrhunderts  bahnen,  allerdings  unter  Stür- 
men, weitere  Einigungsmomente  an.  Die  Schlacht  am  weissen 
Be  rge  bedeutet  einen  dauernden  Sieg  der  landesherrlichen  Gewalt 
über  die  ständische  Macht,  und  indem  sich  Ferdinand  H.  in 
Böhn  en  in  der  Landesordi:ung  vom  10.  Mai  1627   das   oberste 

liehen    ober-    und    niederöstorrci'jhischen    Landen    unterworfen.     (Bidennann 

S.  72.  Anm.  77).  ,      ^  u        ,=^c 

")  Die  Trennung  der  obo  rüsterreichi  sehen  Länder  währte  löbö 
bis  1665.  Nach  dem  Tode  Ferdinand  If.  dessen  mit  Philipine  Welser  er- 
zeugten Töchter  nicht  succcssionsfähig  waren,  'wurde  Maximilian  Jll.  ^der 
fünftgeborene  Sohn  Maximilians  U.)  Ib02  Gubernaior  und  1612— 1G18  Uegent 
von  Tirol.  Nach  dessen  Tode  wurde  des  Kaisers  Ferdinand  II.  Bruder 
Leopold  1619  (Jubernator  und  1625-1633  Regent  von  Tirol.  Ihm  succedirte 
sein  Sohn  Ferdinand  Karl  l(i33— 1662,  und  diesen:  »eine  erstgeborene  Toebter 
("laudin  Felicitas  (f  1676),  Gemalin  Kaiser  Leopold  L  . 

In  Innerösterreich  succedirt  dem  Er» Herzoge  Karl  (f  1590)  «m 
ISobn  Ferdinand,  welcher  Uosammtorbe  der  üstcrr  nchischeji  Länder  und  seit 
1619  deutscher  Kaiser  (Ferdinand  11 )  wird. 
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Recht  der  Gesetzgebung  insbesondere  die  Aenderung,  Mehrung 
und  Besserung  der  Landesonlnung,  die  oberste  richterliche  und 
Militärgewalt  und  die  Kegalien  ausschliessend  vorbehält,  war 
die  Möglichkeit  der  Glöichgestellung  der  Verfassungsverhältnisse 
der  österreichischen  und   böhmischen  Länder  gegeben.  ^^) 

In  Ungarn  wurde  im  II.  Gesetzartikel  des  Pressburger  Reichs- 
tags 1687  die  Primogeniturordnuug  der  männlichen  Habsburger 
anerkannt  und  durch  IV.  G.-A.  1687  das  bewaffnete  Widerstands- 
recht der  Stände  (facultas  insurgendi  et  resisteiidi)  abgeschafft.  *") 

Endlich  erfolgt  im  Jahre  1691  die  Revindication  Sieben- 
bürgens, dessen  Verfassungsverhältnisse  durch  das  diploma  Leo- 
poldinum  vom  4.  Dezember  1691,  durch  die  Accorde  zwischen 
den    politischen  Nationen    Siebeubürgens  (vom    24.  April  1693), 

'^)  Die  durch  die  verueuerte  Landesordnung  erfolgten  Verfassungs- 
äiideruugeu  stellt  Tomek  (Suömy  ceske)  in  folgende  Punkte  zusammen : 

1.  Anerkennung  des  Erbrechtes  in  weiblicher  Linie. 

2.  Das  jus  legis  ferendae  im  vollen  Umfange  wird  ein  alleiniges  Maje- 
stätsrecht, (iegenüber  dem  klaren  Ausspruche  der  verneuerten  Landesordnung 
erscheint  es  verfehlt,  aus  dem  Majestätsbrief  von  29.  Mai  1627,  worin  der 
König  verspricht,  alle  vier  Stände  und  die  ganze  Gemeinde  des 
Erbküuigreiches  sowie  jeden  einzelnen  Stand  insbesondere 
bei  ihren  Rechten,  Gerechtigkeiten  und  der  verneuerten 
Laudesordnung  schützen  und  erhalten  zu  wollen,  —  dann 
aus  der  novella  declaratoria  1640  ad  Art.  IX  der  L.-O.,  welche  bei  ge- 
ringem Sachen,  die  des  Königs  Person,  Hoheit,  Auto- 
rität und  Regalien  nicht  betreffen,  den  Ständen  gestattet, 
sich  zu  unterreden  —  eine  Theilnahmtj  der  Stände  an  der  Gesetzge- 
bung zu  folgern.  Aus  den  Landständen  sind  eben  im  Laufe  der  Zeit  blosse 
Verwaltuugskörper  für  gewisse  ökonomische,  staatswirthschaftliche  und  Cul- 
turangelegenheiten  des  Landes  geworden. 

3.  Durch  die  verneuerte  Landesordnung  wurde  der  geistliche  Stand  als 
erster  Stand  im  Lande  wieder  aufgeuominen,  so  dass  Herren-,  Ritter-  und 
Hürgerstand  um  je  einen  Rang  zurücktraten. 

4.  Gleichberechtigung    der  deutschen  Sprache    in  der  Landesverwaltung. 

5.  Aufhebung  aller  den  nicht  katholischen  Religionsparteien  ertheilten 
Privilegien  und  ausschliessliihe  Geltung  der  katholischen  Religion. 

6.  Aufiiebung  der  Eigenschaft  der  landrechtlichen  Urtheile  als  Präjudi- 
kate, Gestattunp;  der  Revision  an  den  König,  Einführung  des  schriftlichen 
Verfahrens. 

'")  G.-A.  1687  II.  Die  gesammten  Stände  dieses  Königreichs  Ungarn 
und  der  dnmit  verbundenen  Tiieile  erklären  zum  ewigen  Andenken  an  jene 
80  namhaften  Wohlthaten  und  zur  immerwährenden  Bethätiguug  ihrer  dank- 
barst ergebei.en  Gesinnungen,  dass  sie  in  Zukunft  Niemand  Andern  als  den 
crstgeborenou  mäunlichen  leiblichen  Erben  Seiner  kais.  kön.  Majestät  als 
ihren  rechtmässigen  König  und  Herrn  anerkennen  und  jedesmal,  wenn  ein 
Fall  der  Kröimng  eintreten  wird,  nach  vorläufiger  Annahme  der  Inaugural- 
artikel  und  Ausfertigung  des  Krönungsdiploms  sowie  nach  Ablegung  des  Krö- 
uungsbides  in  der  Weise,  wie  er  von  seinen  Vorfahren  geleistet  wurde,  auf 
dem  Landtage  iinierbalb  des  Königreiches  Ungarn  ordnuuKsmässiö-  krönen 
werdeu.  —  "  o  e  s 
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durch  das  diplomü  suppletorium  de  negotiis  religionis  vom  9.  Apri 
1693  und  endlich  durch  die  sogenannte  Alvinczi'sche  Resolution 
vom  14.  Mai  1693  geregelt  wurden.  ^') 

IV.  Einen  bedeutsamen  Punkt  in  der  Entwickelungsgeschichte 
der  östereichisch-ungarischen  Monarchie  bilden  jene  Staatsakte, 
die  man  unter  der  Bezeichnung  „pragmatische  S  a  n  c  t  i  o  n'*  ^^), 
zusammenzufassen  pflegt.  Die  dunkle  Unklarheit,  welche  über 
diesen  Staatsakten  bis  in  die  jüngste  Zeit  gelagert  war,  lässt  es 
erklärlich  finden,  dass  die  gemeine  Anschauung  dahin  ging,  die 
pragmatische  Sanction  sei  ein  einheitlicher  und  einseitiger  Sou- 
vereinitätsakt  der  Krone  gewesen,  während  in  Wahrheit  die  prag- 
matische Sanction  ein  Complex  von  mehreren  Staatsakten  ver- 
tragsträssigen  Charakters  ist,  die  unter  den  Mitgliedern  des 
kaiserlichen  Hauses  und  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Ständen 
der  einzelnen  Länder  abgeschlossen  wurden.  Es  kann  daher  das 
Wesen  der  pragujatischen  Sanction  auch  nur  durch  Berücksichti- 
gung   ihrer  Genesis  klar  werden. 

Die  Grundlage  und  das  Hauptinstrument  der  pragmatischen 
Sanction  bildet  das  pactum  mutuae  successionis  vom  12.  Sep- 
tember 1703.  Bei  Erledigung  des  spanisches  Thrones  durch  Er- 
löschen des  spanisch-habsburgischen  Mannsstamraes  mit  Karl  II. 
(1.  November  1700)  erhebt  Leopold  L  Ansprüche  auf  Spanien 
und  verzichtet  sodann  aus  Gründen  der  äusseren  Politik  ge- 
meinschaftlich mit  seinem  älteren  Sohne,  dem  römischen  Könige 

*')  lu  dem  sog  tractatus  Vieuneusis  seu  Halleiianus  vom  '28.  Juui 
1686  nimmt  der  Kaisei*  Siebenbürgen  uud  die  damit  verbundenen  Theile 
Ostungarns  in  Schutz,  und  sichert  den  Siebenbürgeru  freie  Religionsübung 
und  die  bisherigen  politischen  Rechte  zu.  Fürst  Apasy  und  seiu  Sohn 
Süllen  lebenslänglich  die  Herrschaft  bebalten,  nach  ihrem  Tcde  soll  freie 
Fürstenwahl  stattfiudeu  Ai.i  27.  Getobe r  1687  wurde  der  Blasendorfer 
Vertrag  unterzeichnet,  welcher  den  kaiserlichen  Truppen  Winterquartiere 
einräumt  und  die  Hauptpunkte  des  Hallerscheu  Vertrages  aufrecht  hält. 
Auf  dem  Ltvudtage  zu  Fogarasch  kommt  es  (10.  Mai  16Sö)  zur  urkundli- 
chen Huldigung  der  Siebenbürger.  Nach  dem  Tod«  Michael  Apa<y  I.  er- 
tolgt  die  urkundliche  Festsetzung  des  Verfassungsrechtes  'Siebenbürgens 
durch  das  sog  diplonid  Leopoldinu  n  vom  4.  December  I6i)i.  Apasy  II. 
verzichtet  '696  aut  seine  Fürstenwürde  zu  Gunsten  Leopold  I.  Ständisch(! 
Streitigkeifeu  ve-aulassten  die  Abseudung  einer  neuen  Deputation  nacli 
Wien  unter  Führung  dos  1*  rotonotars  Alvinczi,  welche  das  decretum  reli» 
giouis  (9.  Apri]  1693)  uud  die    sog.  Alvinczische  Resolution  erwirkt, 

'**)  Vgl.  Krones  Oesterr.  Geschichte  IV.  Band  S.  121  und  '.U\ 
Bidermann,  Entstehung  uud  Bedeutung  der  pr&g  ratischcn  S  nctiun 
(Grüuhuts  Zeitschrift  für  Tiivat-  und  ötteutiiches  Recht  Jahrgang  lö7/)  — 
F  o  u  r  u  i^e  r.  Zur  Entstehungsgeschichte  der  pragmatisr-heu  Sanction.  Syliels 
histotiacbe  Zeitschi-itt.  (neue  Folge)  II  Band  1877. 
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Josef  im  Jahre  1703  auf  dieses  Anrecht  zu  Gunsten  Beines 
jüngeren  Sohnes  Karl.  Mit  der  förmlichen  Abtretung  Spaniens 
und  der  Begründung  einer  neuen  Linie  daselbst  war  aber,  da  der 
ältere  Sohn  Leopold's,  der  römische  König  Josef  nur  zwei  Töchter 
(Marie  Josefa  und  Marie  Amalie)  aber  keine  männlichen  Leibeserben 
hatte,  und  sein  jüngerer  Bruder  noch  unverheirathet  war,  zweifel- 
haft geworden,  was  im  Falle  des  Absterbens  des  Einen  oder  des 
Anderen  ohne  männliche  Erben  geschehen  solle.  Desshalb  wurde 
gleichzeitig  mit  der  Cession  des  Anrechts  auf  den  spanischen  Thron 
das  pactum  mutuue  successionis  unter  Litervention  des  Kaisers 
mittelst  eidlicher  Zustimmungserklärung  seiner  beiden  Söhne 
Josef  und  Karl  abgeschlossen.  In  diesen  Familienstatut  wird 
als  ein  allzeit  giltiges  Gesetz  festgesetzt,  dass  sowohl  in  den 
Königreichen  und  Provinzen  spanischer  Herrschaft  als  in  den 
Erbkönigreichen  und  Ländern  die  Nachfolge  im  Mannesstamme 
der  weiblichen  Descendenz  stets  vorauszugehen  und  unter  den 
Descendeuten  das  Recht  der  Erstgebuit  zu  gelten  habe.  Für  den 
Fall,  als  Karl  III.  ohne  Söhne  stürbe,  oder  sein  Mannesstamm 
erlöschen  sollte,  soll  ohne  Rücksicht  auf  weibliche  Descendenz  die 
ganze  spanische  Monarchie  mit  allen  ihr  verbundenen  oder  unter- 
worfenen Königreichen  oder  Provinzen  au  den  Kaiser,  seinen  Erst- 
geborenen oder  dessen  Kinder  und  legitime  Nachkommen  zurück- 
fallen. Sollten  Töchter  Karls  oder  seiner  legitimen  Descendenten 
vorhanden  sein,  so  werde  für  dieselben  gesorgt  werden,  wie  es 
bisher  des  Hauses  Sitte  war.  Doch  auch  ihnen  bleibt  ihr 
Recht  der  Nachfolge  gewahrt,  welche  nach  dem  Ausgange  des 
iMannsstammes  und  der  weiblichen  Nachkommenschaft  Josef  I. 
noch  immer  Geltung  gewinnen  kann.  Damit  war  ausdrücklich 
festgesetzt,  dass  die  Töchter  Josefs  mit  all  ihrer  Nachkommen- 
schait  den  Töchtern  Karls  voranzugehen  haben.  Sollte  hinwieder 
Josef,  ohne  Söhue  zu  hinterlassen,  von  hinnen  gehen  oder 
seine  miinnliche  Nachkommenschaft,  aussterben,  so  gelangt  Karl, 
beziehungsweise  seine  männliche  Descendenz  auch  in  allen  Erb- 
königreichen und  Ländern  zur  Herrschaft. 

In  diesem  pactum  mutuae  successionis  war  aber  des  Falles 
nicht  gedacht,  dass  möglicher  Weise  Karl  in  dem  entbrannten 
.SuccessioMskiiegc  sich  gar  nicht  als  Herr  der  spanischen  Mon- 
archie zu  behaupten  vermochte   Es  lässt  daher  Kaiser  LeopoM  I. 
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am  26.  April  1705  mit  Einwilligung  des  älteren  Sohnes  Josef 
ein  lestament  abfassen,  worin  er  für  diese  Eventualität  seinem 
jüngeren  Sohne  Karl  und  seinen  ehelichen  geborenen  männli- 
chen Leibeserbeu  zu  ihrem  Antheil  und  Abfertigung  die  Graf- 
schaft Tirol  sammt  den  einverleibten  oder  zugewandten  schwä- 
bischen und  vorderösterreichischen  Ländern  unter  Aufrechthal- 
tung der  sonstigen  Bestimmungen  des  pactum  mutuae  succes- 
sionis  mit  der  weiteren  Bestimmung  zuweist,  dass  nach  dem 
Tode  Karls  und  seiner  männlichen  Descendenz  diese  Länder 
wieder  an  den  römischen  König  und  seine  ehelich  geborenen 
Erben  zurückfallen  sollen.  „Dagegen  soll  bei  abgehenden  Unseres 
Erstgebornen  Sohnes  Liebden  Ehelichen  Mannsstamm  unseren 
anderen  Sohnes  Liebden  und  Ihrer  Männlichen  Descendenten 
Ihr  Erbrecht  unverletzet  bleiben  und  in  jedwedem  der  beiden 
unverhofften  Fällen  die  alsdann  etwa  vorhandenen  unversorgten 
ehelichen  Töchter  nach  Unseres  Erzhauses  löblichen  Herkommen 
gebührend  versorgt  und  ausgestattet  werden." 

Mit  Recht  bemerkt  August  Fournier  in  der  oberwähnten 
Abhandlung,  dass  durch  dieses  Testament  den  Bestimmungen 
des  Thronfolgestatuts  vom  Jahre  1703  nicht  derogirt  worden 
ist,  und  dass  aus  beiden  Urkunden  sich  folgende  Principien 
ergeben :  „Vorantritt  der  männlichen  vor  der  weiblichen  Des- 
cendenz, das  vorwaltende  Recht  der  Erstgeburt  und  damit  in 
Sachen  der  Frauenerbfolge  der  Vorrang  der  Töchter  des  Erst- 
geborenen vor  denen  des  jüngeren  Kaisersohnes." 

Kaiser  Leopold  I.  starb  wenige  Tage  nach  diesem  Testa- 
mente (am  5.  Mai  1705);  ihm  folgte  sein  älterer  Sohn  Josef  I., 
der  lediglich  zwei  Töchter  bei  seinem  am  17.  April  1711  er- 
folgten Tode  hinterliess:  Marie  Josefa  und  Marie  Amalie.  Ihm 
folgte  sein  jüngerer  Bruder  Karl,  der  einzige  Repräsentant  des 
Habsburgiscben  Manusstammes.  Damit  waren  die  Voraussez- 
znngen  des  Testamentes  Leopold  I.  gegenstandslos  geworden, 
wohl  aber  waren  die  Bestimmungen  des  pactum  mutuae  succes- 
sionis  in  voller  Kraft. 

Als  Karl  VI.  zur  Regierung  gelangte,  war  in  Ungarn  das 
Erbrecht  der  Frauen  noch  nicht  anerkannt  und  es  ging  von 
Seite  der  Kroaten  die  Anregung  aus,  die  weibliche  Erbfolge  in 
den  Ländern  der  ungarischen  Krone   zu   regeln.     Am  19.  April 
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1713  versammelt  Karl  VI.  die  Minister  und  die  geheimen  Räthe 
in  feierlicher  Sitzung,  Kässt  das  pactum  mutuae  successionis 
verlesen,  erörtert  seinen  Inhalt  und  erkUärt:  „dass  nach  dem 
pactum  mutuae  successionis  mit  Rücksicht  auf  den  ohne  männ- 
liche Erben  erfolgten  Tod  seines  Brudeis  Josef  nunmehr  alle 
dessen  hinterlassenen  Erbkönigreiche  und  Länder  auf  Ihre 
kaiserliche  Majestät  gefallen  und  sämmtlich  bei  Ihrer  kaiser- 
lichen Majestät  ehelichen  männlichen  Leibeserben,  nach  dem 
jure  primogeniturac,  solange  solche  vorhanden,  uugetheilt  zu 
verbleiben  haben.  Auf  den  Fall  des  Abganges  Ihres  männ- 
lichen Stammes  sollen  aber  diese  Erbkönigreiche  und  Länder 
auf  die  ehelich  hinterlassenen  Töchter  allzeit  nach 
Ordnung  und  Recht  der  Primogenitur,  gleichmässig 
unzertheilt,  ferner  in  Ermanglung  oder  Abgang  der  von  Ihrer 
kaiserlichen  Majestät  herstammenden  allen  ehelichen  Descen- 
denten  männlichen  und  weiblichen  Geschlechtes  solle  dieses  Erb- 
recht auf  Ihrer  Majestät  Bruders  Josefs  nachgelassenen  Tochter 
oder  deren  eheliche  Descendenz  wieder  nach  dem  jus  primoge- 
niturac fallen.  Alles  in  dem  Verstände,  dass  nach  beiden,  der 
jetzt  regierenden  Karolinischen  und  der  nachfolgenden  in 
dem  weiblichen  Geschlechte  hinterlassenen  Josefinischen 
Linie  Ihrer  Majestät  Schwestern  und  allen  übrigen  Linien  des 
Erzhauses  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  in  ihrer  daher  ent- 
springenden Ordnung  jedes  Erbrecht  oder  was  dem  anklebe, 
gebühre,  bevorbleibe,  und  vorbehalten  sei." 

Mit  Recht  wurde  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die 
Bestimmung  dieses  ProtokoUes  von  dem  pactum  mutuae  succes- 
sionis in  Betreff  der  Erauenerbfolge  wesentlich  darin  abweiche, 
dass  nicht  die  Regrediaterbinnen  (die  Töchter  Josef  I.)  son- 
dern die  Töchter  Karls  für  den  Fall  des  Abganges  männlicher 
Leibeserben  succediren  sollten.  ^^) 

Aus  dem  Hausgesetze  wurde  durch  Annahme  der  Stände 
der  einzelneu  Länder  ein  Staatsgesetz  ^o).    Uns  interessiren  hier 

'»)  Vgl.  den  Wortlaut  der  Urkunden  der  pragmatischen  Sanction  im 
Anfaange. 

Die  Anerkennung  der  pragmatischen  Sanction  von  Seite  der  ein- 


zelnen Länder  erfolgt  1720-1724.  Es  liegt  jedocli,  wie  Krone  s  Oesterr. 
beschichte  IV.  S.  394  bemerkt,  aus  Anlass  der  Annahme  der  pragmatischen 
banction  kerne  förmliche  Erklärung  der  Krone  zu  Gunsten  der  Rechte  und  Frei- 
heiten der  einzelnen  Stände  ais  besondere  vertragsmässige  Gegenleistung  vor. 


-  31  — 

die  ungarischen  Gesetzartikd  I  und  II  1723.  Die  die  Motive 
enthaltende  praefatio  dieser  Gesetzartikel  bezeichnet  als  Ten- 
denz der  in  diesen  Gesetzartikeln  enthaltenen  Bestimmungen 
über  die  Frauenerbfolge  die  Erstarkung  des  wechselseitigen 
Einverständnisses  und  Verbandes  der  Länder  der  Krone  Un- 
garns mit  den  übrigen  Königreichen  und  Krbländern.  Der  Ge- 
setzartikel I  1723  dehnt  die  in  den  Gesetzartikeln  II  und  III 
1687  anerkannte  männliche  Erbfolge  auf  alle  Nachkommen  und 
Erben  des  Erzhauses  beiderlei  Geschlechtes  nach  der  Ordnung 
der  Erstgeburt  und  der  Linealsuccession  aus,  während  der  Ge- 
setzartikel II  insbesondere  verfügt,  dass  tür  den  Fall  des  Ab- 
ganges männlicher  Leibeserben  des  Königs  Karl  die  Succession 
auf  das  weibliche  Geschlecht  und  zwar  die  Töchter  Karls,  und  bei 
deren  Abgange  auf  jene  Josefs  und  Leopolds  nach  der  in  den 
übrigen  Ländern  eingeführten  Erbfolge  unter  Aufrecht haltung 
der  untheilbaren  und  unzertrennlichen  Gemeinschaft  mit  den 
übrigen  Ländern  gelangen  solle. 

Das  durch  den  III.  siebenbürgischen  Gesetzartikel  1744 
in  den  Codex  der  siebenbürgischen  Gesetze  inserirte,  von  den 
siebenbürgischen  ständen  am  30.  März  1722  angenommene,  vom 
Kaiser  am  30.  Dezember  1723  confirmirte  Document  über  die 
pragmatische  Sanction  bemerkt,  dass  es  Zweck  dieses  ewigen 
Gesetzes  sei,  die  Reiche  und  Provinzen  und  sowohl  die,  welche 
heut  zu  Tage  von  allerhöchst  Seiner  kaiserlichen  königlichen 
Majestät  besessen  sind,  als  auch,  welche  künftig  mit  Gottes 
Hilfe  seinem  Machtgebiete  zuwachsen  könnten,  in  den  Stand 
zu  setzen,  zu  gegen-  und  wechselseitiger  Vertheidigung,  zu 
grösserer  Sicherheit  und  daraus  erfolgender  Würde  und  Schre- 
cken der  Feinde  in  alle  Ewigkeit  zu  einem  unauflöslichen  Ver- 
bände zusammenzuwachsen  und  in  einander  zusammenzuhängen. 
Die  staatsrechtliche  Bedeutung  der  pragmatischen  Sanction 
lässt  sich  auf  zwei  Punkte  zurückführen: 

1.  Die  pragmatische  Sanction  begründet  eine  liealunion 
unter  sämmtlichen    Ländern  der  Gesammtmonarchie, 

2.  Sie  sanctionirt  dasjenige,  was  sich  durch  Uebung  bereits 
factisch  herausgebildet  hatte  :  ein  wechselseitiges  Einverständniss 
und  gegenseitige  Hilfeleistung  in  allen  diese  R  e  a  1  u  n  i  o  n 
berührenden    Gebieten.     Der  XII.  ung.  Ges.- Art.  1807    erklärt 
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die  pragmatische  Sanction  rückwiikend  authentisch  interpreti- 
rend:  „Indem  dieser  feierliche  Grundvertrag  das  Thronfolge- 
recht der  weiblichen  Linie  des  Hauses  Habsburg  feststellt, 
sprach  er  zugleich  auS;  dass  die  Ländci'  und  Provinzen,  welche 
der  festgestellten  Erbfolge  gemäs«  unter  einem  gemeinsamen 
Herrscher  stehen,  einen  untheilbare.i  und  unzertrennlichen  ge- 
meinsamen Besitz  bi]  lei .  Diesem  entschieden  ausgesprochenen 
Princip  zu  Folge  b.g.ündet  die  Vertheidigung  und  Aufrecht- 
haltung der  gemeine  amen  Sicherheit  mit  gemeinsamen  Kräften 
eine  gemeinsame  und  wechselseitige  Verpfiichtung,  welche  direct 
aus  der  pragmatis' hen  Sanction  entspringt.  ^*) 

V.  Die  Period  Maria  Theresias  und  Kaisers  Josef  H.  ist  nicht 
nur  die  Zeit  adn  inistrativer  Reformen,  S'  ndern  auch  die  der 
inneren  Organisat  on  des  Staates  zu  einer  Einheit.  Die  Errich- 
tung einer  obersten  Jiistizstelle  in  Wien,  die  Auflösung  der  böhm. 
und  österr.  Hofkanzleien  und  die  Errichtung  eines  directorium  in 
publicis  et  cameralibus,  der.,  laut  des  Hofdekretes  vom  2.  Ja- 
nuar 1762  die  vereinigte  H)fkanzlei  substituirt  wurde,  —  die 
Einführung  oder  wenig^^ters  Anbahnung  einer  gleichförmigen 
Justizgesetzgebung,  —  die  Herstellung  eines  gleichförmigen  Ver- 
waltungssystems in  den  deutschen  und  böhmischen  Kronländern, 
die  Einführung  eines  allgemeinen  österreichischen  Staatsbürger- 
rechtes liessen  die  Tendenz  hervortreten,  wenigstens  die  west- 
liche Hälfte  der  Monarchie  zu  einem  Einheilsstaate  zu  verbinden. 
Die  Periode  Leopold  IL  ist  allerdings  die  Zeit  einer  theil- 
wt'isen  ständischen  Restauration.  Während  sich  aber  in  den 
westlichen  Ländern  diese  Zugeständnisse  auf  einzelne  admini- 
strative Angelegenheiten  beschränken,  erlangen  Ungarn  und 
Siebenbürgen  in  den  Gesetzartikeln  1791  eine  ausdrückliche 
Vcrbriofung  ihrer  staatsrechtlichen  und  administrativen  Selbst- 
ständigkeit. Der  X.  Ungar.  Ges.  Art.  1791  erklärt:  Erga  de- 
missam  Stataum  et  Ordinum  regni  propositionem  Sua  quoque 
Maje!::tas  sacratii-sima  benigne  agi  oscere  diguata  es,  quod  licet 
successio  Sexus  foeminei  August  e  Domus  Austriacae  per  arti- 
culos  I  et  II  1723  in   regno  Hujgariae  Partibusque    ei  annexis 

»')  So  der  Xll.  G.-Ä.  1867.  Derselbe  igt  als  eine  autheutische  Inter- 
pretation der  pragmaticiben  Sancti  n  anzusehen,  insofern  auf  Grund  der- 
selben der  ungarische  S»at  pro  praeterito  und  pro  futuro  die  Vertheidigung 
des  Ge«ammtgebi?te«  dtr  Mon-.rcni«  j^ls  Pflicht  anerkannt  hat. 
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sfabJlita,  eundera,  quem  in  reliquis  regnis  et  ditionibus  heredi- 
tariis,  in  et  extra  Germaniam  sitis,  juxta  stabilitam  successionis 
ordinem  inseparabiliter  et  indivisibiliter  possidendis  Principem 
concernat,  Hungaria  nihiloii^inus  cum  Partibus  annexis  sit  reg- 
num  liberum  et  relati  ad  totam  legalem  regimis  formam  (huc 
intellectis  quibusvis  dicasteiiis  suis)  indepedens  id  est  nuili  altero 
Regno  aut  populo  obnoxium,  sed  propriam  babens  Consisten- 
tiam  et  Constitutionem,  proinde  a  legitime  coronato  hereditario 
Regi  suo  adeoque  etiam  a  sua  Maiestate  sacratissima,  Succes- 
soribusque  eius  Hungariae  Regibus  propriis  Legibus  et 
Consuetudinibus  non  vero  ad  normam  aliarura  Provinciarum 
dictantibus  id  aiticulis  III  1715  item  VIII  et  XI  1741  regen- 
dum  et  gubernaudum. 

Ebenso  bestimmt  Ges. -Art.  XII,  1790—1791  über  Aus- 
übung der  gesetzgebenden  und  vollziebenden  Gewalt,  dass  die 
Macht,  Gesetze  zu  erlassen,  abzuändern  und  auszulegen  im 
Königreiche  Ungarn  uud  den  damit  verbundenen  Theilen  dem 
gesetzlich  gekrönten  Fürsten  und  den  auf  den  Landtagen  ge- 
setzlich versammelten  Ständen  des  Königreiches  gemeinsam  sei, 
daher  die  Verwaltung  des  Landes  durch  Edikte  oder  sogenannte 
Patente,  welche  ohnehin  durch  keine  Gerichte  des  Landes  je 
angenommen  werden  dürfen  unzulässig  und  der  Erlass  von  Pa- 
tenten nur  für  jene  Fälle  voi  behalten  sei,  wo  in  den  sonst  dem 
Gesetze  entsprechenden  Angelegenheiten  die  Veröffentlichung 
nur  auf  diese  einzige  Art  mit  Erfolg  zu  erreichen  wäre.  Nicht 
minder  wurde  laut  Ges.-Art.  XIX  1790 — 1791  den  Ständen  Un- 
garns die  Versicherung  gegeben,  dass  Subsidien  was  immer 
eines  Namens,  mögen  sie  in  barem  Gelde  oder  in  Naturalien 
oder  Rekrutenstellungen  bestehen,  weder  den  Ständen  noch  den 
Unadeligen  durch  eiien  königlichen  Machtspruch  auferlegt  wer- 
den dürfen,  und  dass  die  Steuersumme  (quantitas  contributio- 
nis),  welche  zur  Unterhaltung  des  Militärs  bestimmt  ist,  stets 
auf  dem  Landtage  und  zwar  lür  den  Zeitraum  von  einem  zum 
andern  festgesetzt  werde. 

Für  Siebenbürgen  bestimmt  Ges.-Art.  VI.  1791,  dass  ver- 
möge der  Gesetze  und  Traktate,  durch  welche  Siebenbürgen 
Kaiser  Leopold  I.  und  dessen  Nachfolger  als  die  gesetzmäosigen 
Könige  Ungarns  zu  seinem  Fürsten  augenommeu    und  die  auch 
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auf  das  weibliche  Geschlecht  ausgedehnte  Erbfolge  des  kaiser- 
lichen Hauses  aoerkannt  hat,  die  Nachfolger  aus  dem  kaiserlichen 
Hause  als  gesetzlich  gekrönte  Könige  Ungarns  Siebenbürgen, 
wie  wenn  es  zur  Krone  des  Königreiches  Ungarn  gehörte,  durch 
dasselbe  Recht  der  Herrschaft  und  Nachfolge  mit  Ungarn  be- 
sitzen und  es  wie  ein  Land,  welches  seine  eigene  Verfassung 
bat  und  keinem  anderen  Reiche  unterworfen  ist,  nach  seinen 
gesetzlich  bestätigten  Gesetzen  und  Constitutionen,  nicht  aber 
nach  der  Norm  anderer  Erbproviuzeu  regieren,  indem  dabei 
der  untheilbare  und  untrennliche  Unionsverband  mit  den  ande- 
ren Reichen  und  Provinzen,  der  aber  nur  den  wechselseitigen 
Besitz  und  die  gegenseitige  Vertheidigung  betrifft,  nach  der 
pragmatischen  Sanction  in  Uebereinstimmung  mit  dem  HI.  Ges.- 
Ar*    1744  aufrecht  erhalten  wird. 

Wenn  nun  diese  Gesetze  die  staatsrechtliche  und  admi- 
niitrative  Selbstständigkeit  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
mit  klaren  unzweideutigen  Worten,  und  die  Mitwirkung  der 
Stände  bei  der  Gesetzgebung  garantieren,  so  wäre  doch  ver- 
fehlt, aus  denselben  den  Schluss  zu  ziehen,  dass  zwischen  Un- 
garn und  den  übrigen  Ländern  der  Gesammtmonarchie  keine 
gemeinsamen  Angelegenheiten  bestehen  sollten,  und  dass  die 
Mitwirkung  der  Stände  bei  allen  Gesetzen  einzutnten  hätte. 

In  der  ersten  Beziehung  blieben  diejenigen  Einrichtungen, 
Behörden,  Gesetze  und  Gewohnheiten  unberührt,  welche  im  Ge- 
biete der  äusseren  Verwaltung,  des  Militärwesens,  der  Finanz- 
verwaltung und  Staatsj^olizei  (haute  police)  gemeinsame  Ange- 
legenheiten zur  Voraussetzung  und  zum  Gegenstande  hatten. 
In  letzterer  Beziehung  ist  nach  dem  Zeugnisse  ungarischer 
Staatsrechtslehrer  in  dem  XU.  Geb.-Art.  1791  keineswegs  eine 
volle  Gemeinschaft  der  gesetzgebenden  Gewalt  zwischen  König 
und  Ständen  ausgesprochen,  so  dass  letztere  in  der  Ausübung 
aller  in  dem  Begriffe  derselben  enthaltenen  Befugnisse  und  be- 
züglich aller  Objekte  notwendig  theilnehmen  müssten;  vielmehr 
bleiben  jene  Gegenstände,  welche  nach  dem  im  ungarischen 
Staatsrechte  als  Rechtsquelle  anerkannten  Gewohnheitsrechte 
oder  durch  besondere  Gesetze  dem  ausschliesslichen  Verfügungs- 
rechte des  Königs  vorbehalten  wurden,  noch  fernerhin  demselben 
vorbehalten,    so  dass  der  König    innerhalb    dieses  Kreises    von 
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Anj?elegenheiten  königliche  Verordnungen,  Normalresolutionen, 
Hofdekrete,  Patente   erlassen  konnte. 

Die  ungarischen  Staatsrechtslehrer  sprechen  dem  Könige 
das  Recht,  Bündnisse  und  Verträge  jeder  Art  mit  andern  Staa- 
ten einzugehen,  Gesandte  zu  schicken  und  zu  empfangen,  die 
diplomatischen  äusseren  Angelegenheiten  des  Landes  zu  leiten, 
kurz  den  Staat  in  allen  Verhältnissen  zu  anderen  Staaten  zu  reprä- 
sentiren,  als  ein  a  u  ss  ch  1  i  e  ss  ende  s  Majestäts  recht  zu. 
Der  VIII.  G.  A.  1715  verfügt  die  Unterhaltung  eines 
regulären  sowohl  aus  Einheimischen  als  aus  Ausländern  beste- 
henden stehenden  Heeres  (regulata  militia  tum  ex  uativis  tum 
ex  extern is  constans),  weil  das  Reich  durch  die  adelige  Insu^ 
rection  nicht  mehr  genügend  geschützt  werden  könne.  Durch 
diesen  Gesetzartikel  wurde  allen  früheren  Gesetzen,  welche  die 
Entfernung  nicht  ungarischer  Soldtruppeu  anordneten  und  zur 
Einführung  nicht  ungarischer  Truppen  die  Genehmigung  der 
Stände  verlangten,  derogirt.  In  der  Waffengewalt  des  Königs 
war  das  Recht  enthalten,  die  zur  Bildung  eines  stabilen  regu- 
lären Heeres  erforderliche  dienstpflichtige  Bevölkerung  auszu- 
heben oder  anzuwerben,  auszurüsten,  Offiziere  zu  ernennen, 
Festungen  anzulegen  und  zu  armiren,  die  Behörden  und  An- 
stalten zu  organisiren,  welche  die  technische  Leitung  des  Mili- 
tärwesens übernehmen  und  für  Befriedigung  der  ökonomischen 
Bedürfnisse  sorgen  Ebenso  erstreckt  sich  das  Waffenrecht  des 
ungarischen  Königs  auch  auf  die  sogenannte  Grenzmiliz  und  wirrt 
die  Errichtung,  Herstellung,  Erhaltung  und  Verwaltung  der 
Militärgränze  dem  Könige  allein  ohne  allen  Einfluss  der  Stände 
zugeschrieben.  Ebenso  wird  dein  Könige  die  Ausübung  der 
Polizeigewalt  und  das  Recht,  in  dieser  Richtung  regelmässig 
ohne  Mitwirkung  und  Zustimung  der  Stände  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen zu  erlassen,   zugeschrieben. 

Nicht  minder  waren  die  Regalien,  insoferne  nicht  zu  Gun- 
sten der  Stände  besondere  Ausnahmen  bestanden,  dem  absolu- 
ten Rechte  des  Königs  zugewiesen.  Daraus  erklärt  sich  die 
Möglichkeit,  dass  in  dem  Kreise  dieser  Angelegenheiten  An- 
ordnungen getroffen  wurden,  die  mit  den  Normen  und  Institu- 
tionen der  übrigen  Erbländer  übereinstimmten,  ja  dass  diese 
für  die  gesammte  Monarchie  erlassenen  Gesetze  und  Verordnun- 
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gen wenigstens  scheinbar  aus  einer  die  ungarische  Staatsgewalt 
überragenden  Centialgewalt  zu  fliessen  schienen  und  dass  es 
Centralbehörden  gab,  welche  entweder  unbestreitbarer  Maassen 
ihre  Wirksamkeit  auf  die  gesammte  Monarchie  ausdehnten,  oder 
wenigstens  die  speziell  ungarischen  Behörden  instruirteu,  so 
dass  letztere  in  eine  Art  Unterordnung  gerathen  waren. 

Die  Verwaltungsorgane,  wie  sich  dieselben  historisch  ent- 
wickelt hatten  und  seit  Anfang  dieses  Jahrhundertes  stabil  ge- 
worden waren,  lassen  sich  in  folgendes  Schema  bringen :  die 
Leitung  der  auswärtigen  Verbältnisse  erfolgte  durch  die  ge- 
heime Haus-  Hof-  und  Staatskanzlei,  während  der  H o f- 
kriegsrath  eine  zur  Verwaltung  des  gesammten  Militärwesens 
von  Alters  her  bestehende  Behörde  war.  Diese  beiden  Behörden 
können  wir  als  wirkliche  Reichsbehörden  ansehen,  deren  Bestand 
einen  staatsrechtlichen  Charakter  hatte. 

Die  übrigen  Centralbehörden  hatten  dagegen  einen  terri- 
torial beschränkten  Wirkungskreis,  indem  die  vereinigte  Hof- 
kanzlei,  die  Studienhof-Kommission,  lie  allgemeine  Hofkammer, 
die  Hotkanimer  in  Münz-  und  Bankwesen,  die  oberste  Justiz- 
hofstelle, die  Polizei-  und  Ceiisurhofstelle  auf  die  deutschen, 
böhmischen,  galizischen  und  italienischen  Erbländer  sich  be- 
schränkten, während  die  k.  ungarische  Hofkanzlei  und  die  k. 
siebenbürgische  Hofkanzlei  Hofstelien  der  Länder  der  unga- 
rischen Krone  waren  und  diu  Hoheitsrechte  des  Königs  von 
Ungarn  uud  Siebenbürgen  durch  besondere  Landesbehörden 
als  die  k.  ungarische  Statthalterei,  die  k.  ungarische  Holkam- 
mer, die  k.  ungarische  Septemviraltafel  und  das  k,  siebenbür- 
gische Gubernium  ausgeübt  wurden. 

VL  Die  Verfassungsgeschichte  der  Neuzeit  hat  drei  Momente 
zu  verzeichnen:  Die  Annahme  des  österreichischen  Kaisertitels, 
die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  und  die  Begründung  des 
modernen  Verfassungsstaates. 

Die  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  IL  August  1804 
(pol.  Ges.  S.  XXn  Bd.  Nr.  28  ^2)  erfolgte  Annahme  des  öster- 
reichischen Kaisertitels  war  ein  Souveränitätsakt  der  Krone- 
Gegründet    wurde    die  Kaiserwürde  auf  dem    untrennbaren  Ge- 

")  Vgl.  den  Wortlaut  des  PaUntes  im    Auhange. 
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sammtbesitze  der  unter  dem  österreichischen  Erzhause  verbun- 
denen Königreiche  und  Länder,  ohne  dass  durch  die  Annahme 
der  Kaiserwürde  der  staatsrechtliche  Zustand  der  einzelnen 
Länder  eine  Veränderung  erleiden  sollte.  Das  Patent  hebt  aber 
insbesondere  das  Königreich  Ungarn  und  die  mit  demselben 
vereinigten  Länder  einerseits  und  diejenigen  Erbstaateu,  welche 
bisher  mit  dem  deutschen  Reiche  im  unmittelbaren  Verbände 
standen  andererseits  hervor  und  bemerkt  rücksichtlich  der 
letzteren,  dass  dieselben  in  Zukunft  die  nämlichen  Verhältnisse 
mit  dem  deutschen  Reiche  in  Gemässheit  der  dem  österrei- 
chischen Krzhause  reichsrechtlich  ertheilten  Privilegien  beibe- 
halten sollen. 

Sinn  und  Bedeutung  dieses  Patentes  lassen  sich  in  fol- 
genden Sätzen  ausdrücken: 

1.  Der  Titel  eines  erblichen  Kaisers  ist  zunächst  eine  per- 
sönliche Würde  des  gemeinsamen  Monarchen  der  in  unzer- 
trennbarer Verbindung  stehenden  Königreiche  und  Länder. 

2.  Hergenommen  ist  der  Titel  von  dem  Namen  des  Erz- 
hauses ;  derselbe  knüpft  somit  an  das  alte  Reicbsland  Oester- 
reich  an,  dem  reichsrechtlich  jede  Art  der  Vergrösserung  — 
und  die  Anwendung  der  demselben  verliehenen  Privilegien  auf 
allen  Zuwachs  garantirt  war. 

3.  Die  Kaiserwürde  ist  ein  Symbol  der  realen  Vereini- 
gung aller  einzelnen  Länder;  doch  kommt  der  Dualismus  zwi- 
schen dem  Königreiche  Ungarn  und  den  damit  vereinigten 
Ländern  einerseits  und  zwischen  denjenigen  Erbstaaten,  welche 
bisher  mit  dem  römisch-deutschen  Reiche  im  unmittelbaren 
Verbände  gestanden  sind,  in  dem  Wortlaute  des  Patentes  zum 
Ausdruck. 

4.  Der  Ausdruck  „Kaiserthum  0  esterreich"  (im 
objectiven  Sinne)  bedeutet  nach  dem  Wortlaute  des  Patentes 
die  Gesammtheit  der  durch  Realunion  verbundenen  Königreiche 
und  Länder  als  Gesamuitmacht  im  Systeme  der  coexistenten 
fremden  Staaten. 

5.  Wie  bereits  früher  in  den  zum  deutschen  Reiche  ge- 
hörig gewesenen  Ländern  die  Regentenpersönlichkeiten  der  ein- 
zelnen Länder  durch  die  kaiserliche  Majestät  verdunkelt  und 
durch  die  Cumuliruns  und  Concentration  der  einzelnen  Staatsr 
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gewaJten  absorbirt  worden  waren,  ebenso  blieb  in  diesem  Be- 
reiche nunmehr  die  Regentenpersönlichkeit  des  östereichischen 
(Erb)  Kaisers  die  allein  hervortretende,  während  sich  in  Un- 
garn und  seilen  Nebenländern  der  Dualismus  der  Regentenper- 
sönlichkeiten des  Kaisers  und  Königs  zcij.'te,  weil  daselbst  eine 
ähnliche  Absorption  nicht  stattgefunden  hatte.  —  Die  Persön- 
lichkeit des  Königs  tritt  in  den  internen  ungarischen  Angele- 
genheiten hervor;  die  Persönlichkeit  des  Kaisers  dagegen  wird 
in  den  unbeschränkten  Reservatrechten  des  Herrschers,  ins- 
besondere der  Führung  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  der 
Organisation  und  Leitung  des  stehenden  Heeres  und  der  Dis- 
position über  die  Kammereinkünfte  zu  gemeinsamen  Zwecken 
der  gesamraten  Monarchie  in  den  Vordergrund  gestellt. 

Die  Auflösung  des  deutschen  Reichskörpers  durch  die  Er- 
eignisse des  Jahres  1805  und  die  Lossagung  der  den  Rhein- 
bund bildenden  Reichsstände  fand  ihren  formellen  Ausdruck  in 
dem  Abdicationspatente  Kaiser  Franz  11.  vom  6.  August  1806. 
In  demselben  wird  das  Band,  das  den  Kaiser  bisher  an  den 
Staatskörper  des  deutschen  Reiches  gebunden  hatte,  für  gelöst 
angesehen,  sowie  Amt  und  Würde  des  Reichsoberhauptes  für 
erloschen  erklärt.  Der  Kaiser  betrachtet  sich  von  allen  über- 
nommenen Pflichten  gegen  das  deutsche  Reich  losyezählt  und 
legt  die  bis  jetzt  getragene  Kaiserkrone  und  geführte  kaiser- 
liche Regierung  nieder.  Ebenso  zählt  er  wechselseitig  seine 
sämmtlichen  deutschen  Provinzen  und  Länder  von  allen  Ver- 
pflichtungen, die  sie  unter  was  immer  für  einen  Titel  bisher 
gegen  das  deutsche  Reich  getragen  haben,  los.  Die  Bedeutung 
dieses  Staatsaktes  liegt  in  der  Gewinnung  der  vollen  Souverai- 
nität  für  alle  Gebietstheile  der  Monarchie.  Wenngleich  die 
Oberhoheit  von  Kaiser  und  R»"ich  seit  dem  westphälischen 
Frieden  zu  einem  wesenlosen  Schattenbilde  geworden  war  und 
insbesondere  den  grösseren  Territorien  gegenüber  thatsächlich 
nicht  ausgeübt  wurde ;  —  wenngleich  die  deutschen  Erbländer  des 
Hauses  Oesterreich  im  Reiche  eine  privilegirte  Stelluug  ein- 
nahmen und  ihnen  gegenüber  die  Souverainität  des  Reiches 
durch  das  Zusammentreflfen  des  reichsoberhauptlichen  Amtes 
und  der  landesherrlichen  Gewalt  in  einer  Per.son  noch  weiter  in 
den  Hintergrund   gedrängt    wurde:    so    zeigten   sich  doch  noch 
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immer  einzelne  Konsequenzen  des  Reichs  Verbandes,  wie  denn 
auch  die  Literatur  des  innerösterreichischen  und  böhmischen 
Staatsrechtes,  diesen  Verhältnissen  Rechnung  tragend,  auf  dem 
Boden  des  Reichsrechtes  steht. 

Rechtlich  wurde  daher  die  Souveränität  des  öster- 
reichischen Kaisers  erst  die  durch  Auflösung  des  deutschin 
Reiches  hergestellt. 

Die  Begründung  des  modernen  Verfassungs- 
staates in  Oesterreich  zeigt  zwei  nebeneinander  laufende 
Strömungen.  Die  eine  bezieht  sich  auf  die  Organisation  des 
Staatskörpers  und  der  Staatsgewalt;  die  andere  dagegen  auf  die 
rechtliche  Stellung  der  Unterthanon  gegenüber  der  Staatsgewalt. 
Die  Entwicklung  nach  der  ersten  Richtung  wird  beeinflusst 
durch  einander  bekämpfende  entgegengesetzte  Tendenzen,  durch 
das  Streben  nach  Concentration  einerseits,  Decentralisation  oder 
Föderation  andrerseits. 

Die  Verfassungsurkunde  vom  26.  April  1848,  flüchtig  im 
Drange  des  Augenblickes  entworfen,  denkt  im  §  1  an  einen 
Gesammtstaat,  indem  daselbst  bestimmt  wird,  dass  alle  zum 
östereichischen  Kaiserstaate  gehörigen  Länder  eine  untrenn- 
bare Monarchie  bilden.  Im  §  2  wird  aber  die  Wirksamkeit 
dieser  Verfassungsurkunde  auf  den  dermal  im  Reichsrathe  ver- 
tretenen Länderkomplex  beschränkt;  denselben  versucht  diese 
Verfassungsurkunde  als  Einheitsstaat  zu  organisiren,  die  Pro- 
vinzialstände  als  blosse  Selbstverwaltungskörper  beibehaltend 
und  anerkennend  (vgl.  §.  54.). 

Im  Gegensatz  dazu  versucht  der  Kremsierer  Verfassungs- 
entwurf eine  bundesstaatliche  Organisation  dieses  Länderkom- 
plexes durch  ünterscheidu-ag  der  sich  auf  die  Gesamratheit  des- 
selben erstreckenden  Central-  oder  Reichsregieruugge- 
walten  und  der  sich  auf  ein  einzelnes  Reichsland  beziehenden 
Landesregierungsgewalten  (vgl.  §  34).  Die  gesetzge- 
bende Reichsgewalt  wird  vom  Kaiser  gemeinschaftlich  mit  dem 
Reichstage,  die  jedem  Lande  überlassene  gesetzgebende  Gewalt 
vom  Kaiser  als  Landesoberhaupt  gemeinschaftlich  mit  dem 
Land-  oder  Kreistage  ausgeübt.  Die  vollziehende  Reichsgewalt 
wird  vom  Kaiser  allein  durch  verantwortliche  Minister  ausgeübt. 
Die  Statthalter  (Gouverneure)    in   den   einzelnen  Reichsläodern 
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sollen  eine  Doppelstellung  einnehmen;  sie  sind  einerseits  für 
den  Vollzug  der  Reichsgesetze  verantwortlich  und  daher  Orga- 
ne der  Reichsgewalt;  andererseits  .^ind  sie  Organe  der  Landes- 
regierungsgewalt nnd  daher  für  Vollziehung  der  Landesgesetze 
verantwortlich.  Die  richterliche  Gewalt  wird  durch  die  Reichs- 
gewalt im  Namen  des  Kaisers   ausgeübt. 

Die  Verfassung  vom  4.  März  1849  versuchte  bekannter 
Massen  die  Gesammtraonarchie  als  Einheitsstaat  zu  konstituiren, 
jedoch  mit  Bestellung  von  Landtagen  zur  Mitwirkung  bei  der 
Gesetzgebung  in  Landesangelegenheiten  und  mit  dem  Rechte, 
die  Ausführung  der  Lundesgesetze  zu  übei  wachen  (vgl.  §.  37. 
80.)  Durch  das  kaiserl.  Patent  vom  31.  Dezember  1851  wurde 
diese  Verfassung  als  den  Verhältnissen  des  österreichischen 
Kaiserstaates  unangemessen  und  in  dem  Zusammenhange  ihrer 
Bestimmungen  unausführbar  aufgehoben,  —  die  Einheit  und 
Untheilbarkeit  der  Monarchie  unter  Einem  aufrechterhalten  und 
nach  neunjährigem  Bestände  eines  zentralisirten  Einheitsstaates 
erst  durch  das  kais.  Diplom  vom  20.  Oktober  1860  mit  Rück- 
sicht auf  die  gleichzeitig  theil weise  wiederhergestellten  verfas- 
sungsmässigen Institutionen  Ungarns  und  die  diesem  Lande  zu- 
kommende politische  und  Justizverw.iitung  ein  e  neue  Organisation 
der  Gesammtmonaichie  als  d  ecentralisirter  Einheits- 
staat versucht,  innerhalb  dessen  dem  Königreiche  Ungarn 
und  seinen  Nebenländeren  Autonomie  im  Sinne  ihrer  früheren 
Verfassung  und  ein  besonderes  Behördensystem  für  seine  Landes- 
angelegenheiten gewährt  wurde.  In  Consequenz  des.sen  wurden 
durch  ein  gleichzeitig  erlassenes  allerhöchstes  Handschreiben 
die  Ministerien  der  Justiz,  des  Innern  und  des  Unterrichtes  als 
allgemeine  Centralbehörden  aufgehoben,  die  königl.  ungarische 
sowie  die  siebenbürgische  Hofkanzlei  wieder  hergestellt,  während 
die  oberste  Leitung  der  administrativ-politischen  Angelegenheiten 
der  anderen  Länder  der  Monarchie  einem  „S taats minist e- 
rium"  zugewiesen  wuvde,  in  dem  ein  eigenes  kroatisch-slavo- 
nisches  Departement  bestehen  sollte.  Hinsichtlich  der  Justizan- 
gelegenheiten und  der  Rechtssprechung  in  Ungarn  wurde  die 
Wiederherstellung  der  königl.  Curie  unter  Vorsitz  des  judex 
curiae  in  Pest  verfügt,  während  der  Präsident  des  obersten  Ge- 
richtshofes der  übrigen  Länder  im  Miuisterrathe  die  Interessen 
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und  den  Standpunkt  der  Justiz  zu  vertreten  hatte.  Es  wurde 
somit  der  Behördenorganismus  streng  nach  den  Grundsätzen  des 
Provinzialsystems  eingerichtet,  so  dass  als  Centralstellen  für  die 
gesammte  Mo:.aichie  nur  das  Ministerium  des  Aeussern,  des 
Krieges  und  der  Finanzen  übrig  blieben,  während  die  Hofkan- 
zleien und  das  Staatsministerium  nur  einen  territorial  beschränk- 
ten Wirkungskreis  hatten.  Diese  Verwaltungsorganisation  war 
nur  eine  Folge  des  im  Octoberdiplom  enthaltenen  Principes, 
die  Kompetenz  dei  auf  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie  sich 
ausdehnenden  Reichsgesetzgebung  und  Reichsverwaltung  auf 
einen  bestimmten  allerdings  nur  demonstrativ  aufgezählten  Wir- 
kungskreis der  allen  Königreichen  uud  Länder  gemeinsamen 
Rechte,  Pflichten  und  Interessen  zu  beschränken,  die  übrigen 
materiellen  Aufgaben  des  Staatslebens  unter  die  zur  ungarischen 
Krone  gehörenden  Königreiche  und  Länder  sowie  die  übrigen 
Erbländer  in  der  Art  aufzuthcilen,  dass  innerhalb  der  letzteren 
für  den  bisher  unter  diesen  Ländern  gemeinsamen  Kreis  von 
Verwaltungsgeschäften  und  Gegenständen  der  Gesetzgebung  auch 
noch  fernerhin  die  gemeinsame  Behandlung  und  Entscheidung 
durch  die  Reichsgewalt  vorbehalten  blieb. 

Im  politischen  Parteikampfe  wurde  oft  ganz  übersehen, 
dass  die  im  Art.  I  des  Diploms  bezüglich  der  Gesetzgebung 
gemachte  Zusage  nur  dahin  geht,  dass  das  Recht  Gesetze  zu 
geben,  abzuändern  und  aufzuheben  in  Hinkunft  unter  Mit- 
wirkung der  Landtage  beziehungsweise  des  Reichsrathes  aus- 
geübt werden  soll,  ohne  diesen  Begriff  der  Mitwirkung  zu  be- 
stimmen, und  ohne  insbesondere  darüber  aufzuklären,  ob  diese 
Mitwirkung  blosser  Beirath  oder  wirkliche  Zustimmung  sein 
sollte.  Fast  ist  man  versucht,  nur  an  erstere  zu  denken,  weil 
im  Art.  11  des  Diplomes  die  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung 
von  der  bei  Einführung  neuer  Steuern  und  Auflagen  u.  s.  w. 
zugestandenen  Nothwendigkeit  der  Zustimmung  geschieden  wird. 
Nichts  lag  aber  dem  Oktoberdiplome  ferner,  als  die  Be- 
gründung eines  föderativen  Staatensystems.  Diess  zeigt  sich 
insbesondere  in  der  Bestimmung  des  Art.  11  des  Diploms,  welcher 
die  Finauzgewalt  dem  Staate  und  Reiche  allein  vorbehält;  denn 
auch  die  durch  eigene  Organe  geführte  autonome  Verwaltung 
Ungarns  und  seiner  Nebenländer  empfängt  im  Reichsbudget  ihre 
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wirthschaftliche  Grundla^jen.  Die  gleichzeitig  mit  dem  October- 
diplome  für  Steiermark,  Kärnthen,  Salzburg  und  Tirol  erlasse- 
nen Landosstatuten  zeigten,  dass  im  Wesentlichen  nur  an  eine 
Restauration  der  alten  Landstände  gedacht  wurde,  denen  ein 
nicht  näher  bestimmtes  Recht  der  Mitwirkung  bei  der  Gesetz- 
gebung und  gewisse  Agenden  der  Selbstverwaltung  zugewiesen 
wurden.  Das  Oktoberdiplom  war  somit  im  Wesentlichen  nur 
eine  Restauration  der  früheren  Landstände  in  Ungarn  und  in 
den  übrigen  Ländern,  nur  mit  einigen  durch  die  eingetretene 
gesellschaftliche  Wandlung  der  Verhältnisse  bedingten  Modifi- 
cationen  und  mit  schärferer  Hervorhebung  einer  einheitlichen 
Reichsgewalt,  der  gegenüber  bezüglich  Ungarns  und  seiner  Ne- 
benländer eine  unvollständige  Incorporation  (iucor- 
poratio  minus  plena)  stattgefunden  hat.  Der  König  von  Ungarn 
übt  durch  seine  Hofkanzlei  und  sonstigen  besonderen  ungari- 
schen Verwaltungsbehörden  und  Gerichte  in  den  internen  un- 
garischen Angelegenheiten  einen  selbstständigen  Complex  von 
Hoheitsrechten  aus.  Rücksichtlich  der  mit  den  ungarischen 
Laudständen  getheilten  Comitialrechte  wird  in  Betreff  eines  ge- 
wissen Kreises  von  Gegenständen  der  Gesetzgebung  die  frühere 
ungarische  Verfassung  aufrecht  erhalten.  (Art.  HE).  Es  ist 
somit  der  durch  diese  unvollständige  Incorporation  bedingte 
historische  Dualismus  wieder  zur  rechtlichen  Anerkennung  ge- 
langt, insoferne  die  Stellung  Ungarns  einerseits  und  der  übri- 
gen Länder  andererseits  zu  der  kaiserlichen  Gewalt  eine  ver- 
schiedene ist.  Diess  ist  dahin  zu  konstruiren:  An  und  für  sich 
sind  alle  einzelnen  Königreiche  und  Länder  Objecte  der  kaiser- 
lichen Gewalt,  in  Ungarn  ist  jedoch  die  kaiserliche  Gewalt 
für  einen  gewissen  Kreis  von  Objecten  ausser  Wirksamkeit  ge- 
setzt durch  die  erhaltene  Staatsgewalt  des  Königs  von  Ungarn, 
während  in  den  übrigen  Ländern  die  Staatsgewalt  des  Kaisers 
allein  wirksam  ist.  Doch  sind  hier  andererseits  der  Staatsge- 
walt gewisse  selbstaufgerichtete  Schranken  gezogen  durch  An- 
erkennung der  Kronländer  als  Selbstverwaltungskörper  und  sind 
in  dem  engeren  Reichsrathe  und  in  den  Landtagen  Rudimente 
einer  Mehrheit  von  Organen  gegeben,  die  bei  Zustandekommen 
des  Staatswillens  mit  dem  Kaiser  mitzuwirken  haben.  Praktisch 
zeigt   die  Verschiedenheit   folgende   Consequenzen:     Ungarn  ist 
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der  Gesammtmonarchie  gegenüber  ein  unvollständig  inkorpo- 
riiter  Staat,  mit  einem  auf  gewisse  Objecte  beschränkten  Staats- 
willen, dem  jedoch  eine  selbstständige  Finanzgewalt  mangelt. 
Die  anderer)  Länder  hinf^cgen  sind  der  Monarchie  vollständig 
inkorporirt,  sie  sind  daher  überhaupt  keine  Staaten  mehr,  son- 
dern Theile  des  Staatsganzen,  jedoch  mit  Anerkennung  der  ju- 
ristischen Persönlichkeit  für  gewisse  Aufgaben  der  Selbstver- 
waltung und  sind  innerhalb  dieses  Kreises  zugleich  selbststän- 
dige Finanzkörper. 

Durch  das  kaiserliche  Handschreiben  an  den  Ministerpräsi- 
denten Grafen  Rechberg  vom  20.  Octnber  1860  wurde  die  Zahl  der 
von  den  Landtagen  in  den  Reichsrath  zu  entsendenden  Mitglieder 
auf  Hundert  festgesetzt,  deren  Vertheilung  auf  die  einzelnen  Länder 
im  Verhältnisse  der  Ausdehnung,  Bevölkerung  und  Besteuerung 
derselben  zu  erfolgen  hatte.  Die  hierauf  bezüglichen  Bestim- 
mungen, ebenso  wie  alle  Veränderungen,  welche  in  den  frühe- 
ren, den  Reichsrath  betreffenden  Patenten  und  Erlässen  durch 
spätere  allerhöchste  Eutschliessungen  erfolgt  waren,  sollten  in 
einem  der  kaiserlichen  Genehmigung  vorzulegenden  organischen 
Reichsrathsstatute  zusammepgefasst  werden. 

Durch  das  kaiserliche  Patent  vom  26.  Februar  1861  nnd 
das  mit  demselben  kundgemachte  Staatsgrundgesetz  über  die 
Zusammensetzung  des  zur  Reichsvertretung  berufeneu  Reichs- 
rathes  und  dessen  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  wurden,  wie 
Lustkandl  (Oesterreichisches  Staatsrecht  S.  382)  bemerkt,  Be- 
stimmungen in  Betreff  der  Bildung  des  Reichsralhes,  des  In- 
haltes seines  Rechtes  und  der  Objecte  seiner  Wirksamkeit  ge- 
troffen. Die  Gliederung  des  Reichsrathes  in  zwei  Häuser,  die 
Vermehrung  der  Zahl  der  Mitglieder  des  Abgeordnetenhauses 
(auf  353),  die  Definition  des  unbestimmten  Ausdruckes  „Mitwir- 
kung" im  Octoberdiplome  als  Nothwendigkeit  der  Zustimmung 
zum  Zustandekommen  von  Gesetzen,  die  logischeren  Anordnun- 
gen der  Objecte  der  Wirksamkeil  des  Gesaromtreichsrathes 
werden  als  authentische  Interpretation,  als  Stärkung,  Erweite- 
rung, Mehrung  und  Fortbildung  des  Oktoberdiploms  von  den 
Anhängern  der  österreichischen  Gesammtstaatsidee  und  des 
repräsentativen  Systems  begrüsst,  während  von  Seiten  Ungarns 
„auf  die  Verschiedenheiten  zwischen  den  leitenden  Gedanken  de» 
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Diploms  vom  20.  Oktober  1 860  und  der  Ausführung  vom  26.  Februar 
1861  hingewiesen"  und  „die  Verwandlung  des  aus  einer  massi- 
gen Anzahl  Delegitter  der  Landtage  zusammengesetzten  Reichs- 
rathes  in  eine  in  gewissen  Fällen  selbst  im  Wege  directer 
Wahlen  zu  bildende  Rcichsvertretung"  bekämpft  wird.  —  Allein 
es  ict  als  Consequenz  des  in  dem  Oktoberdiplome  festgehalte- 
nen Einheitsstaates  wohl  daran  festzuhalten,  dass  auch  der 
Reichs^rath  des  Oktoberdiploms  nicht  eine  blosse  Summe  von 
Delegirten  der  Landtage  und  eine  von  den  Landtagen  in  ihren 
Willensentschliessungen  abhängige  Versammlung,  sondern  ein 
einheitliches  Collegium,  ein  selbstständiges  Organ,  welches  zur 
Mitwirkung  bei  Ausübung  der  Reichsgewalt  berufen  war,  sein 
sollte.  Für  die  entgegengesetzte  Ansicht  lässt  sich  Nichts  aus 
dem  Wortlaute  des  Oktoberdiploms  anführen,  wohl  spricht  aber 
für  unsere  Meinung  der  Umstand,  dass  man  juristisch  die  Form 
der  Berufung  oder  der  Bildung  eines  staatlichen  Organes  von  dem 
Inhalte  seines  Rechtes  zu  unterscheiden  hat. 

Das  Staatsrecht  bedarf  bestimmter  juristischer  Thatsachen, 
um  die  persönlichen  Träger  des  staatlichen  Willens  zu  gewin- 
nen und  damit  die  Staatsgewalt  zur  concreten  Erscheinung  zu 
bringen.  Allein  sobald  diese  staatsrechtlichen  Thatsachen  ihre 
Wirkung  erzielt  haben,  hört  der  Zusammenhang  zwischen  Grund 
und  Folge  auf,  das  staatsrechtliche  Organ  wird  losgelöst  von  den 
Faktoren  und  Elementen  seiner  Entstehung  und  führt  ein  selbst- 
ständiges Leben.  So  bedient  sich  beispielsweise  das  Staatsrecht 
bei  Berufung  des  Monarchen  als  höchsten  Willensträgers  der 
Staatsgewalt  des  Erbrechtes;  allein  diese  aus  dem  Privatrechte 
hergeholte  Foim  der  Berufung  bleibt  für  den  Inhalt  des  Monar- 
chenrechtes ohne  Einfluss  und  es  würde  einen  Grundirrthum 
bedeuten,  von  einer  Staatsverlasseuschaft  und  einer  Succesion 
in  dieselbe  zu  reden.  Ebenso  hört  bei  Bildung  der  Volksver- 
tretung durch  Wahl  jeder  Zusammenhang  zwischen  Wählern  und 
Gewählten  auf,  —  die  Gewählten  sind  keineswegs  privatrecht- 
liche Mandatare  der  Wähler.   — 

Die  weiteren  Verfassungsänderungen  durch  das  kais.  Patent 
vom  20.  September  1865,  durch  die  Anerkennung  der  1848er  un- 
garischen Gesetzartikel  und  die  Gesetze  vom  21.  Dezember  1867 
werden  theils  bei  Darstellung  des  ungarischen  Verfassungsstreites, 
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theils  in.  Rechte  der  Gegenwart  ihre  Erledigung  finden;  es  wird 
daher  nur  noch  die  zweite  Strön^ung  des  Verfassungslebens, 
die  sich  auf  die  Rechtsstellung  der  ünterthanen  und  die  Begren- 
zung der  Staatsgewalt  gegenüber  denselben  bezieht,  kurz  an- 
zudeuten sein. 

Den  Inhalt  derselben  bildet  der  Sieg  der  staatsbürgerli- 
chen Gesellschaft  über  die  Rechte  der  ständischen  Ordnung,  ic« 
soferne  durch  Aufhebung  der  bäuerlichen  Unterthänigkeit  die 
direkte  Unterordnung  aller  Staatsbürger  unter  die  Staatsgewalt 
hergestellt,  duich  die  Grün dentlastung  die  Unfreiheit  des  Grund- 
besitzes beseitigt  wird,  und  bezüglich  des  Rechtes  zum  Be.-itz, 
Erwerb  und  Beruf  (ine  principielle  Gleichstellung  aller  Staats- 
bürger stattfindet.  Hieran  hat  selbst  die  zeitweise  rückläufige 
Bewegung  des  Verfassaogsrechtes  Nichts  geändert,  so  dass  die 
Gleichheit  der  Unteithanen  vor  dem  Gesetze,  die  von  Stand 
und  Geburt  unabhängige  Aemterlähigkeit,  die  Allen  obliegende 
gemeinsame  gleiche  Wehr-  und  Steuerpflicht,  die  Unzulässig- 
keit und  Ablösung  des  bäuerlichen  ünterthänigkeitsbances  und 
der   damit  verbundenen   Leistungen   aufrecht    bestehen   blieben. 

VII.  Es  erübrigt  in  diesem  Abschnitte  nur  noch  eine 
kurze  Skizze  des  ungarischen  Verfassungsstreites.") 

Die  ungarischen  Gesetzartikel  des  Jahres  1848  hatten 
einen  doppelten  Zweck :  Feststellung  der  verfassungsmässigen 
Selbstständigkeit  des  Königreiches  Ungarn  und  seines  Verhält- 
nisses zu  den  übrigen  Ländern  der  Monarchie;  dann  die  Um- 
wandlung des  ständischen  in  ein  repräsentativ  konstitutionelles 
System   (vgl.  Lustkandl :    Das  österr.  ung.  Staatsrecht  S.  332.) 

In  der  letzten  Richtung  sind  bedeutsam: 

1.  Der  VIII.  Gesetzartikel  von  der  gemeinsamen  Be 
Steuerung,  wodurch  bestimmt  wird,  dass  in  Hinkunft  alle 
Bewohner  Ungarns  und  der  damit  verbundenen  1  heile  ohne  Un- 
terschied gleichmässig  und  den  Verhältnissen  angemessen  alle 
öffentlichen  Lasten  zu  tragen  haben. 

2.  Der  XI.  Gesetzartikel,  welcher  die  Aufhebung  der  auf 
Grand  des  Urbariums  und  der  dieses  ergänzenden  Verträge  bis 
dahin    üblich   gewesenen  Leistungen    (Robot),    des  Zehntes  und 


")  Der  ungarische  Vcrfaisungastreit  urkundlich  dargMtellt  im  S  t  *  »  1 1« 
archiv  ven  Aegidi  1861.  (Beilagehei't.) 
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der  Geldabgaben  gegen  unter  den  Schild    der  Nntionalehre  ge- 
stellte Schadloshaltung  der  Privatgrundherren  verfügt. 

3.  Der  IV.  Gesetzartikel  von  den  jährlichen  Landtagsiz- 
zungen,  welcher  bestimmt,  dass  der  Landtag  künftighin  alljähr- 
lich und  zwar  in  Pest  seine  Sitzungen  halten  wird,  daher  die 
Deputirten  auf  einen  drei  Jahre  dauernden  Landtag  und  für 
alle  dreijährlichen  Sitzungen  desselben  gewählt  werden. 

4.  Der  V.  Gesetzartikel  von  der  Wahl  der  Landtagsde- 
putirten  auf  Grundlage  der  Volksvertretung. 

In  der  ersten  Richtung  dagegen  liegt  der  Schwerpunkt, 
in  dem  denkwürdigen  III.  Gesetzartikel  des  Jahres  1848  von 
der  Bildung  eines  verantwortlichen  unabhängigen  ungarischen 
Ministeriums. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  Verfassung  vom  4.  März  1849 
den  Versuch  machte,  aus  dem  ganzen  Länderkomplexe  der 
österr.-ung.  Monarchie  einen  Einheitsstaat  zu.  bilden  und  daher 
die  Bestimmungen  der  ungarischen  Verfassung,  welche  mit  der 
Reichsverfassung  nicht  im  Einklänge  stehen  und  insbesondere 
die  rücksichtlich  ihrer  formellen  Giltigkeit  angefochtenen  1848er 
Gesetzartikel  ausser  Wirksamkeit  setzte. 

Als  durch  das  kais.  Handschreiben  vom  20.  Oktober  1860 
auf  Grund  des  die  inneren  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der 
Monarchie  nach  den  Ideen  eines  decentralisirten  Einheitsstaates 
regelnden  Diplomes  vom  20.  Oktober  1860  die  verfassungs- 
mässigen Institutionen  des  Königreiches  Ungarn  wieder  ins 
Leben  gerufen  wurden,  wurde  zugleich  erklärt,  dass  der  alther- 
gebrachte Grundsatz  des  ungarischen  Staatsrechtes,  demzufolge 
die  gesetzgebende  Gewalt  d.  i.  das  Recht,  Gesetze  zu  geben,  ab- 
zuändern, auszulegen  oder  aufzuheben,  nur  von  dem  gesetzlichen 
Landesfürsten  in  Gemeinschaft  mit  dem  Landtage  ausgeübt 
und  ausserhalb  derselben  nicht  zur  Geltung  gebracht  werden 
soll,  in  dem  Königreiche  Ungarn  rücksichtlich  der  Kompetenz 
des  ungarischen  Landtages  mit  alleiniger  Ausnahme  jener  Gegen- 
stände wieder  in  Wirksamkeit  zu  treten  habe,  die  dem  Wirkungs- 
kreise des  (Gesammt-)  Reichsrathes  nach  Art.  IL  des  Diploms 
von  20.  Oktober  1860  vorbehalten  waren. 

Weiter  verfügte  dieses  a.  h.  Handschreiben:  „Indem  ich 
für  die  Einberufung  des    nächsten   ungarischen    Landtages   die 
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durch  den  dritten  Gesetzartikel  1608  in  Betreff  der  Form  und 
der  Art  seiner  Zusammensetzung  festgestellten  Bestimmungen 
mit  Berücksichtigung  der  einzelnen  Corporationen  seither  durch 
spätere  Gesetze  verliehenen  speciellen  Beschickungsrechte  zur 
Grundlage  genommen  wissen  will,  und  in  Betreff  der  unver- 
kennbar nothwendigen  und  durch  wiederholte  Landtagsbeschlüsse 
und  Gesetze  vorbehaltenen  definitiven  Organisation  des  Land- 
tagskörpers die  Berathungen  dem  ersten  ungarischen  Landtage 
verweise,  ist  es  dennoch  mein  fester  Wille,  nach  Aufhebung 
der  Privilegial-Stellung  des  Adels,  Einführung  der  Aemter-und 
Besitzfahigkeit  für  alle  Klassen  ohne  Unterschied  der  Geburt, 
nach  Beseitigung  der  bäuerlichen  Frohnen  und  Leistungen, 
ebenso  wie  im  Sinne  der  Einführung  der  allgemeinen  Wehr- 
und Steuerpflicht,  unter  den  von  Mir  für  den  nächsten  Land- 
tag provisorisch  festzustellenden  Bestimmungen,  die  in  früherer 
Zeit  nicht  wahlberechtigten  Klassen  meiner  Unterthanen  des 
Königreiches  Ungarn  an  den  Landtagswahlen  Theil  nehmen  zu 
lassen,  indem  Ich  die  diesen  Klassen  durch  die  Gesetzartikel 
8,  9,  10  und  13  des  Landtages  1847/48  zugesprochenen  Rechte 
neuerdings  anerkenne  und  bestätige,  in  Beiref  der  übrigen  an 
diesen  Landtag  gebrachten  Gesetze  aber,  die  mit  meinem  heute  er- 
lassenen Diplom  und  meinen  Entschliessungen  im  Widerspruche 
stehen,  die  landtägliche  Revision  und  Aufhebung  vorbehalte." 

Das  a.  h.  Reskript  an  den  ungarischen  Landtag  vom  21. 
Juli  1861  in  Antwort  auf  die  Adresse  desselbc^n  vom  6.  dessel- 
ben Monats  bemerkt,  dass  die  Inslebenberufung  der  Personalunion 
zwar  durch  die  Gesetz-Artikel  vom  Jahre  1847/48  versucht 
wurde,  aber  in  nicht  geringem  Widerspruche  zu 
der  in  der  Einleitung  dieser  Gesetze  enthalteneu  Aeusserung, 
wornach  die  Einheit  der  Krone  und  die  Verpflichtungen  Ungarns 
der  Gesammtmonarchie  gegenüber  unverletzt  zu  bleiben  haben. 
Jene  Bestimmungen  der  1848er  Gesetze,  durch  welche  die  privile- 
girte  Stellung  einzelner  Stände  aufgehoben,  die  allgemeine  Besitz- 
und  Amtsfähigkeit  eingeführt,  das  Urbarium,  die  Zehnte  und 
andere  ünterthanspflichten  abgeschafft,  die  gemeinsame  Tragung 
der  Lasten  und  die  allgemeine  Militärpflichtigkeit  ausgesprochen, 
endlich  das  Wahlrecht  auch  auf  alle  jene  Volkskiassen  ausge- 
dehnt   wurde,   welche    vordem    das    Wahlrecht   nicht    besassen, 
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werden  in  diesem  ah.  Reskripte  neuerlich  anerkannt ;  —  dage- 
gen werden  die  übrigen  Theile  der  1848er  Gesetze  mit  dem  klaren 
Inhalte  der  pragmat'sciien  Sanction  unvereinbar,  und  vom  recht- 
lichen Standpunkte  aus  unzulässig  erklärt  und  die  Revision 
dieser  Gesetze  im  Geiste  der  pragmatischen  Sanction  und  auf 
eine  den  Interessen  des  Gesammtstaates  entsprechende  Weise 
gefordert. 

Der  Ausgang  des  ungarischen  Verfassungsstreites  ist  uns 
Allen  noch  in  lebhafter  Erinnerung.  Angebahnt  wurde  derselbe 
durch  das  kais.  Miinilest  und  Patent  vom  20.  September  1865, 
welches  wie  Lustkandl  (Abhandlungen  aus  dem  österr.  Staats- 
rechte S.  XIV)  bemerkt,  kein  positives  Verfassungsgesetz,  sondern 
nur  eine  kaiserliche  Willenserklärung  darüber,  wie  und  auf 
welchem  Wege  die  staatsrechtlichen  Fragen  zu  lösen  seien, 
verbunden  mit  eirer  auf  kaiseilicher  Nothverordnung  beruhenden 
transitorischen  Sistirung  des  Grundgesetzes  über  die  Reichs- 
vertretung ist. 

Zur  Beendigung  gelangte  der  ungarische  Verfassungsstreit 
durch  die  Bildung  des  ungarischen  Ministeriums  vermöge  aller- 
höchsten Handschreibens  vom  17.  Februar  1867,  durch  die  1. 
und  2.  Gesetzaitikel  vom  Jahre  1867  über  die  Krönung  und 
das  Inauguraldiplom,  darm  durch  die,  die  1848er  Gesetze  modi- 
ficireuden  Gesetzartikel  VII.  und  VIII.  von  1867.  Der  erstere 
setzte  die  auf  den  Wirkungskreis  des  Palatins  als  königl. 
Statthalter  bezüglichen  Bestimmungen  der  §§.  2,  3,  9,  11,  17, 
19,  24  und  38  des  TU.  Ges.-Art.  vom  Jahre  1848  ausser  Wirk- 
samkeit, setzte  und  schob  die  Wahl  eines  Palatins  für  solange  auf, 
bis  der  Wirkungskreis  der  Palatinswürde  im  Einklänge  mit 
den  Principien  des  verantwortlichen  Regierungssystems  geregelt 
sein  wird,  während  der  letztere  dagegen  gleichfalls  in  Ab- 
änderung des  §.  12  des  III.  Ges.  Art.  1848  verfügte,  dass  nun- 
mehr die  Ministercollegen  über  Vorschlag  des  Ministerpräsideuten 
von  Seiner  Majestät  ernannt  werden.  Den  Schlussstein  endlich 
bildet  der  XII.  G.  Art.  1867  über  die  zwischen  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone  und  den  übrigen  unter  der  Regierung 
Seiner  Majestät  stelieudeu,  Ländern  obschwebenden  gemeinsamen 
A-ngelegeuheiten  und  den  Modus  ihrer  Behandlung. 

Damit  sind  wir  zur  Gegenwart  gelangt. 
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III.  Das  Verfassungsrecht  der  Gegenwart. 

I.  Id  der  gehaltreichen  Abhandlung  „</te  rechtliche  Natur  der 
'österreichisch-ungarischen  Monarchie'^  sucht  Bidermann  die  Österr.- 
ungarischc  Monarchie  als  Staateustaat  darzustellen.  Derselbe 
verwirft  die  Begriffe  Personal-  und  Realunion,  da  er  in  denselben 
keine  Rechtsgebilde,  sondern  nur  Ausgangspunkte  von  Rechts- 
gestaltungen oder  die  Wirkungen  solcher  sieht,  welche  auf  ein 
einheitliches  Princip  7.uriick>  uführen  in  der  Regel  schwer  hält. 
Statt  also  den  Massstab  der  Real-  und  Personalunion  an  die 
österreichisch-ungarische  Monarchie  zu  legen  und  damit  einen 
im  besten  Falle  unnützen  oder  nur  zum  Ausweichen  geeigneten 
Umweg  einzuschlagen,  empfehle  es  sich,  die  hier  aufzuwerfen- 
den Fragen  so  zu  formuliren,  dass  bei  Beantwortung  derselben  so- 
fort sich  zeigt,  ob  die  Staaten  der  Monarchie  ein  staatsrecht- 
licher oder  nur  ein  völkerrechtlicher  Verband  zusammenhält, 
ob  dieses  Gemeinwesen  somit  ein  Staatenbund  oder  ein  Bundes- 
staat sei.  Das  entscheidende  Kriterium  in  der  letzteren  Auf- 
fassung sei  der  rechtliche  Bestand  einer  selbstständigen,  die 
betreffenden  Staaten  überragenden,  sie  beherrschenden  Central- 
gewalt. 

Die  Existenz  einer  solchen  Centralgewalt  für  die  Periode 
vor  1848  wird  nun  behauptet.  Die  Competeuzen  dieser  Centralge- 
walt bestanden  in  der  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
der  Kriegsherrlichkeit  und  obersten  Polizeihoheit.  Dazu  kommen 
die  Ehrenrechte  der  Centralgewalt:  das  Recht,  einen  auf  die 
ganze  Monarchie  bezüglichen  Hofstaat  zu  führen,  das  Recht, 
sich  des  kaiserlichen  Titels  zu  bedienen  und  sich  mit  der 
östeiTeichischeu  HauskroDe  zum  Kaiser  von  üesterreich  krönen 
zu  lassen,  —  das  Recht,  das  österreichische  Reichswappen  zu 
führen,  —  der  Ertheilung  von  Würden  und  Orden  u.  s.  w. 

Die  rechtliche  Existeuz  dieser  Centralgewalt  sei  auch  durch 
die  ungarischen  1848er  Gesetze  nicht  berührt  worden,  und  auch 
in  den  1867  Ausgleichsgesetzen  seien  keine  Bestimmungen  ent- 
halten, welche  diese  Centralgewalt  beseitigen  vielmehr  seien 
einzelne  Befugnisse  derselben  darin  ausdrücklich  als  zu  Recht 
bestehend  anerkannt.  So  die  einheitliche  Leitung,  Führung  und 
innere  Organisation  der  Armee;  —  das  Recht,  falls  die  Theil- 
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Staaten  Oestcrreich  und  Ungarn  über  das  Verhältiiiss,  in  welchem 
sie  an  der  liestreituns  der  gemeinsamen  Auslagen  zu  partizi- 
piren  haben,  sidi  nicht  zu  einigen  vermögen,  dieses  Verhältniss 
interimistisch  festzusetzen;  —  das  Recht,  die  gesammton  Sicher- 
heitserfordernisse der  Monarchie  endgiltig  zu  prälimiuiren  und 
zur  Deckung  des  hiedurch  bedingten  Aufwandes  die  beiden 
Reichshälften  nach  der  vereinbarten  Proportion  in  Anspruch  zu 
nehmen;  —  das  aktive  und  passive  Gesandschaftsrecht,  das  Recht, 
nach  seinem  Ermessen  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu 
schliessen,  ebenso  Staatsverträge,  welche  keinerlei  Belastung 
Einheimischer  nach  sich  ziehen,  noch  eine  Gebietsabtretung  zum 
Gegenstande  haben,  einzugehen.  Ebenso  werden  andere  Befug- 
nisse gewohnheitsmässig  ohne  Wid<^rspruch  ausgeübt,  —  so  die 
Requisition  verschiedener  Nnturleistuugen  für  Kriegszwecke, 
das  Recht,  vSoldaten  anzuwerben,  das  Pulverregal,  die  fortitika- 
torischon  Bauverbote,  der  kriegsherrliche  Einfluss  auf  die  An- 
lage und  den  Betrieb  öffentlicher  Transportsunternehmungen. 
Durch  das  Gesetz  vom  16.  April  1873  sei  endlich  der  Central- 
gewalt  das  Recht,  Privatpferde  für  Kriegszwecke  zu  requiriren, 
gesichert. 

Diese  Befugnisse  übe  der  Gesammtmonarch  kraft  seiner 
untheilbaren  Herrscherrechte  aus,  die  ihm  die  pragmatische 
Sanction  verbürgt  habe.  Er  tline  diess  als  Träger  einer  selbst- 
ständigen Centralgewalt,  die  er  sich  nicht  erst  durch  die  Aus- 
gleichsgesetze übertragen  zu  lassen  brauchte, 

Oesterreich  und  Ungarn  seien  Theilstaaten  nicht  deshalb, 
weil  sie  zusammengenommen  die  Monarchie  ausmachen,  sondern 
im  Hinblicke  darauf,  dass  ihre  Staatsgewalt  eine  unvollkommene 
sei  und  der  Ergänzung  durch  jene  Centralgewalt  bedürfe.  Or- 
gane dieses  Gesammtstaates  seien ;  der  Gesammtmonarch,  die 
gemeinsamen  Minister  und  die  Delegationen.  Die  neuesten  Ver- 
fassungsänderungen beurtheilt  Bidermann  unter  folgendem  Ge- 
sichtspunkt: Nachdem  die  Centralgewalt  durch  das  Oktober- 
diplom ihren  Wirkungskreis  festgestellt  und  den  weiteren  Reichs- 
rath  zur  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  berufen  hatte,  und 
nachderi  diese  Verftissuugsreform  an  dem  Widerstände  der  Un- 
garn und  Kroaten  gescheitert  war,  zog  sich  durch  Sistirung  des 
Grundgesetzes  über  die  Reichsvertretuug  die  Centralgewalt  wieder 
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|iin  ihre  vorige  Stellung  zurück  und  nur  was  sie  in  den  Ausgleichs- \]fl 
li,  gesetzen  ausdrücklich  an  den  ehien  oder  den  anderen  Theilstaat    \^ 
'  abgegeben  hat,  könne  an  diesen  übergangen   angesehen  werden,    f, 
Ihering   bemerkt,    (Geist  des   röm.   Rechts  II.  2.  S.  398) 
dass   für   die    juristische  Construction ,    d.    i.   für    die  kunstge- 
rechte Gestaltung  eiües  juristischen  Körpers  die  Uebereinstim- 
mung  der  begrifflichen  Autfassung  mit  dem  gegebenen  positiven 
Stoffe  und  die  innere  Widerspruchlosigkeit    absolutes  Erforder- 
niss  sind,  während  als  äbthetischer  Leitfaden    juristischer  Con- 
structionen  Anschaulichkeit,  Durchsichtigkeit   und  Natürlichkeit 
mindestens    wünschenswerth    sind.     Gegen    diese    nothwendigen 
und  wünschenswerthen  Eigenschaften  verstösst  aber  diese  Con- 
struction des  Gesammtstaates. 

Sie  stimmt  zunächst  nicht  mit  dem  positiven  Stoffe 
überein,  worunter  wir  die  staatsrechtlichen  Thatsacheu  und  die 
positiven  Rechtssätze  zu  verstehen  haben. 

Ist  es  richtig,   dass  die    1848er  ungarischen    Gesetze  den 
Verband  der  Monarchie  und  die  konstruiite   vormärzliche  Cen- 
tralgewalt  respektirten?   Hat  sich  nicht  im  Gegentheile  aus  der 
Darstellung  des    ungarischen  Verfassungsstreites   ergeben,    dass 
der  Monarch  selbst  diese  Gesetze    als    mit   der    pragmatischen 
Sanction  unvereinbar  erklärte  und  eine  den  Interessen  des  Ge- 
sammtstaates  entsprechende    Revision    verlangte.    Ebensowenig 
deckt  sich  aber  diese  Construction    mit  dem    positiven  Gesetz- 
stoffe.   Der  III.  ungarische  Gesetzartikel  1848  denkt  die  Staats- 
gewalt in  der  Person  des  König  vereinigt  und  ebenso  stellt  das 
Österr.  Staatsgrundgesetz  vom  21.  December  1867  über  die  Re- 
gierungs-  und  Vollzugsgewalt  den  Kaiser  als  Träger  der  Staats- 
gewalt hin,  in  keinem  dieser  beiden  Gesetze  ist  von  einer  drit- 
ten,   vom  Kaiser    und  König    verschiedenen    Gesammtherscher- 
persönlichkeit  die  Rede.  Auch  die  Ausgleichsgesetze  (XII,  ung. 
Ges. -Artikel    1867    und  Ges.  vom    21.  December  1867)   kennen 
eine    solche    Gesammtherrscherpersönlichkeit   nicht    und    es   ist 
eine  unbewiesene  Behauptung,  dass  von  dieser  in  dem  §  10  des 
ung.  Ges.-Art.   1867  und  den  §  3  und  5  des   österr.   Ges.  vom 
21.  December  1867    die  Rede  sei.    Ebenso  spricht,   wie  ßider- 
mann  selbst  zugeben  muss,  der  Wortlaut  der  Ausgleichsgesetze 
in  Betreff  der  gemeinsamen  Ministor  und  der  Delegationen  und 
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auch  der  Vorgang  bei  Vereinbarung  tler  Ausgleichsgcsetze  gegen 
diese  Theorie.  Wäre  es  richtig,  dass  die  ehemalige  Centralge- 
walt  beim  Zuistandekomnieu  des  Ausgleichs  einen  Theil  ihrer 
Compctenzen  den  beiden  Theilstaaten  abgegeben,  den  Rest  aber 
behalten  habe,  so  müsste  hierüber  eine  Willeusäusserung  dieser 
Staatscentralgewalt  vorliegen. 

Wir  finden  abrr  im  Gegentheile,  dass  der  Kreis  der  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  beider  Staaten  durch  materiell  über- 
einstimmende, vertragsmässige  Willenserklärungen  eines  jeden  der 
beiden  Staaten  fixirt  und  dass  dabei  der  im  ungarischen  Ge- 
setz-Artikel XII.  18G7  ausdrücklich  ausgesprochene  Gedanke 
der  staatsrechtlichen  Selbstständigkeit  beider  Staatskörper  im 
Auge  behalten  \>ird. 

Ist  aber  diese  Gcsammtstaatstheorie  widcrspruchlos?  — 
Auch  diess  muss  man  in  Anknüpfung  an  den  im  ersten  x\bschiiitte 
entwickelten  Begriff  des  Bundesstaates  verneinen.  Das  Wesen  jeder 
Staatsgewalt  besteht  in  der  Herrschaft  über  unterworfene  Sub- 
jekte, denen  gegenüber  dieselbe  entweder  abstrakt  befehlend 
oder  konkret  vollziehend  auftritt. 

Es  gibt  kein  dieser  Centralgewalt  unterworfenes  Gesammt- 
volk,  da  es  nur  österreichische  und  ungarische  Staatsbürger 
gibt.  Es  gibt  aber  auch  kein  dieser  Centralgewalt  unterworfenes 
Gesammtstaatsgebiet,  was  sich  aus  §  1 1  lit.  c.  des  Sc.  G.  G.  über  die 
Reichsvertretung  ergibt,  da  über  Gebietsveränderungen  des  öster- 
reichischen Staatskörpers  Organe  der  österreichischen  Staats- 
gewalt allein  zu  entscheiden  haben.  Es  mangelt  dieser  Central- 
gewalt an  jeder  Corapetenz  zur  Erlassung  von  Rechtsnormen 
(materieller  Gesetze),  —  sie  kann  nicht,  wie  das  im  Wesen 
einer  souverainen  Bundesstaatsgewalt  liegen  würde,  ihren  Compe- 
tenzkreis  selbständig  erweitern ;  die  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten beider  Staaten  sind  vielmehr  auf  eine  gemeinsame 
Geschäftsführung  beschränkt,  die  aber  ihre  Grenzen 
stets  durch  den  materiell  übereinstimmenden  Gesetzwillen 
beider  Staaten  empfängt  und  bei  Geltendmachung  obrigkeitlicher 
Befugnisse  z.  B.  der  Militärpflicht,  Naturalleistungen  für  das 
Heer,  den  Unterthaneu  gegenüber  au  die  Rechtsnormen  und 
Organ«  eines  jeden  dieser  beiden  Staaten  gewiesen  ist. 
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Und  ist  es  endlich  natürlich  and  anschaulich,  wenn  wir 
uns  denken  sollen,  dass  eine  und  dieselbe  Person  in  zwei  St;>a- 
ten  herrscht  und  wieder  von  sich  selbst  als  Gesaramtherrscher 
beherscht  wird? 

II.  Aus  allen  diesen  Gründen  wird  es  nothwendig,  diese 
Gesaramtstaatstheorie  mit  einer  natürlicheren  und  dem  positiven 
Verfassungsrechte  angemesseneren  zu  vertauschen. 

Der  zusammengesetzte  östereichisch-ungarische  Staatskör- 
per kann  aber  weder  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Personalunion 
noch  des  Staatenbundes  aufgefasst  werden.  An  das  lose  Gefüge 
der  Personalunion  denkt  ohnehin  Niemand  und  wo  diese  Be- 
zeichnung auftauchte,  geschah  es  entweder  in  irriger  Auffassung 
de  Begriffes  der  Personalunion  oder  der  geschichtlichen  Grund- 
lagen der  Monarchie. 

Auch  vom  Staatenbund  kann  man  nicht  reden,  da  der- 
selbe nur  ein  völkerrechtliches  Societäts-Verhältnis  einander 
sonst  fremder  Staaten   ist. 

Die  rechtliche  Natur  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  nach  den  gegenwärtig  geltenden  Verfassungsgesetzen 
wird  als  R^alunion  zweier  staatsrechtlich  und  administrativ 
s^lbstständiger  Staaten  zu  charakterisiren  sein. 

Die  Grundlage  dieser  Realunion  bildet  die  pragmati  s  che 
Sanktion,  welche  den  beiden  Staaten  durch  die  nach  de.i- 
selben  Principien  der  Primogenitur,  der  Linealerbfolge  und  even- 
tuellen Successiou  der  Cognaten  und  Weiber  geordnete  Thron- 
folge das  Zusammenbleiben  und  die  Gemeinsamkeit  der  Herrschor- 
persönlichkeit verbürgt. 

Die  Bedingungen  der  Succession  sind  in  beiden  Staaten 
L^  dieselben ;  eine  Abänderung  des  Successionsrechtes  und  der 
•  Thronfolge  könnte  nicht  einseitig,  sondern  nur  durch  materiell 
übereinstimmende  Gesetze  beider  Staaten  erfolgen;  eine  frei- 
willige Entsagung  des  Herrschers  muss  sich  auf  beide  Staa- 
ten zugleich  beziehen.  Der  Kaiser  und  König  trägt  zwar 
in  seiner  Person  zwei  getrennte  Herrscherpersönlichkeiten ;  diese 
Trennung  beruht  aber  nur  auf  einer  juristischen  Abstraction 
da  physisch  nur  Ein  Träger  der  Staatsgewalten  vorhanden  ist. 
Daraus  ergibt  sich  ein  Doppeltes.    Zunächst  wird  dort,  wo  der 
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Herrscher   persönlich    auftritt,    diese    abstrakte   Trennung    ver- 
schwinden;  der  Monarch   ist  Kaiser   und    König   zugleich.     Es 
werden  daher   alle  Einrichtungen   und  Symbole,    welche  an  die 
Person  des  Herrschers   anknüpfen,    gemeinsam  sein,    also  z.  B. 
Titel,    Wappen   und  Hofstaat   des  Monarchen   sowie  Orden  und 
Würden  als  Ausstrahlungen  des  Glanzes  der  Krone,  da  der  die 
Herrscherpersönlichkeit  umgebende  Glanz  nur  der  Einen  phy- 
sischen Person  gilt.    Sodann  ergibt  sich  aus  der  Gemeinsamkeit 
des  Herrschers,   wenn  auch  nicht  die  rechtliche  Nothwendigkeit, 
so  doch    die    factische  Möglichkeit    einer    materiellen  Ueberein- 
stimmung  der   Willensrichtung    beider    Staaten,    insoferne    der 
M.-^narch  als  Kaiser  dasselbe  will,  was  er  als  König  gewollt  hat 
und  umgekehrt. 

Der  Zweck  dieser  Realunion  ist  die  gegen-  und  wechsel- 
seitige Vertheidigung  und  die  Bildung  einer  politischen  Ge- 
saramtmacht  gegenüber  dem  Auslande. 

Dieser  Zweck  erfordert  die  Verbindung  der  Mittel 
und  Kräfte  beider  Staaten  für  diesen  gemeinsamen 
und  identischen  Zweck ;  rücksichtlich  derselben  begründet  somit 
die  Realunion  zugleich  ein  Societätsverhältui  s^s. 

Hieraus  ergeben  sich  materiell  übereinstimmende  Verfas- 
sungsbestimmungen über  die  von  beiden  Staaten  gemeinsam  ge- 
führte Verwaltung  eines  gewissen  Kreises  von  Angelegenheiten, 
dann  über  Herstellung  eines  materiell  übereinstimmenden  Ge- 
setzesvvillens  beider  Staaten  auf  den  die  Realuniun  unmittelbar 
und  mittelbar  berührenden  Lebensgebieten  und  über  das  Socie- 
tätsverhältniss,  sowie  über  die  Fassung  von  Societätsbeschlüssen. 
Ein  volles  Verständniss  dieser  Punkte  wird  davon  abhän- 
gen, dass  man  sich  die  wesentliche  Verschiedenheit  der  beiden 
Hauptfunctionen  des  Staatslebens:  „Gesetzgebung"  und 
„Verwaltung"  vor  Augen  hält. 

Rechtsnormen  mit  verbindlicher  Kraft  und  äusserer  Auto- 
rität durch  Gesetzesbefehle  aufzustellen,  ist  eine  organische 
Function  des  Staatslebens;  —  ist  daher  die  österreichisch^un- 
garische  Monarchie  kein  Gesamratstaat,  sondern  nur  eine  reale 
Union  zweier  Staaten,  so  kann  es  auch  keine  Gesetzesbefehle 
des  sog.  Reiches,  d.  h.  der  österreichisch-ungarischen  Gesammt- 
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monarchie,  sondern  nur  österreichische  Gesetze  einerseits  und 
ungarische  Gesetze  andererseits  geben.  Die  Behauptung  der 
Existenz  eines  gemeinen  Reichsrechtes  wäre  eine  contradictio 
in  adiecto;  —  hingegen  ist  nicht  ausgeschlossen,  ja  es  wird 
sogar  durch  die  innige  Verbindung  der  beiden  Staaten  noth- 
wendig,  dass  die  Rechtsnormen  in  vieh  n  Fällen  übereinstim- 
men, was  dadurch  erzielt  wird,  dass  der  Kaiser  und  König  in 
jedem  der  beiden  Staaten  nur  einen  materiell  übereinstimmen- 
den Gesetzinbalt    mit   der  lormellen  Gesetzessanction   versieht. 

Verwaltung  (Laband)  bedeutet  Geschäftsführung. 
Ein  grossei  Theil  der  Verwaltungsgeschäfte  ist  nur  faktischer 
Natur  ohne  eine  begleitende  obrigkeitliche  Funktion.  Diese 
Natur  (icr  Verwaltungsgeschäfte  erklärt  die  Möglichkeit,  dass 
sich  selbst  einander  ganz  fremde  Staaten  für  gewisse  Angele- 
genheiten zu  gemeinsamer  Geschäftsführung  verbinden. 

Die  obrigkeitliche  Funktion  der  Verwaltung  beginnt 
erst  dort,  wo  sich  der  Staat  zur  Erreichung  eines  Verwaltungs- 
zweckes kraft  seines  Herrschaftsrechtes  über  Land  und  Leute 
an  den  Einzelnen  mit  konkreten,  nöLhigenfalls  mit  Zwang  durch- 
zusetzenden Verfügungen  wendet.  Wo  sich  nun  zwei  Staaten 
zur  gemeinsamen  Geschäftsführung  mit  einander  verbunden  ha- 
ben, werden  solche  obrigkeitliche  Verfügungen  nur  von 
dem  vermöge  seiner  Territorialhoheit  kompetenten  einzelneu 
Staate  gegen  die  Einwohner  erlassen  und  durchgesetzt  werden 
können.  So  können  sich  z.  B.  mehrere  Staaten  zur  Bildung 
eines  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtes  verbinden  (vergl. 
Art.  XII  der  deutschen  Bundesacte),  welches  im  Namen  der 
betreffenden  Staaten  die  logische  Funktion  der  Urtiieilsfindung 
ausübt,  dessen  ürtheile  in  dem  einzelneu  Staate  jedoch  nur 
durch  die  konkret  zuständige  Staatsgewalt  in  Vollzug  gesetzt 
werden  können.  Nur  insoferne  die  Verwaltung  besonderer 
Organe  bedarf,  die  unter  der  Herrschaft  einer  besonderen 
Dienstpflicht  stehen,  kann  von  Verfügungen  und  Verord- 
nungen der  geineinsamiMi  Verwaltung  gegenüber  diesen  unter 
der  Herrschaft  einer  besonderen  Dienstpflicht  stehenden  Per- 
sonen die  Rede  sein. 

Diese    dem    allgemeinen    Staatsrechte    entnommenen    Ge- 
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sichtspunkte  werden  das  Verständniss  der  gei.i  einsamen  An- 
gelegenheiten der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und  der 
Art  ihrer  Behandlung  erleichtern. 

Zu  diesen  gemeinsamen  Angelegenheiten  gehören  im 
Sinne  des  XII.  ungarischen  Gesetzartikels  1867  und  damit  ma- 
teriell übereinstimmend  nach  den  Gesetze  vom  21.  Dezember 
1867  Nr.  146: 

Die  auswärtigen  Angelegenheiten  mit  Einschluss 
der  diplomatischen  und  commerciellen  Vertretung  dem  Auslande 
gegenüber  sowie  die  in  Betreff  der  internationalen  Verträge 
etwa  nothwendigen  Verfügungen. 

Die  auswärtige  Verwaltung  umfasst  die  gesammte  Thätig- 
keit,  um  die  Rechte  der  beiden  unirten  Staaten  oder  die  Rechte 
und  Interessen  der  österreichischen  oder  ungarischen  Unter- 
thanen  im  Auslande  zu  wahren. 

Die  Mittel  hiezu  sind  der  Verkehr  mit  fremden  Staaten 
durch  Absendung  oder  Empfang  von  Gesandten,  der  Abschluss 
von  Staatsverträgen,  die  Selbsthilfe  durch  Repressalien  oder 
Krieg. 

Es  werden  daher  das  aktive  und  passive  Gesandtschafts- 
recht, das  Recht  der  Verträge  und  Bündnisse,  —  das  Recht 
des  Krieges  und  Friedens  als  Hoheitsrechte  in  Betreff  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  und  als  Bestandtheile  der  dem 
Monarchen  zukommenden  Repräsentativgewalt  angeführt. 

Herkommen  und  Gesetz  haben  die  einzelnen  Elemente 
dieser  Repräsentativgewalt  in  beiden  Staaten  gleichmässig  ge- 
ordnet; die  äusseren  Angelegenheiten  sind  neben  dem  Heerwesen 
das  Gebiet,  auf  dem  dem  persönlichen  Willen  des  Monarchen  relativ 
der  freieste  Spielraum  eingeräumt  ist. 

Im  diplomatischen  und  völkerrechtlichen  Verkehr  erchn'nt 
die  Monarchie  als  Gesammtstaat,.  -  wegen  der  Personeniden- 
titat  des  Kaisers  und  Königs  ist  es  daher  nicht  möglich,  neben 
emein  Gesandten  des  Gesammtstaates  noch  einen  besonderen 
i^andesgesandten  zu  beglaubigen. 

Die  Gesandten  des  Kaisers  und  Königs  sind  rechtlich 
gemeinsame  Beamte,  d.  h.  Organe  des  einen  und  des  ande- 
ren Staates,  d.^ren  Thätigkeit  durch  don  gemeinsamen   Minister 


des  Aeussem  geleitet  wird.  Daraus  folgt,  dass  sich  jeder  der 
beiden  Staaten  durch  seine  Behörden  direkt  oder  durch  Ver- 
mittlung des  gemeinsamen  Ministers  des  Aeussern  der  Gesandten 
zur  Vornahme  gewisser  Verwaltungsgeschäfte  z.  ß.  der  Zustel- 
lung von  Erlässen,  Ertheilung  thatsächlicher  Auskünfte,  Besor- 
gung der  Correspondenz  mit  ausländischen  Behörden  bedienen 
kann.  Da  die  Gesandten  ihre  Thätigkeit  im  Auslande,  somit 
ausserhalb  des  Herrschaftsgebietes  der  Monarchie  entfalten,  so 
können  ihnen  obrigkeitliche  Befugnisse  nicht  zukommen. 

Gleichfalls  gemeinsame  Beamte  sind  die  zur  Vertre- 
tung der  Handelsinteressen  beider  Staaten  im  Auslande  be- 
stellten C  0  n  s  u  1  n.  Auch  sie  sind  somit  Organe  des  einen 
wie  des  anderen  Staates,  was  aus  dem  Wortlaute  des  Art.  IX. 
des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1878  Nr.  62  R.-G.-Bl.  klar  hervor- 
geht, da  jeder  der  beiden  Handels-Minister  das  Recht  hat,  in 
Angelegenheiten  seines  Ressorts  mit  den  Consulen  in  direkte 
Correspondenz  zu  treten  und  diese  verpflichtet  sind,  die  nöthi- 
gen  Auskünfte  zu  ertheilen. 

Es  ist  eine  Consequenz  der  dualistischen  Gestaltung  der 
Monarchie,  dass  bei  denjenigen  Staatsverträgen,  welche  sich 
auf  die  Gesammtmonarchie  beziehen,  auf  Seite  der  letztern  ge- 
genüber dem  fremden  Staate  zwei  Kontrahenten  erscheinen. 
Solche  Staatsverträge  werden  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser 
von  Oesterreich  und  Apostolischen  König  von  Ungarn  einer- 
seits und  dem  fremden  Staate  andererseits  abgeschlossen. 

Es  ist  jedoch  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  dass 
nur  Einer  der  beiden  Theilstaaten  als  Contrahent  eintritt, 
aber  auch  in  diesem  Falle  werden  die  in  Betreff  eines  solchen 
internationalen  Vertrages  nothwendigen  Verfügungen  zunächst 
in  den  Wirkungskreis  des  gemeinsamen  Ministers  des  Aeussern 
fallen.  Es  ist  endlich  auch  möglich,  dass  zwischen  den  beiden 
Theilstaaten  Staatsverträge  abgeschlossen  werden.  Solche  Ver- 
einbarungen unter  den  beiden  Theilstaaten  werden  von  den  bei- 
derseitigen Ressortministern  im  Namen  der  beiden  Staaten  ab- 
geschlossen. 

Das  Heer  ist  die  organisirte  pliysische  Macht  des  Staates. 
Militärhoheit   ist  das  Recht  der  Staatsgewalt,  eine  bewaff- 
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uete  Macht  zu  bilden,  zu  organisiren,  deu  Oberbefehl  über  die- 
selbe zu  führen,  Vertheidigungsanstalten  herzustellen  und  die 
zur  technischen  und  ökonomischen  Leitung  des  Heerwesens 
nöthigen  Behörden  zu  bestellen,  zu  organisiren  und  zu  in- 
stiuiren. 

Diese  Rechte  hat  der  Kaiser  und  König  als  Staatsober- 
haupt eines  jeden  Theilstaates;  allein  das  Heer  als  Gesammt- 
macht  hat  die  Bestimmung,  den  Gesammtstaat  zu  schützen. 
Die  äussere  Einheit  des  Heerwesens  wird  dadurch  erreicht,  dass 
der  Kaiser  und  König  nach  dem  Verfassungsrechte  der  beiden 
Staaten  in  BetrefiF  des  Heerwesens  den  relativ  freiesten  Spiel- 
raum besitzt.  Aber  auch  da,  wo  in  Betreff  der  Militärgewalt 
in  beiden  Staaten  die  Mitwirkung  anderer  Organe  iiöthig  vvird, 
hat  das  Verfassuugsrecht  beiderseits  für  eine  materiell  über- 
einstimmende Willensrichtung  beider  Staaten  vorgesorgt. 

Bei  Zergliederung  der  Militärhoheit  in  ihre  einzelnen 
Elemente  ergibt  sich  folgendes: 

d)  Die  Feststellung  des  Wehrsystems  d.  h.  die  Bestim- 
mung, in  welche  Bestandtheile  die  bewaffnete  Macht  zerfallen 
soll,  ist  Gegenstand  der  Gesetzgebung.  Ebenso  ist  die  Be- 
stimmung der  Wehrpflicht  und  des  ümfanges  der  Naturallei- 
stungen in  Betreff  Verpflegung  und  Einquartirung  der  Truppen 
Gegenstand  der  Gesetzgebung.  Allein  diese  Gesetze  müssen  in 
Betreff  des  Wehrsystems  und  der  Wehrpflicht  in  beiden  Staaten 
materiell  übereinstimmen.  (§  2  Ges.  v.  21.  Dezember  —  §  12, 
13  ung.  Ges.  Art.  XH  1867.) 

b)  Dagegen  ist  die  Leitung,  Gliederung  und  innere  Organi- 
sation der  Armee  ein  ausschliessliches  Majestätsrecht  des 
Kaisers  und  Königs  (§  b  Ges.  21.  Dezember  1867  Nr,  146  und 
§  11  ung.  G.  A.  Xn  1867).  In  dem  Organisationsrechte  liegt 
auch  das  Recht  der  Bestimmung  der  Bezüge  der  Militärperso- 
nen durch  Regulative  (Gebührenreglements).  Diese  Regulativga- 
walt  findet  jedoch  ihre  doppelte  Grenze  an  der  Mitwirkung  des 
Reichsrathes  und  des  ungarischen  Reichstages  bei  Bestimmung 
des  zur  Bildung  und  Erneuerung  des  Heeres  jahrlich  auszuhe- 
benden Uekrutencontingents  (§  lljit.  b  R.-G.-G.  21  Dzbr.  1867 
über  die  Reichsvertretung;  —  §  12  XH  G.-A.  1867),    dann  in 
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dem  Budgetrechte  der  Delegationen  und  in  der  Fixirung  des 
Maximalbestandes  der  Landes-  und  Seemacht.  (§11  Wehr- 
Gesetz.) 

Ebenso  gehört  die  Regelung  des  Pflichtenkreises  der  Mi- 
litärpersonen und  der  Discjplin  in  der  Armee  zu  den  Rechten 
des  höchsten  Kriegsherrn.  Der  Eintritt  in  das  Militärverhält- 
niss  begründet  für  den  Einzelnen  eine  Sonderstellung;  der  Sol- 
dat unterliegt  von  dem  Momente  seines  Eintrittes  in  das  Mili- 
tärverhältni<s  einem  Ausnahmsrechte,  das  sich  insbesondere  in 
der  Unterstellung  der  Militärpersonen  unter  ein  besonderes  Mi- 
litärstrafrecht und  unter  besondere  Militärstrafgerichte  äussert. 
(Vgl.  Militärstrafgesetzbuch  vom  15.  Jänner  1855  Nr.  19  R.- 
G.-Bl.,  Ges.  20.  Mai  1869  Nr.  78  über  den  Wirkungskreis  der 
Militärgerichte). 

c)  Dagegen  unterliegt  die  Bestimmung  der  sich  nicht  auf 
die  Dienstpflicht  beziehenden  bürgerlichen  und  politischen  Rechts- 
verhältnisse der  Militärpersonen  der  Gesetzgebung  beider  Staa- 
ten. Mit  Recht  wurden  daher  die  Versorgungsansprüche  der 
Personen  des  stehenden  Heeres  beiderseits  im  Wege  ,  der  Ge- 
setzgebung geregelt.  (Vgl.  Ges.  v.  27.  Dezember  1875  Nr.  158 
R.-G.-Bl-  und  51  G.  A.  1875.) 

d)  Die  Verwaltungsbehörden  des  Heerwesens  zeigen  inso- 
fern einen  Dualismus,  als  das  gemeinsame  k.  und  k.  Reichs- 
kriegsministerium die  technisch-militärischen  und  ökonomischen 
Angelegenheiten  des  Heerkörpers  verwaltet  und  die  finanziellen 
Erfordernisse  desselben  den  Delegationen  gegenüber,  unter  Ver- 
antwortlichkeit gegenüber  denselben  und  unter  Controlle  durch 
dieselben,  vertritt,  während  die  Landesvertheidigungsministerien 
die  auf  Bestaud,  Erhaltung,  Verpflegung  und  Bequartirung  des 
Heeres  sich  beziehenden  Unterthanspflichten  geltend  macht. 

Ueber  das  gemeinsame  Finanzwesen  können  wir 
uns  kurz  fassen :  Gibt  es  keinen  österreichisch-ungarischen  Ge- 
sammtstaat  im  Sinne  eines  beiden  Theilstaaten  übergeordneten 
idealen  Ganzen,  so  gibt  es  auch  keinen  Reichs fiscus,  son- 
dern nur  einen  österreichischen,  und  einen  ungarischen  Fiscus  und 
daneben  nach  Analogie  einer  Bundeskassa  eine  gemeinsame  Ein- 
nahms-und  Ausgabskassa,  in  welche  die  eigenen  Einnahmen  derge- 
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meinsamen  Äfinisterien,  dann  die  Reinerträgnisse  des  als  ge- 
meinsame Einnahme  erklärten  Zollgefälles  beider  Staaten  und 
die  nach  dem  Ges.  vom  27.  Juni  I8G8  Nr.  61  R.-G.-Bl.  zu  er- 
mittelnden und  zu  vertheilenden  Matrikularbeiträge  beider  Staa- 
ten einfliessen. 

Ebensowenig  kann  von  einer  selbstständigen  Finanzgewalt 
und  einem  Besteuerungsrechte  des  Reiches  die  Rede  sein. 

Das  Wesen  der  Realunion  haben  wir  oben  als  Gemein- 
samkeit gewisser  Organe  zweier  Staaten  charakterisirt.  In  Oester- 
reich-Ungarn  sind  diese  gemeinsamen  Organe  der  Monarch  und  die 
gemeinsamen  Minister. 

Letztere  und  die  ihnen  untergeordneten  Verwaltungsbe- 
hörden sind  nur  ein  Reflex  des  gemeinsamen  Souverains  und 
sind  Minister  beider  Staaten  (vgl.  Juraschek  Personal-  und 
Realunion  S.  117). 

Damit  ist  aber  der  Kreis  der  gemeinsamen  Organe  abge- 
schlossen. Die  Delegationen  sind  kein  gemeinsames  Organ, 
sondern  nur  relativ  selbstständige,  durch  Instructionen  nicht 
beschränkten  Ausschüsse  der  beiderseitigen  Volksvertretungen 
welche  nach  dem  Verfassungsrechte  beider  Staaten  zur  Mitwir- 
kung bei  Fassung  von  Societätsbeschlüssen  im  Kreise  der  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  und  zur  ControUe  der  gemeinsa- 
men Verwaltung  bestellt  sind.  An  und  für  sich  wäre  es  denk- 
bar, dass  die  beiden  Parlamente  selbst  die  auf  Bestimmung 
der  Kosten  der  gemeinsamen  Verwaltung  sich  beziehenden  Be- 
schlüsse fassen  und  diese  Controlle  selbst  ausüben.  Allein  im 
Interesse  der  Geschäftsvereinfachung  ist  im  Verfassungsrechte 
beider  Staaten  bestimmt,  dass  der  ungarische  Reichstag  und 
der  österreichische  Reichsrath  das  ihnen  in  thesi  zustehende 
Recht  der  Mitwirkung  bei  Verwaltung  der  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten nicht  selbst  sondern  durch  Delegationen  ausüben, 
deren  innerhalb  ihres  festbegrenzten  Competenzkreises  gefasste 
Beschlüsse  so  anzusehen  sind,  als  wenn  dieselben  von  den  beider- 
seitigen Vertretungskörpern  selbst  gefasst  worderi  wären. 

Es  liegt  in  der  Natur  einer  nur  aus  zwei  Theilnehmern 
bestehenden  Societät,  dass  ein  Societätsbeschluss  nur  durch 
übereinstimmende  Willenserklärung   der   beiden  Mitglieder   der 
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Societät  zu  Stande  koinraen  kann.  Es  müssen  daher  die  vom 
Kaiser  und  Könige  zu  sanktionirendeu  Beschlüsse  der  beiden 
Delegationen  materiell  übereinstimmen.  In  diesen  sanktio- 
nirten  Delegationsbeschlüssen  liegt  aber  nicht  die  Willenser- 
klärung eines  den  beiden  Theilstaaten  übergeordneten  Gesammt- 
staates,  sondern  nur  die  einen  Societätsbeschluss  konstituirende 
materiell  übereinstimmende  Willenserklärung  zweier  Staaten.! 
Die  Bestimmungen  des  österr.  Gesetzes  v.  21.  Dezember  1867 
Nr.  146  R.-G.-Bl.  und  des  XII  ung.  Gesctzartikel  1865—1867 
über  den  Schriftenwechsel  unter  den  Delegationen  und  die  An- 
ordnung von  Plenarsitzungen  bei  Erfolglosigkeit  desselben  haben 
nur  den  Zweck,    diese  üebereinstimmuug   möglich    zu  machen. 

Insbesondere  sind  Plenarsitzungen  der  Delegationen  und 
die  gemeinsame  Abstimmung  nur  das  Mittel,  um  zu  einem 
Socictätsbeschlusse  dadurch  zu  gelangen,  dass  der  Majoritäts- 
beschluss  des  Plenums  als  beiderseitiger  Staatswille  hingestellt 
wird.  Dagegen  wäre  es  mit  Rücksicht  auf  die  strikte  Bestim- 
mung des  §.  28  der  ung.  XII.  Ges.  Art.  1867  verfehlt,  in  dem 
Plenum  der  Delegationen  entweder  ein  Centralparlament  eines 
beiden  Theilstaaten  übergeordneten  Gesammtstaates  —  oder 
mindestens  ein  gemeinsames  Organ  der  beiden  durch  Real- 
uniou  verbundenen  Staaten  zu  erblicken. 

Neben  dem  staatsrechtlichen  Verhältnisse  von  Oesterreich 
und  Ungarn  läuft  das  völkerrechtliche  Verhältniss  beider  Staaten 
einher.  Das  Zusammenleben  beider  Staaten  in  der  Realunion 
begründet  das  beiderseitige  Interesse  an  der  gleichmässigen 
Gestaltung  gewisser  Lebeusgebiete.  Dieser  Interessenkreis  ist 
in  §.  2  des  öster.  Ges.  vom  21.  Dezember  1867  Nr.  146  und 
den  §§.  58—66  des  XII.  Ges.  Art.  1867  umschrieben. 

Es  ist  jedoch  hier  auf  eine  Incongruenz  beider  Gesetze  auf- 
merksam zu  machen.  Das  österr.  Gesetz  sagt :  Ausserdem  sollen 
nachstehende  Angelegenheiten  zwar  nicht  gemeinsam  verwaltet 
jedoch  nach  gleichen,  von  Zeit  zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grund- 
sätzen behandelt  werden: 

1.)  die  kommercielien  Angelegenheiten,  speziell  die  Zoll- 
gesetzgebung ; 
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2.)  die  Gesetzgebung  über  die  mit  der  industiielleu  Pro- 
duktion in  enger  Verbindung  stehenden   indirekten  Abgaben ; 

3.)  die  Feststellung  des   Münzweseiis  und   des  Geldfusses ; 

4.)  Verfügungen  hinsichtlich  jener  Eisenbahnlinien,  welche 
das  Interesse  beider  Reichhälften  berühren; 

5.)  die  Feststellung  des  Wehrsystems. 

Aus  dieser  Textirung  scheint  sich  zu  ergeben,  dass  der  ocster- 
reichische  Staat  auf  die  selbstständig  einseitige  Regelung  dieser 
Angelegenheiten  verzichtet  und  somit  seiner  Staatsgewalt 
selbst  gewisse  Schranken  gezogen  hat. 

Allein  im  XII.  ung.  G.  Art.  1867  findet  sich  im  §.  13 
bloss  bezüglich  des  Wehrsystems  ein  strikter  Verzicht  auf  ein- 
seitige Regelung ;  bezüglich  der  anderen  Punkte  wird  auf  das 
abzuschliessende  Zoll-  und  Handelsbündniss  verwiesen. 

Kommt  dieses  Zoll-  und  Handelsbündniss  nicht  zu  Stande, 
so  nimmt  der  ungarische  Staat  das  Recht  der  selbstständigen 
Regelung  dieser  Angelegenheiten  indirect  in  Anspruch,  wodurch 
die  von  der  österreichischen  Staatsgewalt  sich  selbst  gezogene 
Schranke  von  selbst  hinfällig  wird.  Formell  besteht  somit  für 
die  als  wünschenswerth  hingestellte  Gleichartigkeit  der  Gesetz- 
gebung keine  Verfassungsgarantie. 

Die  zur  Vereinbarung  der  gleichen  Grundsätze  für  die 
oberwähiteu  Gebiete  in  Aussicht  genommenen  Deputationen  der 
beiderseitigen  Volksvertretungen  haben  bloss  den  Zweck,  die 
Vereinbarung  zu  erleichtern  und  ändern  Nichts  an  dem  völker- 
rechtlichen Character  dieser  Vereinbarungen  (vgl.  §.  61  XII 
G.  A.  1867). 

UI.  Es  erübrigt  noch  die  gesonderte  Betrachtung  der 
rcchtlic''en  Natur  eines  jeden  der  beiden  unirten  Staatskörper. 
Djin  ei  nn  mangelt  eine  gesetzlich  fixirte  einheitliche  Bezeich- 
nung, ijdem  sein  Name  durch  ein  Collectivum:  „Die  im 
Reicbsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Län- 
der« ausgedrückt  wird.  Man  wird  indessen  wohl  kaum  fehl- 
greifen, wenn  mau  diesen  Staatskörper  mit  dem  altehrwürdigen 
Namen  „Oestcrreich"  bezeichnet. 

Dei  erwähnte  Collectivname  scheint  eher  auf  eine  födera- 
tive als  eine    einheitsstaatliche    Organisation   hinzudeuten.     Es 
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hat  den  Anschein,  uls  ob  die  einzelnen  stets  mit  dem  zukommen- 
den Titel  bezeichnete',!  Königreiche  und  Länder  etwas  mehr  sind 
als  bloss  administrative  Bezirke  des  Staatsganzen,  —  dass  den- 
selben vielmehr  eine  selbstständige  Existenz  ja  sogar  der  Cha- 
rakter von  Einzelnstaaten  zukomme,  aus  denen  sich  der  Ge- 
sanimtstaat  als  eine  über  den  Theilen  stehende  Ordnung  zu- 
sammensetzt. 

Für  diese  Aulfassung  scheinen  mehrfache  Momente  zu 
sprechen,  als : die  Textirung  der  §§  1  und  11  des  St.  G.G.  über 
die  Keichsvertretiing,  welche  bei  Anerkennung  einer  gemein- 
samen Vertretung,  gemeinsamer  Interessen  und  einer  gemeinsamen 
Gesetzgebung  dieser  Länder  indirect  eine  Sonderexistenz  der- 
selben nach  diesen  Richtungen  voraussetzen,  —  ferner  die  indi- 
viduelle Berücksiclitigung  der  Kronländer  bei  Bildung  der  De- 
legation des  Reichsrathes  (§.  8  Ges.  vom  21.  Dezember  1867 
über  die  gemeinsamen  Angelegenheiten),  —  endlich  aber  insbe- 
sondere der  Umstand,  dass  jedes  Kronland  in  seinem  Landtage 
ein  eigenes  zur  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  berufenes 
Organ  beeitzt,  so  dass  also  hinsichtlich  dieser  wichtigsten  Funk- 
tion des  Staatslebens  zwischen  Reich  und  Land,  Reichs-  und 
Landesgesetzgebung  unterschieden  wird. 

Allein  es  wäre  vom  Standpunkte  des  positiven  Verfas- 
sungsrechtes verfehlt,  dieser  allerdings  in  den  Wünschen  poli* 
tischer  Parteien  gelegenen  Auffassung  Raum  zu  gönnen.  Man 
wird  sich  daran  zu  erinnern  haben,  dass  eine  bundesstaatliche 
Organisation  eine  Mehrheit  von  Staatsgewalten  voraussetzt, 
während  im  Einheitsstaate  nur  Eine  Staatsgewalt  vorhanden  ist, 
wobei  jedoch  eine  decentralisirte  Organisation  des  letztern, 
welche  den  einzelnen  Theilen  in  Verwaltung  und  Gesetzgebung 
eine  relative  Selbstständigkeit   einräumt ,  vorhanden   sein    kann. 

Das  Staatsgrundgesetz  von  21.  Dezember  1867  Nro.  145 
über  die  Ausübung  der  Regierungs-  und  Vollzugsgewalt  spricht 
deutlich  aus,  dass  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  nur  Eine  Staatsgewalt  wirksam  ist,  deren 
Träger  der  Kaiser  ist.  Ebenso  sind  in  dem  allgemeinen  öster- 
reichischen Ötaatsbürgerrecht  (Art.  I.  Ges.  vom  21.  Dezember 
1867)  und  in  dem  als  einheitliches  Ganzes  erscheinenden  Staats- 
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gebiete  (arg.  §.  11  lit.  a.  des  Gesetzes    über  die  Reichsvertre- 
tung) Elemente  des  Einheitsstaates  rechtlich  gegeben. 

Die  weitere  Structur  des  österreichischen  Staatskörpers 
bewegt  sich  allerdings  in  der  Richtung  der  staatsrechtlichen 
Üecentralisation.  Die  Kronländer  sind  relativ  selbstständige 
Thcile  des  Ganzen. 

Diese  Selbstständigkeit  zeigt  sich  zunächst  in  der  Aner- 
kennung der  Kronländer  als  Selbstverwaltungskörper  zur  Voll- 
ziehung örtlich  begrenzter  staatlicher  Aufgaben  nach  Massgabe 
der  Gesetze  und  unter  Controlle  der  Staatsgewalt  durch  eigene 
wirthschaftliche  Mittel.  Die  Funktion  der  Kronländer  als  Selbst- 
verwaltungskörper ist  eine  dreifache.  Die  Kronländer  sind  zu- 
nächst selbstständige  Finanzkörper  mit  selbstständigeni 
Vermögen  und  Einkommen.  Vermögen  und  Einkommen  setzen 
sich  zusammen  aus  dem  wirthschaftlichen  Besitze  und  den 
Gefällen  der  früheren  Stände  (Domestikaltond),  aus  den  seiner 
Entstehung  und  Widmung  nach  ein  Eigenthum  des  Landes  bil- 
denden Fonden  und  aus  den  Landessteuern,  welche  bei  Unzu- 
zureichenheit  der  Erträgnisse  des  Stammvermögens  in  der  Form 
von  Umlagen  zu  den  directen  Staatssteuern  bis  zur  Höhe  von 
107o  durch  autonomen  Landtagsbeschluss,  in  einem  höheren 
Betrage  oder  in  einer  anderen  Form  dagegen  njit  kaiserlicher 
Genehmigung  erhoben  werden  können.  Mit  Hilfe  dieses  Ein- 
kommens entfaltet  das  Land  seine  Verwaltungf^thätigkeit,  vor- 
nehmlich im  Gebiete  der  inneren  Verwaltung  zur  Befriedi- 
gung der  Collectivbedürfnisse  seines  Verbandes,  durch  Errich- 
tung und  Verwaltung  selbststäadiger  Lanlesanstalten  im  Ge- 
biete des  Gesundheitswesens,  des  Unterrichtes,  der  Kunst, 
>yissenschaft  und  gesellschaftlichen  Hilfe,  —  durch  öffentliche 
Bauten  z.  B.  Strassenbauten,  Flusscorrectionen,  dann  durch 
Goncurrenz  bei  den  vom  Staate  oder  einem  anderen  Verwal- 
tungskörper unterhaltenen  Anstalten,  woraus  dem  Lande  das 
Recht  der  Aufsicht,  der  Organisation  und  der  Erlassung  von 
Reglements  hinsichtlich  dieser  Anstalten  und  Einrichtungen 
zukommt.  Endlich  überlässt  der  Staat  dem  Lande  obrigkeit- 
liche Funktionen,  insbesondere  die  Oberaufsicht  über  die 
Selbstverwaltungskörper  der   Gemeinde  und  des  Bezirl^es  (§.  23 
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L.  0.)  und  einen  Theil  der  Verwaltungsjustiz,  indem  der 
Landesausschuss  im  Instanzenzuge  in  Sachen  der  Selbstver- 
waltung über  Beschlüsse  der  Selbstverwaltungskörper  niederer 
Ordnung  (Gemeinden,  Bezirke)  entscheidet. 

Das  den  Kronländern  als  Selbstverwaltungskörpern  einge- 
räumte Recht,  über  Verwendung  der  Einnahmen,  über  System 
und  Mass  der  Zwangsbeiträge,  über  Verwaltungsreglements 
selbständig  zu  entscheiden,  bildet  die  Autonomie  derselben. 
Dieser  Autonomie  und  Selbstverwaltung  gegenüber  übt  die 
Staatsgewalt  eine  doppelte  Controlle.  Zunächst  übt  sie  eine 
politische  Controlle  zur  Abwehr  einer  dem  allgemeinen 
Wohle  des  Staates  schädlichen  oder  gefährlichen  Thätigkeit^  da- 
her sie  von  den  Beschlüssen  der  Orgaue  Kenntniss  nimmt  (vrgl. 
z.  B.  §.  40  L.  0.),  die  dem  öffentlichen  Wohle  oder  den  be- 
stehenden Gesetzen  zuwiderlaufenden  Beschlüsse  sistiren  und  ver- 
nichten (§.  42  L.  0  )  und  den  Landtag  als  Organ  des  Landes  auflösen 
kann.  Sodann  übt  die  Staatsgewalt  durch  den  Verwaltungsge- 
richtshof der  Landesverwaltung  gegenüber  eine  Rechtscon- 
trolle,  welche  über  Klage  des  in  seinen  Rechten  verletzten 
Tlieiles  die  die  rechtlichen  Schranken  überschreitenden  Entschei- 
dungen und  Verfügungen  der  Laudesverwaltung  aufhebt  (§  2 
Ges.  V.  22.  Oktober  1875). 

Andererseits  steht  wieder  dem  Lande  der  Rechtsschutz 
durch  das  Reichsgericht  zur  Seite,  dass  nicht  der  gesetzliche 
Wirkungskreis  desselben  durch  in  denselben  eingreifenden  Ver- 
fügungen und  Entscheidungen  der  Regierungbehörden  beein- 
trächtigt werde  (Art.  II  lit.  b.  Ges.  über  das  Reichsgericht). 

In  einer  zweiten  Richtung  zeigt  sich  die  Selbstständigkeit 
der  Kronländer  in  der  Organisation  der  Volksvertretung.  Neben 
dem  Reichsrathe,  der  zur  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  in 
der  im  §.  11  St.  G.G.  über  Reichsvertretung  aufgezählten  mater- 
iellen Richtungen,  dann  zur  Mitwirkung  bei  gewissen  wichtigen 
VerwaUungsgeschäften,  als  der  Feststellung  des  jährlichen 
Staatsvoranschlagcs,  der  Veräuserung,  Umwandlung  und  Be- 
lastung des  unbeweglichen  Staatsvermögens,  der  Aufnahme 
neuer  und  Convertirung  bestehender  Staatsschulden,  der  jähr- 
lichen   Bewilligung    der    auszuhebenden    Mannschaft,     endlich 
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zur  politischen  Kontrolle  der  gesammten  Regierungsthätigkeit 
berechtigt  ist,  ist  in  jedem  Kronlande  der  Landtag  zur  Mit- 
wirkung bei  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  d.  i. 
zur  Erlassung  von  für  das  einzelne  Kronland  allein  geltenden 
Rechtsnormen  in  Betreff  aller  nicht  dem  Reichsrathe  ausdrück- 
lich zugewiesener  Objekte  berufen. 

IV.  Der  Organismus  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  gliedert  sich  historisch  in  vier  Bestandtheile : 

a.  das  Königreich  Ungarn 

b.  das  Grrossfürdtenthum  Siebenbürgen 

c.  die  Königreiche  Kroatien  und  Slavonien 

d.  die  Militärgrenze. 

Siebenbürgen  wurde  durch  den  1848  L  Klausenburger 
und  VII.  Pressburger  1848er  Gesetzartikel,  beziehungsweise  den 
Gesetzartikel  XLIIL  1868  in  Ungarn  incorporirt.  Aus 
dem  Titel  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Ungarn  als  Gross- 
fürst Siebenbürgens  und  Graf  der  bzekler  kann  zum  Nachtheile 
der  gesetzlichen  Einheit  Ungarns  und  Siebenbürgens  keinerlei 
Folgerung  hergeleitet  werden  (§  17.  G.  A.  XLIII.  1868).  Der 
XIL  ung.  G.  A,  1876  verfügt  die  Auftheilnng  des  fundus  regius 
unter  die  Jurisdictionsbezirke  und  hebt  die  in  Betreff  derselben 
in  administrativer  Beziehung  bestehenden  Ausnahmen  auf.  Das 
Amt  eines  Sachsen-Comes  erlischt  und  dieser  Titel  übergeht 
auf  den  Obergespan  des  Hermannstädter  Comitats  als  Präses 
der  Generalversammlung  der  sächsischen  Universität. 

Der  Wirkungskreis  der  sächsischen  Universität  wird  auf 
Unterrichtsangelegenheiten  beschränkt  und  wird  demselben  als 
Selbstverwaltungskörper  die  Verfügung  über  das  Universitäts- 
vermögen, über  die  Verwendung  der  verwalteten  Stiftungen  zu 
den  diessbezüglich  bestimmten  Zwecken  und  die  Ueberwachung 
dieser  Stiftungen  belassen. 

Das  staatsrechtliche  Verhältniss  zwischen  Ungarn  und 
Croatien-Slavonien  lässt  sich  als  unio  realis  inaequalis  bezeichnen. 

Das  staatsrechtliche  Verhältniss  Croatiens  uud  Slavoniens, 
die  von  ungarischen  Staatsrechtslehren  partes  adnexae  Ungarns 
genannt  werden,  beruht  auf  dem  XXX.  G.  A.  1868  und  dem 
XXXIV.  G.  A.  1873.     Ungarn    und  Croatien-Slavonien    bilden 
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eine  und  dieselbe  staatliche  Gemeinschaft.  Aus  dieser  Gemein- 
schaft und  Zusammengehörigkeit  folgt,  dass  der  König  von  Un- 
garn und  von  Kroatien-Slavonien  mit  einer  und  derselben  Krone 
und  mittelst  eines  und  desselben  Krönungsactes  gekrönt  wird. 
Die  Realunion  bezieht  sich  in  Gcöetzgebung  und  Verwaltung  auf 
das  Wehrsystem  und  Verfügungen  hinsichtlich  der  Verpflegung 
und  Dislociiung  der  Truppen,  das  Finanzwesen,  einen  grossen 
Theil  der  Volkswirthschaftspflege,  das  Gewerbe,  Vereinspost- 
wesen, die  Fremdenpolizei  und  Natuialisirung.  In  allen  diesen 
Angelegenheiten  sind  die  Organe  beiden  Staaten  gemeinsam 
oder  richtiger  die  Verwaltung  wird  von  den  ungarischen  Mini- 
sterien und  den  von  denselben  abhängigen  Verwaltungsbehörden 
geführt ;  zur  Gesetzgebung  in  diesen  Angelegenheiten  ist  der  ge- 
meinschaftliche Reichstag  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
berufen,  an  den  34  vom  kroatischen  Landtage  aus  seinen  eige- 
nen Mitgliedern  in  das  Repräsentantenhaus  und  zwei  von  dem 
Landtage  in  das  Oberhaus  entsendeten  Mitglieder,  dann  in  dem 
Oberhause  die  Magnaten  und  jene  weltlichen  und  kirchlichen 
Würdenträger,  die  bereits  vor  dem  Jahre  1848  daselbst  Sitze 
und  Stimme  hatten,  Theil  nehmen.  Symbole  der  Realunion  sind  : 
die  vereinigten  Wappen  Ungarns  und  Croatiens,  Slavoniens  und 
Dalmatiens;  —  die  Aufhissung  der  vereinigten  kroatisch- sla- 
vonisch-dalmatinischen  Flagge  auf  dem  Reichstagsgebäude  neben 
der  ungarischen  bei  Verhandlung  über  die  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten und  die  Beifügung  des  Königstitels  von  Croatien, 
Slavonien  und  Dalmatien  auf  den  von  den  Ländern  der  unga- 
rischen Krone  zu  prägenden  Münzen.    — 

In  allen  übrigen  Angelegenheiten  besitzt  Kroatien-Slavo- 
nien Autonomie  d.  h.  eine  selbstständige  Landesregierung, 
eine  selbstständige  Verwaltung  und  Gesetzgebung.  Dieses  Er- 
forderniss  der  inneren  Verwaltung  Kroatiens  und  Slavoniens 
wird  durch  45»/o  der  reinen  Staatseinnahmen  aus  diesen  Län- 
dern gedeckt. 

In  der  Militär  grenze,  soweit  dieselbe  nicht  durch 
die  Patente  vom  8.  Juni  1871  und  9.  Juni  1872  provinzialisirt 
ist,  übt  der  Kaiser  und  König  als  oberster  Kriegsiierr  eine 
absoJute  Gewalt  aus.  Die  staatsrechtliche  Stellung  dieses  Ge- 
bietes wird  einer  besonderen  Abhandlung  vorbehalten. 
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A  n  h  a  n  gr. 

Sanctio  Pragmatica,   Ueber  die  Erbfolge  des  durchlauchtigsten  Hauses 

Oesterreich.  {Aus  dem  Codex  austriacus  III.  Th.  S.  683.) 

(rrotocoll  hierüber  vom  19.  April  1713.) 

Ihre  kaiserliche  Majestät  haben  auf  den  19.  April  1713 
um  10  Uhr  allen  Dero  allhier  in  Wien  anwesenden  geheimen 
Käthen,  an  dem  gewönlichen  Ort  zu  erscheinen,  ansagen  lassen. 
Als  nun  die  bestimmte  Stunde  herbeigekommen,  haben  sich 
Ihre  kaiserliche  Majestät  in  Dero  geheime  Raths  Stube,  unter 
den  Baldachin  begeben,  und  vor  den  gewöhnlichen  Kaiserlichen 
Tisch  gestellet,  darauf  auch  Dero  geheime  Räthe  undMinistros 
hinein  berufen,  diese  seind  in  ihrer  Ordnung  eingetreten,  und 
jeder  an  seinem  Ort  stehen  geblieben.  Als:  (folgt  die  Auf- 
zähluug  der  Anwesenden). 

Nachdem  nun  alle  gemeldete  geheime  Räthe  und  Ministri 
beisammen  waren,  haben  Ihre  Kaiserliche  Majestät  vormeldet: 
Dass  die  Ursache  und  Zweck  dieser  Berufung  Ihrer  Dero  ge- 
heimen Räthe  und  Ministrorum  wäre,  ihnen  zu  erkennen  zu 
geben,  dass  von,  und  zwischen  weiland  Ihrer  in  Gott  ruhenden 
gnädig-  und  hochgeehrtesten  Herrn  Vaters,  Kaisers  Leopoldi, 
und  geliebtesten  Herin  Bruders,  damals  Römischen  Königs  und 
nachgehends  auch  Römischen  Kaisers,  Josephi,  Majestäten  und 
Liebden,  glorwürdigster  Gedächtniss,  und  dann  Ihro  Kaiserlichen 
Majestät,  als  damals  declarirten  König  in  Hispanien,  gewisse 
Dispositionen,  Ordnung  und  Pacta  successoria  errichtet,  und 
in  Gegenwart  verschiedener  Kaiserlicher  geheimer  Räthe  und 
Ministrorum  allerseits  beschworen  worden. 

Weilen  aber  von  denenselben  Räthen  und  Ministris,  we- 
nige mehr  beim  Leben  sich  befänden,  so  hätten  Ihro  Kaiser- 
liche Majestät  der  Nothdurft  erachtet,  ihnen  anwesenden  ge:= 
heimen  Räthen  und  Ministris,  nicht  allein  obige  Anzeige  zu 
thun,  sondern  auch  gemeldete  Satzung  und  Pacta  selbsten  kund 
zu  machen,  und  vorlesen  zu  lassen  ;  wie  dann  Ihro  Kaiserliche 
Majestät  solche  Ablesung  Ihrem  Hof-Kanzler,  Grafen  von  Seilern, 
stracks  allergnädigst  anbefohlen  haben. 

Solchem  nach  hat  derselbe  aus  dem  bei  banden  gehabten 
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Königlich  Spanischen,  von  damahls  Königlichen,  nunmehro  auch 
Kaiserlichen  Majestät  unterschriebenen,  und  mit  Ihrem  anhan- 
genden Königlichen  Insiegel  bekräftigten  Original  Acceptions- 
Instrument,  den  Spanischen  Eingang,  folglich  auch  Kaisers 
Leopoldi,  und  Römischen  Königs  Josephi,  unterschriebenen, 
und  mit  anhangenden  zweifachen  Kaiser  und  Königlichen  In- 
siegeln  bestätigten  Successions-Insrument,  den  vöUigen  Inhalt 
von  Anfang  bis  zu  Ende,  sammt  dem  beigefügten  notariatisf  ben 
Anhang :  endlich  wiederum  aus  dem  Königlich  Spanischen  In- 
strument, die  Anuehm-  und  Ihrer  seitige  Verbindung,  bis  zu 
Ende  ebenmässig  mit  dem  notariatischen  Anhang,  laut  und 
deutlich  abgelesen,  welche  Insrumenta  datiret  seind  Wien 
den  12.  September  1703.  (Ein  lateinisches  Fi^xemplar  dieser 
Successionsakte  findet  sich  im  Codex  austriacus  III.  Tlieil, 
Seite  452.) 

Nachdem  dieses  also  geschehen,  haben  Ihro  Kaiserliche 
Majestät  hauptsächlichen  Inhalts  weiters  vermeldet :  Es  sei  aus 
denen  abgelesenen  Instrumentis,  die  richtige  und  beschworene 
Disposition,  und  das  ewige  Pactum  mutuae  successionis,  zwi- 
schen beeden  Joseph-  und  Karolinischen  Linien,  zu  verneh;nen 
gewesen,  dass  dahero  nebenst,  und  zu  denen  von  Wailund  Iliro 
Kaiserlichen  Majestät  Leopolde  und  Josepbo  höchstseeligster 
Gedächtniss,  Ihrer  Kaiserlichen  Majestät  übertragenen  Erb- 
königreiche und  Länder,  nunmehro  nach  Absterben  weiland 
ihres  Herrn  Bruders  Majestät  und  Liebden,  ohne  mä'inliche 
Erben,  auf  Ihre  Kaiserliche  Majestät,  auch  alle  dessen  hinter- 
lassene  Erb-Königreiche  und  Lande  gefallen,  und  sämmtlich 
bei  Ihren  ehelichen  Männlichen  Leibf^s-Erben,  nach  dem  Jure 
primogeniturae,  so  lang  solche  vorhanden,  unzertheilt  zu  ver- 
bleiben haben.  Auf  Ihres  Männlichen  Stammes  Abgang  aber, 
so  Gott  gnädiglich  abwenden  wolle,  nuf  die  Ehelich  hinterlassende 
Töchter,  allzeit  nach  Ordnung  und  Recht  (!er  Primogenitur, 
gleichmässig  unzertheilt  kommen  ;  ferners,  in  Ermangelung  oder 
Abgang  der  von  Ihrer  Kaiserlichen  Majestät  herstammender 
aller  Ehelich. -n  Descendenten,  Manu-  und  Weiblichen 
Geschlechtes,  dieses  Erb-R echt  aller  Erb-König- 
reich  und  Lande,  un  z  er  thei  1  te  r  auf  Ihro  Majestät 
Herrn    Bruders    Josephi    Kaiserlicher    Majestät    und    Liebdeu, 
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seeligster  Gedächtniss,  nachgelassene  Frau  Tochter,  und  deren 
Eheliehe  Descendenten,  wiederum  auf  obige  Weise  nach  dem 
Jure  priuiogeiiiturae,  fallen,  eben  nach  diesem  Recht  und 
Ordnung  auch  ihnen  Frauen  Eitz-Herzoginen,  all  andere  Vor- 
zug ,  und  Vorgänge,  gegenwärtig  zustehen  undgedeien  müssteo. 

Alles  in  dem  Verstand,  dass  nach  beenden,  der  jezt  re- 
gierenden Carolinischen ,  und  nachfolgender  in  dem  weiblichen 
Geschlecht  hinterlassenen  Josephinischen  Linien ,  Ihrer  Kaiser- 
lichen Majestät  Frau  Schwestern,  und  allen  übrigen  Linien  des 
Durchlauchtigsten  Ertz-Hauses,  nach  dem  Recht  der  Erst-Geburt, 
in  ihrer  daher  entspringenden  Ordnung,  jedes  Erb-Recht,  und 
was  dem  anklebet,  gebühre,  allerdings  bevorbleibe,  und  bevor- 
behalten  sei. 

Um  Willen  nun  diese  immerwährende  Satzung,  Ordnung 
und  Pacta,  zu  Ehre  Gottes,  und  Conservation  aller  Erb-Lande, 
angesehen,  erreichet,  und  nächst,  und  sammt  weiland  ihres  Herrn 
Vaters  und  Herrn  Bruders  Majestät  und  Liebden,  von  Ihrer 
Kaiserlichen  Majestät  durch  leiblichen  Eid-Schwur  bekräftiget 
worden:  so  würden  so  wohl  Ihre  Kaiserliche  Majestät  darob 
beständig  halten,  als  Ihre  Majestät  zu  ihnen  geheimden  Räthen 
und  Ministris  sich  mildest  vorsähen,  dieselbe  auch  gnädigst  er- 
mahneten,  und  ihnen  betehlten,  dass  nicht  minder  sie  solche 
Pacta  und  Verordnungen  vollkommentlich  zu  beobachten,  zu  er- 
halten, und  zu  verthädigen,  gedacht  und  beflissen  sein  sollten, 
und  werden ;  wie  dann  Ihre  Kaiserliche  Majestät,  zu  diesem 
Ende,  Sie  geheime  Räthe  und  Ministros,  in  diesem  Fall  ferners 
des  vinculi  silentii  entlassen  haben  wollten.  Wornach  Ihre 
Kaiserliche  Majestät,  und  folgend  die  Herrn  geheime  Räthe  und 
Ministri,  abgetreten  seind. 

Das  obiges  alles  also  vorgegangen,  und  verhandelt  worden, 
bezeuge  mit  meiner  eigenen  Hand  Unterschrifit,  und  gewöhn- 
lichem Petschaft. 

Wien,  den  19.  April  1713. 

Ich  Georg  Friedrich  von  Schickh. 
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n.  Annahme  des  östereickischen  Kaisertitels. 
(Kais.  Pat.  v.  11.  August   1804.  Pol.  G.  S.  XXII.  Bd.  Nr.  20.) 

Obschon  Wir  durch  göttliche  Fügung  und  die  Wahl  der 
Kurfürsten  des  römisch-deutschen  Reiches  zu  einer  Würde  ge 
diehen  sind,  welche  Uns  für  Unsere  Person  keinen  Zuwachs  an 
Titel  und  Ansehen  zu  wünschen  übrig  lässt,  so  muss  doch  Un- 
sere Sorgfalt  als  Regent  des  Hauses  und  der  Monarchie  von 
Oesterreich  dahin  gerichtet  sein,  dass  jene  vollkommene  Gleich- 
heit des  Titels  und  der  erblichen  Würde  mit  den  vorzüglich- 
sten europäischen  Regenten  und  Mächten  aufrecht  erhalten  und 
behauptet  werde,  welche  den  Souveränen  Oesterreichs  sowohl 
in  Hinsicht  des  uralten  Glanzes  Ihres  Erzhauses,  als  vermöge 
der  Grösse  und  Bevölkerung  Ihrer,  so  beträchtliche  Königreiche 
und  unabhängige  Fürstenthümer  in  sich  fassenden  Staat  ge- 
bührt, und  durch  völkerrechtliche  Ausübung  oder  Tractate  ver- 
sichert ist. 

Wir  sehen  Uns  demnach  zur  dauerhaften  Befestigung 
dieser  vollkommenen  Rangsgleichheit  veranlasst  und  berechtigt, 
nach  den  Beispielen,  welche  in  dem  vorigen  Jahrhundert  der 
russisch-kaiserliche  Hof,  und  nunmehr  auch  der  neue  Beherr- 
scher Frankreichs  gegeben  hat,  dem  Hause  von  Oesterreich, 
in  Rücksicht  auf  dessen  unabhängige  Staaten,  den  erblichen 
Kaisertitel  ebenfalls  beizulegen. 

In  Gemässheit  dessen  haben  Wir  nach  gepflogener  reif- 
licher Ueberlegung  beschlossen,  für  Uns  und  Unsere  Nachfolger 
^n  dem  unzertrennlichen  Besitz  Unserer  unabhängigen  König- 
reiche und  Staaten  den  Titel  und  die  Würde  eines  erblichen 
Kaisers  von  Oesterreich  (als  den  Namen  Unseres  Erzhauses) 
dergestallt  feierlichst  anzunehmen  und  festzusetzen,  dass  Unsere 
sämmtlichen  ,  Königreiche,  Fürstenthümer  und  Provinzen  ihre 
bisherigen  Titel,  Verfassungen ,  Vorrechte  und  Verhältnisse  fer- 
nerhin unverändert  beibehalten  sollen. 

Zu  Folge  dieser  Unserer  allerhöchsten  Entschliessung  und 
Erklärung  verordnen  Wir:  1.  dass  unmittelbar  nach  Unserem 
Titel  eines  erwählten  römisch-deutschen  Kaisers  jener  eines 
erblichen  Kaisers  von  Oesterreich  eingeschaltet  werde. 

2.  Soll  allen,  sowolil  Unseren  Detcendenten   beiderlei  Ge- 
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schlechts,  als  jenen  unserer  Nachfolger  in  der  Regentschaft  des 
Erzhauses,  der  Titel  von  kais.  königl.  Prinzen  und  Prinzessin- 
nen, nebst  jenem  von  Erzherzogen  und  Erzherzoginnen  von 
Oesterreich,  dann  von  k.  k.  Hoheiten  beigelegt  werden. 

3.  Gleichwie  aber  alle  Unsere  Königreiche  und  andere 
Staaten  vorbesagter  Massen  in  ihren  bisherigen  Benennungen 
und  Zuständen  ungeschmälert  zu  verbleiben  haben,  so  ist  sol- 
ches insonderheit  von  Unserem  Königreiche  Ungarn  und  den 
damit  vereinigten  Landen,  dann  von  denjenigen  Unserer  Erb- 
staaten, welche  bisher  mit  dem  römisch-deutschen  Reiche  in 
unmittelbarem  Verbände  gestanden  sind,  und  auch  in  Zukunft 
die  nämlichen  Verhältnisse  mit  demselben,  in  Gemässheit  der 
von  Unseren  Vorfahren  im  römisch-deutschen  Kaiserthume  und 
Unserem  Erzbause  ertheilten  Privilegien,  beibehalten  sollen,  zu 
verstehen. 

4.  Wir  halten  Unsern  weiteren  Entschliessungen  die  Be- 
stimmung derjenigen  Feierlichkeiten  bevor,  welche  Wir  für  Uns 
und  Unsere  Nachfolger  in  Ansehung  der  Krönung  als  erbliche 
Kaiser  festzusetzen  für  gut  finden  werden ;  jedoch  soll  es  bei 
denjenigen  Krönungen,  welche  Wir  und  Unsere  Vorfahren  als 
Könige  von  Ungaren  und  Böhmen  empfangen  haben,  ohne  Ab- 
änderung in  Zukunft  verbleiben. 
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